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ZWEI JAHRZEHNTE TAB – 
VIEL LOB FÜR DEN JUBILAR
Der 20. Geburtstag des Büros für Tech-
nikfolgen-Abschätzung beim Deut-
schen Bundestag (TAB) war Anlass 
einer Festveranstaltung am 29. Sep-
tember 2010 im Paul-Löbe-Haus des 
Deutschen Bundestages mit mehr als 
100 geladenen Gästen.
Eröffnet wurde die Veranstaltung vom 
Präsidenten des Deutschen Bundesta-
ges, Professor Dr. Norbert Lammert. 
Er unterstrich die hohe Bedeutung des 
TAB als wissenschaftliche Beratungs-
einrichtung für den Bundestag und sei-
ne Ausschüsse. Auch in zwei weiteren 
Redebeiträgen sowie einer Podiums-
diskussion mit Parlamentariern und 
Wissenschaftlern wurde eine überaus 
positive Bilanz von 20 Jahren Tech-
nikfolgenabschätzung beim Deutschen 
Bundestag gezogen.
Am nächsten Tag stand zu später Stun-
de eine Plenardebatte zur parlamen-
tarischen Technikfolgenabschätzung 
im Deutschen Bundestag an. Die Ver-
treter der Fraktionen nahmen dabei 
nochmals die Gelegenheit wahr, die 
erfolgreiche Arbeit des TAB im Auf-
trag des Deutschen Bundestages zu 
würdigen.
Dass die für das TAB eingesetzten Gel-
der »eine lohnende Investition« sind, 
ist im Übrigen das Fazit, das man jetzt 
in einem aktuellen Bericht des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (ABFTA) 
nachlesen kann (Drs. 17/3010). Das 
Organisationsmodell der parlamenta-
rischen Technikfolgenabschätzung – so 
wird konstatiert – ermögliche sowohl 
eine bedarfs- und adressatenorientierte 
wie auch eine »unabhängige und ausge-
wogene wissenschaftliche Politikbera-
tung«. Die Technikfolgenabschätzung 
sei längst »in der Mitte des Parlaments« 
angekommen, heißt es weiter. So neh-
me die Zahl der Anfragen nach wissen-
schaftlicher Beratung aus Ausschüssen 
und Fraktionen seit Jahren kontinuier-
lich zu. Der große Bedarf sei mit den 
jetzigen Strukturen und Mitteln nicht 
mehr zu decken. Deshalb beabsichti-
gen die Berichterstatter, sich für eine 
Erhöhung des »seit fast zwei Jahrzehn-
ten unveränderten Haushaltssatzes« 
einzusetzen.
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hat in einem Antrag (»Technik-
folgenabschätzung im Bundestag und 
in der Gesellschaft stärken«) gefor-
dert, der Bundestag möge die Mittel 
für das TAB »angemessen« aufstocken. 
Weitergehend sollen Technikfolgenab-
schätzung und unabhängige Begleit-
forschung als feste Bestandteile der 
öffentlichen Forschung ausgebaut wer-
den (Drs. 17/3063). Auch die Fraktion 
der SPD unterstreicht in einem Antrag 
(»20 Jahre Büro für Technikfolgenab-
schätzung beim Deutschen Bundestag – 
ein gelungenes Beispiel und internatio-
nales Modell für den Austausch von 
Wissenschaft und Politik«) die positi-
ven Folgen der Berichte des TAB und 
den wachsenden Bedarf an TA. Das 
TAB sei ein richtungsweisendes Mo-
dell für eine parlamentarische Bera-
tungseinrichtung in Informations- und 
Wissensgesellschaften des 21. Jahrhun-
derts. Insbesondere soll unter Bezug-
nahme auf die erfolgreiche Arbeit des 
TAB ein Ausbau der TA auch im Rah-
men der europäischen Kooperation er-
möglicht werden und die TA auch im 
8. Forschungsrahmenprogramm einen 
hinreichend großen Raum bekommen 
(Drs. 17/3414). 
Die Veranstaltung zum TAB-Geburts-
tag im Paul-Löbe-Haus ist als Video auf 
der Website des TAB (www.tab-beim-
bundestag.de/de/aktuelles/20101006.
html) und des Deutschen Bundestages 
nachvollziehbar. Dort sind auch die 
»TA-Bilanz« des ABFTA, die Reden 
der Berichterstatter für TA, sowie die 
Anträge von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD abrufbar. 
TAB-PROJEKT »ELEKTRONISCHE 
PETITIONEN UND MODERNISIE-
RUNG DES PETITIONSWESENS 
IN EUROPA« STÖSST AUF
GROSSES INTERESSE
Nachdem die Hansestadt und das Land 
Bremen zum Jahresbeginn öffentliche
E-Petitionen nach dem Vorbild des 
Deutschen Bundestages eingeführt hat-
ten, steht dies nun auch im Bundesland 
Rheinland-Pfalz auf der Tagesordnung. 
Auf einer Anhörung des Petitionsaus-
schusses des Landtags in Mainz am 
5. Oktober 2010 konnte Ulrich Riehm 
vom TAB über Ergebnisse aus dem lau-
fenden TA-Projekt »Modernisierung des 
Petitionswesens in Europa« berichten, 
wobei insbesondere seine Einschätzung 
der öffentlichen Petitionen des Deut-
schen Bundestages interessierte. Zum 
gleichen Thema wurde Ulrich Riehm zur 
»Tagung der Vorsitzenden und stellver-
tretenden Vorsitzenden der Petitions-
ausschüsse des Bundes und der Län-
der mit den Bürgerbeauftragten aus der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
deutschsprachigen Raum Europas« am 
27. September 2010 nach Schwerin ein-
geladen. Im Mittelpunkt einer lebhaften 
Diskussionen standen die geringen Zu-
lassungsquoten für öffentliche Petitio-
nen an den Deutschen Bundestag sowie 
die Erfahrungen mit den Onlineforen 
zur Diskussion öffentlicher Petitionen.
Auch im Süden der Republik wird das 
Thema debattiert. Die Hanns-Seidel-
Stiftung führte in Kooperation mit 
Mehr Demokratie e.V. am 16. Novem-
ber 2011 in München eine Expertenta-
gung zum Thema »Öffentliche Petitio-
nen und Volksinitiative« durch, zu der 
der Leiter des TAB-Projekts ebenfalls 
eingeladen wurde.
»FORTPFLANZUNGSMEDIZIN« 
– EIN HOCHAKTUELLES THEMA 
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gnostik (PID) in Öffentlichkeit und 
Politik hatte der ABFTA beschlos-
sen, die Präsentation der Ergebnis-
se des Endberichts zum TA-Projekt 
»Fortpflanzungsmedizin – Rahmen-
bedingungen, wissenschaftlich-tech-
nische Entwicklungen und Folgen« 
am 27. Oktober 2010 im Rahmen 
einer öffentlichen Ausschuss sitzung 
durchzuführen. An der zweistündi-
gen Veranstaltung nahmen – neben 
den Ausschussmitgliedern – zahlrei-
che Interessierte aus den Fraktionen, 
Ministerien, der Fachöffentlichkeit so-
wie Medienvertreter teil. Dass der Be-
richt des TAB zum jetzigen Zeitpunkt 
und somit »hochaktuell auch vor dem 
Hintergrund des Urteils des Bundes-
gerichtshofes zur Strafbarkeit der PID 
sowie der jüngst ergangenen Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtsho-
fes für Menschenrechte zur Anwen-
dung der reproduk tionsmedizinischen 
Techniken« – so die Ausschussvor-
sitzende Ulla Burchardt – präsen-
tiert werden konnte, bezeichneten 
die Vertreter aller Fraktionen als 
»Punktlandung«. 
Die von Bärbel Hüsing und Christoph 
Revermann ausführlich vorgetrage-
nen Ergebnisse des Projekts führten 
zu vielen interessierten Fragen der Ab-
geordneten. Der ABFTA beschloss die 
Abnahme des Berichts und die Veröf-
fentlichung als Bundestagsdrucksa-
che (Drs. 17/3759). Am 8. November 
2010 wurde der Bericht – sowie er-
gänzende Rechercheergebnisse zum 
Themenfeld »PID« – auch in einer 
eigens anberaumten Sitzung der AG 
»Biotechnologie und Bioethik« der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, an der etwa 25 Abgeordnete 
und Fraktionsangestellte teilnahmen, 
vorgestellt und diskutiert. Weitere Dis-
kussionsrunden in anderen Ausschüs-
sen und auch Fraktionen werden fol-
gen. Vermutlich im Januar 2011 wird 
der Bericht auch als TAB-Arbeitsbe-
richt Nr. 139 in gedruckter Version 
vorliegen.
TAB-BERICHTE IM BUNDESTAG
Die TAB-Arbeitsberichte Nr. 98 »Re-
duzierung der Flächeninanspruchnah-
me – Ziele, Maßnahmen, Wirkungen« 
und Nr. 131 »Ubiquitäres Computing« 
wurden im Juni 2010 abschließend be-
raten und zur Kenntnis genommen. 
Der Bericht Nr. 133 »Blockaden bei 
der Etablierung neuer Schlüsseltech-
nologien« ist als Bundestagsdrucksa-
che Nr. 17/2000 erschienen. Ohne Prä-
sentation abgenommen wurden im Juni 
2010 die TAB-Berichte Nr. 134 »Medi-
zintechnische Innovationen – Heraus-
forderungen für die Forschungs-, Ge-
sundheits- und Wirtschaftspolitik« und 
Nr. 135 »Stand und Bedingungen kli-
nischer Forschung in Deutschland und 
im Vergleich zu anderen Ländern un-
ter besonderer Berücksichtigung nicht-
kommerzieller Studien« sowie im No-
vember 2010 der TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 136 »Chancen und Herausforde-
rungen neuer Energiepflanzen«. Alle 
drei Berichte werden als Bundestags-




HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE FOR-
SCHUNGS-, GESUNDHEITS- UND 
WIRTSCHAFTSPOLITIK
Die Medizintechnikbranche zeichnet 
sich durch ausgeprägte Innovations-
kraft, hohe Wissensintensität und ge-
sellschaftliche Relevanz aufgrund 
ihrer Beiträge zur Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung aus. Sie gilt in 
Deutschland als Zukunftsbranche, 
ist in vielen Bereichen international 
herausragend und nimmt neben den 
USA und Japan einen führenden Platz 
auf dem Weltmarkt ein. Trotz dieser 
günstigen Ausgangsposition steht die 
Branche vor einer Reihe von Heraus-
forderungen, die sich aus größerem in-
ternationalem Wettbewerb, Interna-
tionalisierung der Produktions- und 
Vertriebsstrukturen und sich verän-
dernden Bedingungen im Gesundheits-
wesen ergeben.
Ziel des im Auftrag des Ausschusses 
für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung durchgeführten Po-
litikbenchmarkings war es, Anforde-
rungen an die Forschungspolitik aus 
gesundheits- und wirtschaftspoliti-
schen Zielsetzungen und Strategien 
abzuleiten und Mechanismen, Proze-
duren und Instrumente zu identifizie-
ren, mit denen mögliche Zielkonflik-
te aufgelöst und Synergien ausgenutzt 
werden könnten. Der jetzt verfügba-
re TAB-Arbeitsbericht stellt als zwei 
Good-Practice-Beispiele die Situation 
in Großbritannien und in der Schweiz 
vor, die für erfolgreiche Medizintech-
nik und deren Förderung bekannt sind, 
und prüft, inwieweit eine Übertragbar-
keit auf die Verhältnisse in Deutsch-
land möglich ist. Aufbauend auf diesen 
Analysen werden aus forschungspoliti-
scher Sicht Handlungsoptionen für eine 
erfolgreiche Innovationspolitik in der 
Medizintechnik in Deutschland ent-
wickelt. Diese sind zugeschnitten auf 
Forschungsförderung und Innovations-
politik, auf die Thematik der Markt-
zulassung sowie die Möglichkeiten, 
kleine und mittelständische Unterneh-
men in ihrer Kooperationsfähigkeit zu 
stärken.
Das Druckexemplar des TAB-Arbeits-
berichts Nr. 134 kann beim TAB-Se-
kretariat angefordert werden. In Kürze 




















10Seit ihren Anfängen entwickeln sich Forschung und Anwendung der Repro-
duktionsmedizin äußerst dynamisch, und zugleich ist sie Gegenstand intensi-
ver gesellschaftlicher Debatten. Beginnend im ersten Drittel des vergangenen 
Jahrhunderts wurde in der Fachliteratur wie auch in der Öffentlichkeit mit wach-
sender Selbstverständlichkeit von künstlicher Befruchtung und ihren verschie-
denen Methoden und Möglichkeiten gesprochen. Die zunehmende Bekannt-
heit resultierte aber nicht nur aus dem medizinischen Nutzen, sondern erklärt 
sich auch aus den zeitgenössischen Wünschen und Erwartungen. Diese mobili-
sierten oftmals Hoffnungen, die über ihren konkreten Nutzen oder ihre Folgen 
hin ausgingen, bedienten zugleich aber auch Ängste und Visionen. In den Dis-
kursen der Fachwissenschaftler wie der Journalisten ging es deshalb nicht nur 
um biologische und medizinische Fragen, sondern auch um ethische Grenzen 
der Medizin, um die gesellschaftliche Rolle von Kinderwunsch und Fortpflan-
zung und um das Verhältnis der Geschlechter.
Prinzipiell werden die heutigen De-
batten inhaltlich ähnlich geführt, be-
rühren in vergleichbarer Weise Hoff-
nungen und Ängste. Darüber hinaus 
werden derzeit in erster Linie die aus 
den etablierten »Standardmethoden« 
resultierenden innovativen Techniken 
und die möglichen – aber zugleich 
noch nicht ausreichend erforschten 
– Folgen der künstlichen Befruch-
tung für die Gesundheit der Kinder 
sowie die Belastungen der repro-
duktionsmedizinischen Behandlun-
gen für die Frauen diskutiert. Auch 
ist heute die Kinderwunschbehand-
lung national wie international in 
ganz andere und neue Problemlagen 
eingebettet, wie z.B. demografische 
Entwicklungen, technologische Inno-
vationen und medizinische Möglich-
keiten. Sie wird aber auch deutlich 
durch ethisch-juristische Normen – 
in unterschiedlicher Ausprägung und 
Wirkung in den verschiedenen Kultu-
ren und Staaten – beeinflusst.
KINDERWUNSCH – 
WUNSCHVERHALTEN
Nach Thorn (2008, S. 140) sind die 
meisten Kulturen »pronatalistisch« 
ausgerichtet: Reproduktion und El-
ternschaft stellen wichtige Werte dar, 
und von Paaren wird zumeist erwar-
tet, dass sie sich fortpflanzen und 
dass dies auch ihr Wunsch ist. Paa-
re, die sich nicht reproduzieren kön-
nen oder wollen, zeigen in dieser Per-
spektive ein deviantes Verhalten und 
entsprechen nicht den normativen Er-
wartungshaltungen. In evolutionsbio-
logischer Perspektive (aber nicht nur 
in dieser) führt(e) Unfruchtbarkeit 
bzw. Kinderlosigkeit häufig zu einer 
Stigmatisierung der Betroffenen, da 
sie sich – gewollt oder ungewollt – ih-
rer generativen Verantwortung entzie-
hen. Auch aktuelle stereotypische Zu-
schreibungen wie »double income, no 
kids« (DINK) verdeutlichen ein gewis-
ses Missfallen in unserer heutigen (kin-
derarmen) Gesellschaft, dass eine be-
stimmte Gruppe dem Anschein nach 
stärker ihr eigenes Wohl auf Kosten 
des gesellschaftlichen Wohls berück-
sichtigt. Zugleich ist es nachvollzieh-
bar, dass ein Kinderwunsch, der nicht 
in Erfüllung geht, von den Beteiligten 
als eine Lebenskrise erfahren wird, und 
zugleich eine medizinische und gesell-
schaftlich solidarische Unterstützung 
als angebracht erscheinen lässt. Kon-
sens besteht auch im Hinblick auf die 
reproduktive Autonomie eines Paares 
(einer Person). Und entsprechend ge-
hört es auch zu den in besonderer Wei-
se geschützten Persönlichkeitsrechten, 
nicht daran gehindert zu werden, ein 
Kind zu zeugen – unabhängig von der 
Frage, ob es ein positives Recht auf Er-
füllung eines Kinderwunsches gibt (u.a. 
BÄK 2006, S. A1392 ff.).
Bis zum Zeitpunkt der Feststellung 
einer Fruchtbarkeitsstörung oder gar 
der Diagnose vollständiger Infertilität 
bzw. Sterilität gehen viele Menschen 
wie selbstverständlich davon aus, dass 
WUNSCHERFÜLLENDE MEDIZIN? EINFÜHRUNG IN DAS 
SCHWERPUNKTTHEMA »REPRODUKTIONSMEDIZIN«
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sie ein Kind zeugen, schwanger wer-
den und Elternschaft leben können. Im 
Vorfeld haben sich die meisten nicht 
mit ungewollter Kinderlosigkeit aus-
einandergesetzt, dies geschieht in al-
ler Regel erst beim Auftreten von Pro-
blemen. Bei vielen Betroffenen löst die 
Diagnose eine schwere Krise in ihrem 
Leben bzw. in ihrer Paarbeziehung 
aus. Eine solche Erschütterung bzw. 
der Verlust einer Zukunftsvision ist 
gekennzeichnet u.a. durch Kränkung 
des Selbstwertgefühls oder Verlust der 
gewünschten Lebensperspektive, kann 
aber auch Scham- und Schuldgefühle 
auslösen oder zu Schuldzuweisungen 
an den Partner (bei einseitiger Inferti-
lität/Sterilität) führen. Die am stärks-
ten betroffenen Domänen der Lebens-
qualität sind Gesundheit (psychische 
und physische), emotionale Vitalität 
und geistige Leistungsfähigkeit so-
wie sozial adäquates Verhalten. Äu-
ßerst belastend kann eine – tatsäch-
liche oder so empfundene – soziale 
Isolation und Stigmatisierung sein. 
Der Leidensdruck steigt in der Regel 
mit zunehmender Dauer des unerfüll-
ten Kinderwunsches. Die Bewältigung 
der Krise hängt nicht zuletzt davon 
ab, auf welche Rahmenbedingungen 
Frauen und Männer während der Dia-
gnosestellung und der möglicherweise 
daraus resultierenden Kinderwunsch-
behandlung mithilfe reproduktions-
medizinischer bzw. -technologischer 
Verfahren treffen (Hauser 2008).
Generell ist eine wachsende Nachfrage 
nach Kinderwunschbehandlungen zu 
verzeichnen. Dies liegt zum einen an ei-
ner zunehmenden Etablierung und da-
mit einhergehenden Akzeptanz repro-
duktiver Technologien. Zum anderen 
gibt es Hinweise auf einen steigenden 
Anteil von Paaren mit Fruchtbarkeits-
störungen. Die Ursachen liegen mögli-
cherweise in einer generellen Zunahme 
von Risikofaktoren, wie Umweltbe-
lastungen, ungesunde Lebensführung 
oder urogenitale Infektionen und Er-
krankungen. Ein wichtiger Grund liegt 
aber auch in der zunehmenden Ver-
schiebung des Kinderwunsches (von 
Frauen) in eine spätere Lebensphase, 
in der die natürliche Fruchtbarkeit be-
reits deutlich gesunken ist, und in der 
zudem von einer starken Risikoerhö-
hung für Gesundheit von Mutter und 
Kind auszugehen ist. 
Mitverantwortlich für die Verschiebung 
der Elternschaft in eine spätere (und un-
ter Umständen zu späte) Lebenspha-
se ist nach Ansicht mancher Experten 
auch ein oftmals suggerierter und sich 
zunehmend in weiten Teilen der Gesell-
schaft manifestierender »Machbarkeits-
wahn«. Dieser entsteht beispielsweise 
vor dem Hintergrund sich häufender Be-
richte über Frauen, die 40 Jahre oder äl-
ter sind, und nun scheinbar in der »Blüte 
ihres Lebens« ihr erstes Kind erwar-
ten. Dass viele dazu die Unterstützung 
reproduktionsmedizinischer Verfahren 
in Anspruch nehmen müssen und wie 
viele letztlich trotz wiederholter künst-
licher Befruchtungsversuche ungewollt 
kinderlos bleiben, wird häufig nicht dis-
kutiert (Erdle 2008, S. 29).
Grundsätzlich unterliegt die Aussicht 
auf die Geburt eines Kindes »von Na-
tur aus« einer Reihe von Einschrän-
kungen: Auf dem Weg von Ovulation,
Konzeption, Nidation, Plazentation bis 
zur Geburt existiert eine Vielzahl von 
Ereignissen, in deren Folge es nicht zu 
einer Schwangerschaft kommt oder die-
se sich nicht weiterentwickelt. Der hohe 
Verlust an Konzeptionen und Embry-
onen ist der menschlichen Reproduk-
tion inhärent und aus vielen Stu dien 
zur In-vivo-Konzeption seit Langem 
bekannt. Zusammen mit den medizi-
nischen Gründen für Infertilität bzw. 
Sterilität bedeutet dies in Zahlen ausge-
drückt z.B., dass in Deutschland durch-
schnittlich etwa 1 bis 1,5 Mio. bzw. 10 
bis 15 % aller Paare ungewollt kinder-
los sind bzw. bleiben – entsprechend 
etwa 3 bis 4 % der 25- bis 59-jährigen 
Frauen und Männer. Jährlich nehmen 
ca. 200.000 Paare reproduktionsmedi-
zinische Hilfen (in irgendeiner Art und 
Weise) in Anspruch. Davon unterzo-
UNFRUCHTBARKEIT, STERILITÄT, INFERTILITÄT
Mit ungewollter Kinderlosigkeit wird nach WHO ein durch das Leiden an ei-
ner Unfruchtbarkeit gekennzeichneter und als Krankheit anerkannter Zustand 
bezeichnet, der die Unfähigkeit eines Paares beschreibt, ein gesundes Kind zu 
zeugen oder auszutragen. Ein Paar gilt als steril, wenn trotz bestehenden Kin-
derwunsches nach 24 Monaten regelmäßigen Geschlechtsverkehrs eine Emp-
fängnis ausbleibt. Der Begriff Infertilität bezeichnet die (wiederholte) Unfä-
higkeit, eine Schwangerschaft bis zur Geburt auszutragen. Etwa ein Drittel 
der Unfruchtbarkeit beruht auf rein weiblichen, ein Drittel auf rein männli-
chen und bei einem Drittel der Fälle auf kombinierten Ursachen.
RISIKOFAKTOR ALTER DER FRAU
Der biologisch eindeutige Zusammenhang zwischen Alter und abnehmen-
der Fruchtbarkeit der Frau durch das deutlich gestiegene Erstgraviditätsalter 
hat sich demografisch klar bemerkbar gemacht. Seit den 1970er Jahren ist in 
Deutschland das Durchschnittsalter Erstgebärender von ca. 24 auf 30 Jahre 
gestiegen. Parallel dazu stieg auch das Alter von Frauen in der Kinderwunsch-
behandlung, über 56 % sind 40 Jahre oder älter. Der Effekt des Alters auf 
die weibliche Fruchtbarkeit ist insbesondere auf chromosomale Aberrationen 
der Oocyte zurückzuführen. So zeigen Untersuchungsergebnisse bei 63 % der 
Embryonen von über 30-jährigen Frauen und sogar 81 % der Embryonen bei 

















10gen sich im Jahr 2008 ca. 40.000 Frau-
en einer konkreten reproduktionsme-
dizinischen Behandlung (Diedrich et 
al. 2008). 
WUNSCHERFÜLLUNG
Die Fortpflanzungsmedizin (auch ART: 
assistierte Reproduktionstechnologie; 
»assisted reproductive techniques«) 
stellt medizinisch-technische Optio-
nen für den Umgang mit unerfülltem 
Kinderwunsch bereit. Hierzu gehören 
alle Behandlungen und Verfahren, die 
den Umgang mit menschlichen Eizel-
len, Spermien oder Embryonen mit 
dem Ziel umfassen, eine Schwanger-
schaft und die Geburt eines Kindes her-
beizuführen. Die In-vitro-Fertilisation 
(IVF) kann als die Schlüsseltechnologie 
der modernen Reproduktionsmedizin 
gelten. Indem bei ihrer Durchführung 
die menschlichen Keimzellen sozusa-
gen auf den Labortisch geholt werden, 
wird zugleich der Befruchtungsvorgang 
einer umfassenden Manipulation zu-
gänglich gemacht, denn praktisch alle 
Verfahren, wie z.B. Präimplantations-
diagnostik (PID), Embryonenauswahl, 
embryonale Stammzellforschung, Klo-
nen u.a.m. schließen hier in technischer 
Hinsicht an (Schneider 2002). 
Bis zur Etablierung der IVF waren Be-
handlungen bei ungewollter Kinderlo-
sigkeit extrem eingeschränkt. Abhilfe 
gelang erst mit der Substitutionsthe-
rapie im Rahmen der technisch assis-
tierten Reproduktion, bei der die Be-
fruchtung und die ersten Schritte der 
frühembryonalen Entwicklung in vit-
ro, d.h. im Reagenzglas außerhalb des 
mütterlichen Körpers stattfinden. 1978 
kam in England das erste mithilfe einer 
IVF gezeugte Kind zur Welt, vier Jah-
re später wurde erstmals in Deutsch-
land ein IVF-Kind geboren, und 1992 
gelang (bei männlicher Infertilität) 
die erfolgreiche Mikroinjizierung ei-
ner Samenzelle in eine Eizelle. Waren 
die ersten »Retortenbabys« noch eine 
Sensation, so zählen 30 Jahre später 
künstliche Befruchtungen zur medizi-
nischen Routinebehandlung von Paa-
ren mit unerfülltem Kinderwunsch. 
Schätzungen zufolge leben weltweit 
mittlerweile weit über 4 Mio. »ART-
Kinder«. In Deutschland sind in den 
vergangenen zehn Jahren (2000 bis 
2009) über 100.000 Kinder nach IVF 
oder ähnlicher Verfahren zur Welt ge-
kommen. Mittlerweile werden knapp 
2 % aller Kinder pro Jahr nach einer 
reproduktionsmedizinischen Behand-
lung geboren (DIR-Jahrbücher 2000 
–2009).
SCHWERPUNKTBEITRÄGE
Die Beiträge des Schwerpunkts im 
vorliegenden TAB-Brief fußen auf 
den Ergebnissen des aktuellen TAB-
Arbeitsberichts Nr. 139 »Fortpflan-
zungsmedizin – Rahmenbedingungen, 
wissenschaftlich-technische Entwick-
lungen und Folgen«. Der Bericht wur-
de am 27. Oktober 2010 im Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung des Deutschen Bun-
destages vorgestellt und vom Ausschuss 
abgenommen. In gedruckter Form wird 
er Anfang 2011 vorliegen.
Im Beitrag von Bärbel Hüsing wer-
den zunächst die durch die Reproduk-
tionsmedizin bereitgestellten und auf 
die Herbeiführung einer Schwanger-
schaft und die Geburt eines Kindes 
abzielenden aktuellen Lösungsansät-
ze zum Umgang mit unerfülltem Kin-
derwunsch vorgestellt. Anknüpfend 
daran erfolgt eine Analyse und Dis-
kussion der ART-Anwendungen in der 
klinischen Praxis in Deutschland, in 
Europa, in den USA sowie in weiteren 
Ländern. Neben Entwicklungstrends 
bei der Art und Häufigkeit der Anwen-
dung der Verfahren liegt ein Hauptau-
genmerk auf den erzielten Erfolgsraten. 
Der Schwerpunkt der Aussagen und 
Schlussfolgerungen bezieht sich auf die 
Situation in Deutschland. Insbesondere 
wird der Frage nachgegangen, welche 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
und Risiken durch die reproduktions-
medizinischen Behandlungen für Frau-
en und für die so gezeugten Kinder be-
stehen. Eingegangen wird zudem auf 
die Folgen von Mehrlingsschwanger-
schaften und -geburten, da diese aus 
Sicht der Reproduktionsmedizin das 
zurzeit größte und zudem durch die Be-
handlung selbst verursachte Risiko der 
ART-Behandlungen darstellen. 
Der anschließende Beitrag von Chris-
toph Rever mann widmet sich den As-
pekten der psychosozialen Begleitung 
im Rahmen der Kinderwunschbehand-
lung. Studien zeigen, dass Infertilität 
zu den stressvollsten Lebenssituatio-
nen gehören kann, vergleichbar mit 
dem Verlust eines Partners oder Kin-
des. Zugleich ist zu konstatieren, dass 
die psychischen Ursachen für den un-
erfüllten Kinderwunsch in der Regel 
deutlich überschätzt werden, während 
die Auswirkungen sowohl des unerfüll-
ten Kinderwunsches als auch der re-
produktionsmedizinischen Behandlung 
immer noch häufig unterschätzt wer-
den. Trotz weitreichender Entwicklun-
gen und Verbesserungen bei den tech-
nischen Abläufen der Verfahren haben 
sich die psychosozialen Aspekte der Be-
lastungen durch den unerfüllten Kin-
derwunsch während der Behandlung 
und nach erfolgloser Behandlung kaum 
geändert. Festzustellen ist auch, dass 
zwar viele Paare gegenüber psychoso-
zialer Kinderwunschberatung positiv 
eingestellt sind, aber nur ein Teil die-
ses Angebot tatsächlich wahrnimmt. 
In diesem Kontext geht der Beitrag der 
Frage nach, unter welchen organisa-
torischen und inhaltlichen Gegeben-
heiten bzw. auch regulativen Rahmen-
bedingungen sich eine psychosoziale 
Begleitung und/oder Therapie für un-
gewollt kinderlose Paare als sinnvoll 
und hilfreich erweisen können.
Schließlich widmet sich der zweite

















10 den politischen bzw. rechtlichen Rah-
menbedingungen im Hinblick auf die 
Zulässigkeit bzw. Durchführungsmo-
dalitäten der verschiedenen reproduk-
tionsmedizinischen Möglichkeiten und 
Verfahren – und zwar in einem län-
derspezifischen Vergleich. Ein Über-
blick über die ART-Verfahren im inter-
nationalen Vergleich zeigt, dass diese
– obwohl im Wesentlichen gleich – 
nicht in gleicher Weise von der Repro-
duktionsmedizin eingesetzt bzw. von 
Kinderwunschpaaren in Anspruch ge-
nommen werden können. Die Regulie-
rungen in Europa sind weit gefächert. 
Es zeigen sich große Unterschiede, in-
wieweit, mit welchen Zielsetzungen 
und unter welchen Rahmenbedingun-
gen Verfahren der technisch assistier-
ten Reproduktion überhaupt erlaubt 
sind und in welchem Maße sie in der 
medizinischen Praxis eingesetzt wer-
den. Die Bedingungen in Deutschland 
sind vergleichsweise als eher restriktiv 
einzuschätzen. Als eine Auswirkung 
(dieser Verschiedenheit) kommt es so-
gar zu einem sogenannten Reproduk-
tionstourismus. Allerdings wird auf 
europäischer Ebene versucht, diese Un-
terschiedlichkeiten zu harmonisieren. 
Hier spielen insbesondere der Europä-
ische Gerichtshof für Menschenrechte 
bzw. die europäische Menschenrechts-
kommission eine wichtige Rolle. Der 
Beitrag geht schließlich noch der Frage 
nach, wie und mit welchen Auswirkun-
gen in Deutschland die Reproduktions-
medizin durch das Netz der verschie-
denen zusammenwirkenden Regeln, 
die verstreut in verschiedenen Geset-
zen und Verordnungen zu finden sind, 
geregelt ist.
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10Im Jahr 2010, 32 Jahre nach der Geburt des ersten »Retortenbabys«, wird die 
Entwicklung der In-vitro-Fertilisation (IVF) mit dem Nobelpreis für Medizin aus-
gezeichnet. Mehr als 4 Mio. Menschen wurden bislang mit Methoden der tech-
nisch assistierten Reproduktion gezeugt. In diesem Zeitraum wurden das Spek-
trum der Reproduktionstechniken verbreitert und neue Indikationen erschlossen. 
Methodische Neu- und Weiterentwicklungen führten zu einer deutlichen Erhö-
hung der Erfolgsraten. In den letzten Jahren ist jedoch auch das Bewusstsein für 
die gesundheitlichen Risiken für Frauen und Kinder gewachsen, die mit repro-
duktionsmedizinischen Behandlungen einhergehen und insbesondere durch die 
hohe Rate an Mehrlingsschwangerschaften bedingt sind. In der internationalen 
Fachdiskussion ist das Ziel einer reproduktionsmedizinischen Behandlung mitt-
lerweile nicht mehr eine möglichst hohe »Baby-take-home-Rate«, sondern die 
Geburt eines einzelnen gesunden Kindes.
Schwerpunkte der Fortpflanzungs- 
oder Reproduktionsmedizin sind die 
Regulation der Sexualität und Fort-
pflanzung durch Hormone, die Funk-
tion der Geschlechtsorgane sowie 
diagnostische und therapeutische Maß-
nahmen bei Fehlfunktionen, wie z.B. 
unerfüllter Kinderwunsch. Für des-
sen Behandlung stellt die Reproduk-
tionsmedizin Verfahren der assistier-
ten Reproduktion, auch als assistierte 
Reproduktionstechnologien (»assisted 
reproductive techniques«, ART) be-
zeichnet, bereit. Hierzu gehören alle 
Behandlungen und Verfahren des Um-
gangs mit menschlichen Eizellen, Sper-
mien oder Embryonen mit dem Ziel, 
eine Schwangerschaft und die Geburt 
eines Kindes herbeizuführen.
Zu den wichtigsten reproduktionsme-
dizinischen Verfahren zählen die In-vi-
tro-Fertilisation mit anschließendem 
Embryotransfer sowie die intracyto-
plasmatische Spermieninjektion in die 
Eizelle (ICSI). Zudem finden die Kon-
servierung und Lagerung von Eizellen, 
Spermien, befruchteten Eizellen und 
Embryonen bei tiefen Temperaturen 
(sog. Kryokonservierung) zunehmend 
Anwendung in der Reproduktionsme-
dizin (siehe Kasten). Ein gemeinsames 
Kennzeichen aller Fortpflanzungstech-
niken ist, dass sie mit Eingriffen in den 
weiblichen Körper verbunden sind. Die-
se umfassen die hormonelle Stimulat ion 
der Eireifung, eine operative Gewin-
nung der Eizellen sowie den Transfer 
des Embryos in die Gebärmutter.
Ursprünglich dienten die Verfahren der 
assistierten Fortpflanzung nur der Be-
handlung weiblicher Unfruchtbarkeit. 
Durch neue Verfahrensvarianten und 
Technologien wurden die Indikatio-
nen nicht nur auf die Behandlung auch 
männlicher Unfruchtbarkeit ausge-
dehnt, sondern es sind prinzipiell Ein-
griffe in die menschliche Fortpflanzung 
auf folgenden Ebenen möglich:




> Austausch der am Fortpflanzungs-
prozess beteiligten Personen durch
Eizell- und Samenspende, Leih-
mutterschaft;
> Aufhebung der zeitlich-räumlichen 
Koppelung der verschiedenen Teile 
des Fortpflanzungsvorgangs durch 
Kryokonservierung;
> Kontrolle der Qualität der Fort-
pflanzungszellen bzw. des frühen 
Embryos, z.B. durch Spermien-
selektionsverfahren, Polkörperdia-
gnostik, Präimplantationsdiagnos-
tik sowie »Qualitätsauswahl« von 
Embryonen für den nachfolgenden 
Embryotransfer in die Gebärmutter.
Im internationalen Vergleich gibt es 
große Unterschiede, in welchem Maße 
Verfahren der technisch assistierten 
Reproduktion erlaubt sind, in der re-
produktionsmedizinischen Praxis ein-
gesetzt werden und welche intendierten 
und nichtintendierten Folgen hiermit 
jeweils verbunden sind.
ART-ANWENDUNGEN IN DER 
KLINISCHEN PRAXIS WELTWEIT 
UND IN DEUTSCHLAND
Seit der Geburt des ersten »Retorten-
babys« im Jahr 1978 wurden weltweit 
über 4 Mio. Kinder auf diese Weise ge-
zeugt. In Deutschland werden derzeit 
etwa 10.000 ART-Kinder pro Jahr ge-
boren, das sind etwa 1,7 % aller Kin-
der eines Geburtsjahrgangs (Deutsches 
IVF Register 2009; Statistisches Bun-
desamt 2010).
Die aktuellste Erhebung des weltweiten 
Einsatzes von Verfahren der assistier-
ten Reproduktion aus dem Jahr 2005 
(de Mouzon 2009) erfasst insgesamt 
837.850 Behandlungszyklen, d.h. das 
Durchlaufen der aufeinanderfolgenden 
Schritte einer IVF. Die meisten Zyklen 
werden in Europa (50 %), gefolgt von 
Asien (21 %) und Nordamerika (16 %), 
durchgeführt. Jeweils etwa 5 % ent-
fallen auf Australien und Neuseeland, 
auf den Mittleren Osten und auf La-
teinamerika. 59 % aller Zyklen werden 
aus nur sieben Ländern gemeldet: An 
der Spitze liegt Japan (125.415 Zyklen), 
gefolgt von den USA (120.908), Frank-
reich (71.560), Deutschland (53.178), 
Australien (41.732), Großbritannien 
(41.594) und Spanien (41.125). Bezieht 
man jedoch die Zahl der begonnenen 
Zyklen auf die Bevölkerungszahl der 
Länder, so lag Israel mit 4.031 Zyk-
len/1 Mio. Einwohner im Jahr 2005 
an der Spitze, Guatemala mit 5 Zyk-
len/1 Mio. Einwohner am Ende der 
Rangliste. Deutschland nahm mit 
730 Zyklen/1 Mio. Einwohner einen 
mittleren Rangplatz ein. Weitere Län-
der in der Spitzengruppe sind Griechen-



















10 land (2.915 Zyklen/1 Mio. Einwoh-
ner), Dänemark (2.208), Australien 
(2.097) und Belgien (2.086). 
Zu der sehr unterschiedlichen Nutzung 
reproduktionsmedizinischer Verfahren 
in den jeweiligen Ländern tragen vor al-
lem die Leistungsfähigkeit der jeweiligen 
Volkswirtschaft, der Ausbau bzw. die 
Qualität des Gesundheitssystems, der 
Zugang der Bevölkerung zu Leistungen 
des Gesundheitssystems im Allgemeinen 
und zur Reproduktionsmedizin im Spe-
ziellen, die Kostenübernahme reproduk-
ART-METHODEN
Die In-Vitro-Fertilisation stellt den »Kern« der Verfahren zur technisch as-
sistierten Reproduktion dar. Bei der IVF handelt sich um eine Zeugung un-
ter Umgehung der Eileiterpassage und bezeichnet im engeren Sinne nur die 
Zusammenführung von Ei- und Samenzelle außerhalb des Körpers in einem 
Reagenzglas, wo der eigentliche Befruchtungsvorgang und ggf. die ersten 
Zellteilungen stattfinden. Der Embryo wird dann in die Gebärmutter über-
führt (sogenannter Embryotransfer), wo er sich einnisten und bis zur Geburt 
entwickeln soll. Die IVF-Methode umfasst im Einzelnen folgende Schritte, 
die einen sogenannten »Zyklus« bilden: Zunächst erfolgt eine kontrollierte, 
hormonelle Überstimulation der Eierstöcke der Frau. Dies soll gewährleis-
ten, dass genügend Eizellen für eine Befruchtung und den anschließenden 
Embryotransfer gewonnen werden können, da sich oft nicht alle gewonne-
nen Eizellen befruchten lassen bzw. sich nicht alle befruchteten Eizellen wei-
terentwickeln. Wenige Stunden nach ihrer jeweiligen Gewinnung werden Ei-
zelle und Spermien in einem Nährmedium zusammengebracht und in einem 
Brutschrank kultiviert. In diesem Zeitraum finden der eigentliche Befruch-
tungsvorgang sowie die ersten Zellteilungen statt. Dieser Vorgang wird mi-
kroskopisch beobachtet, und zugleich kann so die Qualität der Embryonen 
morphologisch beurteilt werden. 2 bis 3 Tage nach der Befruchtung (4- bis 
8-Zellstadium) oder am 5. bis 6. Tag (Blastocystenstadium) erfolgt der Emb-
ryotransfer. In Deutschland dürfen nur bis zu drei entwicklungsfähig erschei-
nende Embryo nen transferiert werden. 
Bei der intracytoplasmatischen Spermieninjektion (ICSI) wird eine einzelne 
Spermienzelle direkt in eine reife Eizelle injiziert. Das verwendete Spermium
kann ggf. auch mikrochirurgisch dem (Neben-)Hodengewebe entnommen 
werden. Bei der ICSI ist der Befruchtungserfolg nicht von der Anzahl und 
Mobilität der Spermien abhängig. Das Verfahren wurde ursprünglich zur Be-
handlung bei männlicher Infertilität entwickelt und wird heute auch oft zur 
Befruchtung kryokonservierter Eizellen eingesetzt sowie bei ausbleibender 
Fertilisation in der IVF. Weltweit kommt die ICSI mittlerweile weit häufiger 
zum Einsatz als die IVF, so auch in Deutschland. 
Bei der Kryokonservierung werden Eizellen, Spermien, Vorkernstadien, Emb-
ryonen, Hodengewebe, Eierstockgewebe und jede Art von Vorläuferzellen der 
Gameten bei -196° C in flüssigem Stickstoff – auch über Jahre – konserviert 
und gelagert. Techniken der Kryokonservierung kommen in der assistierten 
Reproduktion insbesondere dann zum Einsatz, wenn die Zahl der Mehrlings-
schwangerschaften durch den sogenannten elektiven Embryotransfer gesenkt 
und die überzähligen Embryonen nicht verworfen, sondern für deren weite-
ren/späteren Verwendung aufbewahrt werden sollen.
tionsmedizinischer Behandlungen durch 
Krankenversicherungen, die Fertilitäts-
rate sowie das Alter der zu behandeln-
den Frauen bei. Alle Länder, in denen 
die Kosten für reproduktionsmedizini-
sche Behandlungen von den nationa-
len Gesundheitssystemen übernommen 
werden, liegen in der Spitzengruppe der 
Länder mit den meisten Zyklen/1 Mio. 
Einwohner (Zegers-Hochschild/Nyg-
ren 2009, S. 887). Umgekehrt war in 
Deutschland im Jahr 2004 ein drasti-
scher Rückgang der reproduktionsmedi-
zinischen Behandlungen zu verzeichnen, 
als durch das Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz die Leistungen der gesetzli-
chen Krankenkassen für reproduktions-
medizinische Behandlungen stark 
eingeschränkt wurden. Zwar steigen 
seitdem die Behandlungszahlen wieder 
leicht an, haben aber das damalige Ni-
veau nicht wieder erreicht. Somit ist ein 
enger Zusammenhang zwischen Zu-
gang zu bzw. Inanspruchnahme repro-
duktionsmedizinischer Behandlung und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit der 
betroffenen Paare bzw. der Kostenüber-
nahme durch Krankenversicherungen 
zu konstatieren. 
Während in den 1980er und 1990er 
Jahren die reproduktionsmedizinische 
Behandlung zumeist mithilfe der IVF 
erfolgte, ist mittlerweile weltweit, in 
Europa und auch in Deutschland ICSI 
das am häufigsten angewendete Ver-
fahren der assistierten Reproduktion;
insgesamt kam es im Jahr 2005 in 
60 % aller Befruchtungen zum Ein-
satz. Der stetige Anstieg der Nutzung 
der ICSI ist sicherlich auf die zuneh-
mende reproduktionsmedizinische Be-
handlung männlicher Infertilität sowie 
den Anstieg der Verwendung kryokon-
servierter Eizellen, die sich mittels ICSI 
besser befruchten lassen als durch IVF, 
zurückzuführen. Dennoch tragen of-
fenbar auch nichtmedizinische Gründe 
sowie ökonomische Interessen der Fer-
tilitätskliniken mit dazu bei, dass der 


















10Zwar werden weltweit überwiegend 
frisch gewonnene Eizellen bzw. Emb-
ryonen verwendet, jedoch ist ein Trend 
zum Transfer kryokonservierter Emb-
ryonen zu verzeichnen: Betrug ihr An-
teil an allen Prozeduren im Jahr 2000 
nur 14,4 %, so waren es 2002 bereits 
21,7 % und 2005 wurden in 27,8 % 
aller Prozeduren kryokonservierte im-
prägnierte Eizellen bzw. Embryonen 
eingesetzt. Auch in Deutschland be-
inhaltet etwa ein Viertel aller Behand-
lungen den Einsatz der Kryokonservie-
rung. Zwar sind die Erfolgsaussichten 
auf eine Schwangerschaft und Geburt 
eines Kindes bei Verwendung von kryo-
konservierten Eizellen bzw. Embryonen 
geringer als bei »frischen« Eizellen und 
Embryonen. Der Kryotransfer ermög-
licht jedoch weitere Embryotransfers, 
ohne dass sich die Frau erneut einer ova-
riellen Stimulation und Eizellentnahme 
unterziehen muss. Länder, die eine ex-
plizite Single-Embryo-Transfer-Politik 
zur Vermeidung von Mehrlingsschwan-
gerschaften betreiben, weisen eine sig-
nifikant höhere Rate von Kryotransfers 
auf als Länder, in denen keine derarti-
gen Regelungen bestehen. 
ERFOLGSRATEN
Bislang galt als wichtigster Erfolgsin-
dikator für eine reproduktionsmedi-
zinische Behandlung die Wahrschein-
lichkeit der Geburt eines Kindes je 
begonnenem Behandlungszyklus, die 
sogenannte »Baby-take-home-Rate« 
(BTHR). Sie ist in den letzten Jahren 
durch Optimierung der Behandlungs-
verfahren kontinuierlich gestiegen und 
liegt weltweit um 20 % (in Deutsch-
land und Europa bei ca. 15 %) und 
damit etwa in der Größenordnung, 
die auch für die Geburtenquote nach 
natürlicher Empfängnis angenommen 
wird. Die Höhe dieses Indikatorwerts 
hängt von zahlreichen Einflussfakto-
ren ab. Hierzu zählen 
> die Behandlungsprognose für die 
Frau, 
> die Zahl und Qualität der übertra-
genen Embryonen,
> die Zahl der kryotransferierten Em-
bryonen sowie
> die Qualität der Arbeit der IVF-
Klinik.
Ohne nähere Angaben zu diesen Ein-
flussfaktoren kann nicht entschieden 
werden, ob eine hohe BTHR auf eine 
hohe Qualität der Arbeit der Fertili-
tätsklinik, auf eine Patientenpopulation 
mit günstiger Prognose, auf restrikti-
ve Selektionskriterien zur bevorzug-
ten Auswahl von Patienten mit güns-
tiger Prognose für die Behandlung, 
auf den Transfer mehrerer, vorzugs-
weise frischer Embryonen pro Zyklus 
(und damit erhöhtem Risiko für Mehr-
lingsschwangerschaften und -gebur-
ten) oder Kombinationen der genann-
ten Faktoren zurückzuführen ist.
Durch die Fokussierung auf eine mög-
lichst hohe BTHR wurden in der Ver-
gangenheit jedoch medizinische und 
ökonomische Anreize gesetzt, repro-
duktionsmedizinische Techniken in ei-
ner Weise zu praktizieren, die nicht 
notwendigerweise im Sinne einer hohen 
Behandlungsqualität ist: Dies fördert 
die Bevorzugung frischer Zyklen, statt 
– patientinnenschonend – auf kryokon-
servierte imprägnierte Eizellen bzw. 
Embryonen zurückzugreifen, und zu-
gleich werden Anreize zum Transfer 
einer höheren Zahl von Embryonen 
gesetzt, um möglichst hohe Schwanger-
schafts- und Geburtenraten zu erzielen.
Von dieser Fokussierung auf eine hohe 
BTHR wird aber in den letzten Jahren 
zunehmend Abstand genommen, weil 
sie nämlich mit erheblichen gesund-
heitlichen Risiken für Frauen und Kin-
der verbunden ist. Diese sind vor allem 
durch die körperlichen und seelischen 
Belastungen aufgrund der hormonellen 
Eierstockstimulation und operativen 
Eizellentnahme sowie die hohe Rate 
an Mehrlingsschwangerschaften beim 
Transfer mehrerer Embryonen bedingt. 
In der internationalen Fachdiskussion 
ist das Ziel einer reproduktionsmedizi-
nischen Behandlung mittlerweile viel-
mehr eine möglichst hohe Wahrschein-
lichkeit für die Geburt eines einzelnen 
gesunden Kindes. Als besser geeigne-
te Erfolgsindikatoren, die die stärkere 
Berücksichtigung der Gesundheit von 
Mutter und Kind widerspiegeln, wer-
den u.a. »Geburten pro 100 transferier-
te Embryonen« und »Lebendgeburten 
je entnommene Eizellen pro Jahr« dis-
kutiert (Abdalla et al. 2010).
GESUNDHEITLICHE 
BEEINTRÄCHTIGUNGEN UND 
RISIKEN FÜR FRAUEN UND 
KINDER
Alle Schwangerschaften und Gebur-
ten sind mit gesundheitlichen Risiken 
für Mütter und Kinder verbunden. 
Dennoch erlebt die ganz überwiegen-
de Anzahl der Frauen die Schwanger-
schaft ohne gesundheitliche Probleme, 
und die allermeisten Kinder werden ge-
sund geboren. Gesundheitliche Risi-
ken und Schädigungen sind – bezogen 
auf alle Schwangerschaften und Ge-
burten – seltene Ereignisse. Dies trifft 
sowohl auf spontan entstehende als 
auch mithilfe von Verfahren der as-
sistierten Reproduktion herbeigeführ-
te Schwangerschaften und die daraus 
hervorgehenden Kinder zu. Dennoch 
bergen Schwangerschaften und Gebur-
ten nach reproduktionsmedizinischen 
Behandlungen Risiken, die über die in 
der Normalbevölkerung bestehenden 
hinausgehen. Diese können auf die an-
gewendeten Techniken der jeweiligen 
Verfahren, die hohe Rate von Mehr-
lingsschwangerschaften und -geburten 
– die ihrerseits Risikofaktoren darstel-
len – sowie auf die Infertilität der El-
tern zurückzuführen sein.
Ein schwerwiegendes gesundheitliches 
Risiko für Frauen stellt das ovarielle Hy-
perstimulationssyndrom (OHSS) dar. 

















10 drohliche Komplikation, die durch die 
hormonelle Stimulation während der 
reproduktionsmedizinischen Behand-
lung hervorgerufen wird. In Deutsch-
land traten OHSS-Komplikationen sel-
tener auf als im europäischen Mittel; 
im Jahr 2007 wurden 173 Fälle (das 
sind 0,4 % der Behandlungszyklen) re-
gistriert. Ob das Risiko für bösartige 
Krebserkrankungen nach Anwendung 
von Ovulationsinduktoren bzw. IVF/
ICSI erhöht ist, lässt sich anhand der 
aktuellen Studien- und Datenlage nicht 
eindeutig beantworten. Eine kurzfris-
tig eintretende, deutliche Risikosteige-
rung ist jedoch nicht vorhanden. Bei 
bestimmten Krebsformen kann auch 
die Infertilität der Frau einen risikoer-
höhenden Faktor darstellen. Weitere 
schwerwiegende gesundheitliche Risi-
ken sind mit der hohen Rate an Mehr-
lingsschwangerschaften und -geburten 
infolge einer reproduktionsmedizini-
schen Behandlung verbunden. Maßnah-
men liegen hier vor allem im Transfer 
von einer reduzierten Anzahl, ggf. von 
nur einem Embryo in die Gebärmutter. 
Im Vergleich zur spontanen Empfäng-
nis ist das Risiko für angeborene Fehl-
bildungen nach ART-Behandlung um 
etwa 30 bis 40 % erhöht. Hierzu zäh-
len z.B. Lippenspalte mit oder ohne 
Kiefer-/Gaumenspalte, angeborener 
Verschluss der Speiseröhre oder der 
Analöffnung, angeborene Fehlbildung 
der Harnröhre. Allerdings ist nicht ein-
deutig zu entscheiden, inwieweit die 
Fehlbildungen auf die assistierte Re-
produktion bzw. auf die Infertilität der 
Eltern zurückzuführen sind.
Nach reproduktionsmedizinischer Be-
handlung ist das Risiko für perinatale, 
d.h. um die Geburt herum auftretende, 
Komplikationen erhöht (Sutcliffe/Lud-
wig 2007). Dies sind Frühgeburtlich-
keit, geringes Geburtsgewicht, unter-
durchschnittliche Größe, Einweisung 
in eine Neugeborenenintensivstation 
sowie perinatale Sterblichkeit. Insge-
samt gesehen sind die Folgen, die wäh-
rend der Schwangerschaft und in der 
Perinatalphase bei Mutter und Kind 
festgestellt werden können, sehr gut 
untersucht. Mit zunehmendem Alter 
der Kinder wird die Nachverfolgbarkeit 
jedoch immer schwieriger und dem-
entsprechend die Datenlage jenseits 
der Kleinkindphase immer spärlicher. 
Widersprüchlich sind die Befunde, ob 
ART-Kinder häufiger im Kindesalter 
erkranken und wegen erhöhter Krank-
heitsanfälligkeit öfter ins Krankenhaus 
eingewiesen und operiert werden müs-
sen, oder ob dies eher eine »Überfür-
sorge« von Eltern und medizinischem 
Personal widerspiegelt.
Im Hinblick auf die neuromotori-
sche und kognitive Entwicklung so-
wie Spracherwerb und Verhalten gibt 
es im Großen und Ganzen keine Un-
terschiede zwischen ART- und natür-
lich gezeugten Kindern. Die psychoso-
ziale Entwicklung von ART-Kindern 
im Jugendalter sowie das Familienle-
ben erscheinen insgesamt unauffällig. 
Es gibt keine Hinweise auf erhöhte psy-
chische Belastungen in den Familien, 
problematische Eltern-Kind-Beziehun-
gen oder problematisches Verhalten der 
Jugendlichen. Inwieweit die Zeugung 
durch assistierte Reproduktion mit ei-
nem erhöhten Auftreten von Krebser-
krankungen im Kindesalter assoziiert 
sein könnte, ist nach wie vor strittig und 
erfordert weitere Untersuchungen. Die 
mittels ART gezeugten Kinder inferti-
ler Eltern könnten im Erwachsenenalter 
möglicherweise ebenfalls in ihrer Ferti-
lität beeinträchtigt sein. Hierzu besteht 
noch Forschungsbedarf.
Zu konstatieren ist insgesamt, dass für 
durch reproduktionsmedizinische Ver-
fahren gezeugte Kinder leicht erhöh-
te Gesundheitsrisiken im Vergleich zu 
natürlich empfangenen bestehen. Of-
fensichtlich sind hierfür aber nicht die 
Reproduktionstechniken selbst ursäch-
lich. Vielmehr stellen zum einen die 
biologischen Ursachen der Sub- oder 
Infertilität der Eltern, zum anderen der 
hohe Anteil der Mehrlingsschwanger-
schaften und -geburten eine wesentli-





Das größte gesundheitliche Risiko in-
folge reproduktionsmedizinischer Be-
handlungsverfahren für Frauen und 
Kinder liegt in der hohen Zahl von 
Mehrlingsschwangerschaften und -ge-
burten. Sie sind ganz überwiegend 
durch die Behandlung selbst verursacht 
(Blickstein 2009). Ursache ist das Be-
streben, die Schwangerschafts- und Le-
bendgeburtsrate je Behandlungszyklus 
zu optimieren: Mit der Zahl der zeit-
gleich übertragenen Embryonen steigt 
die Wahrscheinlichkeit einer Lebend-
geburt, zugleich jedoch auch die Wahr-
scheinlichkeit von Mehrlingen. Im Jahr 
2007 waren in Deutschland 34,1 % al-
ler ART-Kinder Mehrlingskinder. Bei 
natürlicher Empfängnis lag der An-
teil der Mehrlinge an allen Geborenen 
nur bei 3,3 % (Deutsches IVF Register 
2009; Statistisches Bundesamt 2010). 
Im Vergleich zu Einlingsschwanger-
schaften sind bei Mehrlingsschwanger-
schaften – unabhängig von der Art der 
Zeugung – gesundheitliche Risiken und 
eine Sterblichkeit sowohl für Mütter als 
auch ihre Kinder erhöht. Deshalb wird 
in Deutschland jede Mehrlingsschwan-
gerschaft als Risikoschwangerschaft 
eingestuft. Vergleicht man jedoch ART-
Zwillinge und auf natürlichem Wege ge-
zeugte Zwillinge, so weisen ART-Zwil-
linge die folgenden Risiken auf: höhere 
Wahrscheinlichkeit für Frühgeburtlich-
keit,  geringes Geburtsgewicht, angebo-
rene Fehlbildungen sowie leicht erhöhtes 
Risiko für Krankenhauseinweisungen 
im Kleinkindalter. Als Ursachen wer-
den die Infertilität der Eltern, die ange-
wendeten ART-Techniken selbst sowie 
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Embryonen inhärent, wobei das Selek-
tionskriterium die Eignung des Emb-
ryos ist, sich in die Gebärmutter zu 
implantieren und zu einem Fötus wei-
terzuentwickeln. Die Entwicklung neu-
er Methoden zur besseren Beurteilung 
der Entwicklungsfähigkeit von Embry-
onen ist daher Gegenstand der aktuel-
len Forschung. Außerdem ist der eSET 
prinzipiell mit der Entstehung von über-
zähligen, ggf. kryokonservierten Emb-
ryonen verbunden. Dies macht Rege-
lungen erforderlich, wie mit diesen nach 
Abschluss der reproduktionsmedizini-
schen Behandlung zu verfahren ist. 
In der Fachwelt sowie in der Politik
gibt es international keine klare Über-
einkunft darüber, welche Patien tinnen, 
die sich einer reproduktionsmedizini-
schen Behandlung unterziehen, einem 
eSET zugeführt werden sollten. Die 
Ausgestaltung der Kriterien sowohl 
für die infrage kommenden Patientin-
nen als auch die Embryonencharakte-
ristika, die jeweils für die Durchfüh-
rung eines eSET qualifizieren, hängt 
nicht nur vom Stand in Wissenschaft 
und Technik ab, sondern wird wesent-
lich auch von den normativen Ziel-
werten bestimmt, die länderspezifisch 
bzw. verfahrensspezifisch (IVF/ICSI) 
in Bezug auf Schwangerschafts-, Ge-
burten- und Mehrlingsraten, Kosten-
wirksamkeit sowie den Einbezug von 
Patientenpräferenzen erreicht werden 
sollen.
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Verhältnis von eineiigen zu zweieiigen 
Zwillingen und die mit Eineiigkeit as-
soziierten vermehrten Gesundheitsrisi-
ken diskutiert (Pharoah/Dundar 2009).
In den letzten Jahren ist innerhalb der 
Reproduktionsmedizin das Bewusstsein 
über die mit Mehrlingen verbundenen 
gesundheitlichen Risiken und Belastun-
gen deutlich gewachsen. Im internatio-
nalen Vergleich gibt es aber große Un-
terschiede bezüglich des Stellenwerts 
der Problematik in der Praxis der Re-
produktionsmedizin sowie bei den er-
griffenen Gegenmaßnahmen. Im Zeit-
raum 2001 bis 2008 ist in Deutschland 
der Trend zu beobachten, dass die Zahl 
der Embryonen pro Transfer rückläufig 
ist und ganz überwiegend zwei Embryo-
nen übertragen werden (2008: 66 % al-
ler Zyklen). Der Anteil der Transfers von 
drei Embryonen sank von 38 auf 21 % 
aller Zyklen (Deutsches IVF Register 
2009). In einigen anderen Ländern, wie 
z.B. Schweden, Belgien und Großbri-
tannien, wird jedoch die Vermeidung 
von Mehrlingsschwangerschaften ent-
schiedener vorangetrieben: Internatio-
nal wird der elektive Single-Embryo-
Transfer (eSET) favorisiert, bei dem der 
am entwicklungsfähigsten erscheinende 
Embryo ausgewählt wird. Die aktuelle 
Studienlage zeigt, dass eSET die Raten 
der Mehrlingsschwangerschaften und 
-geburten infolge von ART-Behandlun-
gen wirksam zu senken vermag (Gelba-
ya et al. 2010). 
In einer nichtselektierten Patienten-
population würden dadurch zugleich 
aber die Schwangerschaftsraten ge-
senkt werden. Wird jedoch der eSET 
grundsätzlich mit einer Kryokonser-
vierung der schon gewonnenen Eizellen 
bzw. gezeugten Embryonen verknüpft, 
in der zunächst nichtbenötigte Embry-
onen für eventuell nachfolgende Zyklen 
aufbewahrt werden, so können hohe 
(kumulative) Lebendgeburtsraten auf-
rechterhalten und zugleich die Mehr-
lingsrate signifikant gesenkt werden. 


















DER PSYCHOSOZIALE KONTEXT BEI 
REPRODUKTIONSMEDIZINISCHEN BEHANDLUNGEN
Der Einfluss von Stress auf die Ferti-
lität wird in der psychosomatischen 
Forschung seit Jahrzehnten kontrovers 
diskutiert. Sorgfältige Studien an grö-
ßeren Stichproben (z.B. Lintsen et al. 
2009) ergeben, dass die Auswirkun-
gen von Alltagsstress auf die Frucht-
barkeit wohl vernachlässigbar gering 
sind, letzte Klarheit gibt es hier aller-
dings noch nicht. Die Auswirkung des 
unerfüllten Kinderwunsches wieder-
um wird maßgeblich durch die part-
nerschaftliche Kommunikation mode-
riert. In einer aktuellen Studie konnte 
z.B. gezeigt werden, dass der subjek-
tive Disstress direkt abhängig ist vom 
jeweiligen Bewältigungsverhalten des 
Partners (Peterson et al. 2008): Zeigt 
ein Partner beispielsweise eine aktiv-
vermeidende Verhaltensstrategie be-
züglich Schwangerer oder Kinder, hat 
dies einen negativen Einfluss auf das 
Stresserleben und die Partnerschafts-
qualität beider Partner.
DAS ERLEBEN UNGEWOLLTER 
KINDERLOSIGKEIT
Während die psychischen Ursachen 
für den unerfüllten Kinderwunsch in 
der Regel deutlich überschätzt werden, 
werden die Auswirkungen sowohl des 
unerfüllten Kinderwunsches als auch 
der reproduktionsmedizinischen Be-
handlung immer noch häufig unter-
schätzt. Viele Paare bringt die Dia-
gnose einer Fertilitätsstörung an die 
Grenzen ihrer seelischen Belastbar-
keit. Besonders von Frauen kann die 
Tatsache, dass das »Natürlichste« der 
Welt nicht »funktioniert« als beson-
ders kränkend empfunden werden. In-
fertilität kann zu den stressvollsten Le-
benssituationen gehören, vergleichbar 
mit dem Verlust eines Partners oder 
dem Tod eines Kindes. Die emotiona-
len Reaktionen auf die Diagnose »Fer-
tilitätsstörung« reichen von Erstaunen 
und Schock bis hin zu Depression und 
Trauer. Der unerfüllte Kinderwunsch 
vermittelt Betroffenen zum Teil den 
Eindruck, sozial in eine Außenseiter-
position geraten zu sein.
Im Lebensentwurf (von Paaren) spie-
len Sterilitätsaspekte nur äußerst sel-
ten eine Rolle (z.B. bei onkologischen 
Erkrankungen). »Normalerweise dreht 
sich die Kinderfrage um das Ob und 
Warum oder das Wann und mit wem. 
Die trügerische Gewissheit, jederzeit 
schwanger werden zu können, lässt die 
Familiengründung planbar erscheinen. 
Je schöner der Plan, je enger das Zeit-
fenster zum Kinderkriegen, desto grö-
ßer der Druck, wenn es nicht klappt.« 
(Spiewak 2002, S. 29) Häufig wird die 
Auseinandersetzung mit der Frage nach 
dem weiteren Leben, wenn der Kin-
derwunsch unerfüllt bleibt, erst ein-
mal aufgeschoben. Gerade für beruf-
lich erfolgreiche Paare, die plötzlich die 
Erfahrung machen müssen, dass etwas 
in ihrem Leben nicht planbar ist und 
nicht auf Anhieb klappt, ist die Krän-
kung enorm. Der Kontrollverlust über 
den eigenen Körper und die vorgesehe-
ne Familienplanung stellt oftmals eine 
schwere Lebenskrise dar. 
Allerdings erscheinen Kinderwunsch-
paare zum einen in genereller Hin-
sicht psychisch unauffällig, zum an-
deren zeigen sie sich zu Beginn einer 
reproduktionsmedizinischen Behand-
lung sogar zufriedener und glücklicher 
als Vergleichs- bzw. Kontrollgruppen. 
Und auch spezifische Beziehungsmus-
ter können nicht als typisch für unge-
wollt kinderlose Paare gesehen wer-
den. Hinsichtlich der Paarbeziehung 
gibt es keine Hinweise auf eine durch-
schnittlich größere partnerschaftliche 
Unzufriedenheit. Vor allem kinderlo-
se Frauen zeigen sich bei längerer Be-
handlungsdauer sogar durchschnittlich 
zufriedener mit ihrer Ehe und Partner-
schaft. Wischmann et al. (2004, S. 31) 
relativieren dies jedoch: »Es erscheint 
wahrscheinlicher, dass die meist über-
durchschnittliche Zufriedenheit mit 
der Partnerschaft bei Paaren in IVF-
Behandlung eher auf das Antwortver-
halten im Sinne sozialer Erwünschtheit 
zurückzuführen ist als auf das tatsäch-
liche Vorhandensein besonders psy-
chisch stabiler Partnerschaften in die-
sen Stichproben. Andererseits gibt es 
keinerlei Hinweise dafür, dass unter 
Paaren in IVF-Behandlung vermehrt 
psychologisch auffällige Paare zu fin-
den sind, die durch Erfüllung ihres Kin-
derwunsches ihre Partnerschaft zu sta-
bilisieren versuchen.«
In der geschlechtsspezifischen Per-
spektive zeigen Männer insgesamt 
im Durchschnitt sowohl eine geringe-
re Kinderwunschstärke als auch eine 
geringere Belastung durch den uner-
füllten Kinderwunsch im Vergleich zu 
ihren Partnerinnen. Neuere Studien
verweisen jedoch darauf, dass bei Vor-
liegen einer ausschließlich andrologisch 
bedingten Infertilität Männer eben-
so stark leiden wie Frauen bei nur gy-
näkologisch bedingter Infertilität; die 
Forschungsergebnisse sind aber insge-
samt noch widersprüchlich. Es kann 
Störungen der Fertilität von Frauen und Männern, die in eine ungewollte Kinder-
losigkeit münden, sind nach wie vor ein großes Problem für alle Beteiligten. Dies 
ist nicht zuletzt durch das seelische Leiden und die psychischen Belastungen be-
dingt, die mit der ungewollten Kinderlosigkeit einhergehen und meist spezifi-
scher Kompetenzen und Interventionsstrategien beim Behandlungsteam (Ärzte 
und Psychotherapeuten) bedürfen. Noch bis in die 1990er Jahre wurden Paare 
mit unerfülltem Kinderwunsch pathologisiert, zumal lange davon ausgegangen 
wurde, dass weniger als die Hälfte der Fruchtbarkeitsstörungen körperlich be-
dingt sei. Die wissenschaftlich fundierte Forschung ergibt mittlerweile ein grund-
legend anderes Bild, nach der die Prävalenz rein psychogener Infertilität auf etwa 

















10vermutet werden, dass dem Leidens-
druck männlicher Infertilität seltener 
Ausdruck verliehen wird als bei Vorlie-
gen einer ausschließlich gynäkologisch 
bedingten Infertilität. Tatsächlich er-
brachte eine Studie an 162 Paaren vor 
assistierter Reproduktion, in der die 
Belastung für jeweils das Paar berech-
net wurde (und nicht wie sonst gehand-
habt im Gruppenvergleich Frauen/
Männer), dass die Unterschiede in der 
emotionalen Belastung zwischen Frau-
en und Männern nahezu verschwanden 
(Chamamovich et al. 2009).




ren sind oft der »letzte (Aus-)Weg«, 
um ein eigenes Kind zu bekommen. 
Und zugleich ist eine reproduktions-
medizinische Behandlung inzwischen 
gesellschaftlich akzeptierter als frü-
her, weshalb sie von vielen Paaren als 
»normaler Weg« angesehen wird. Wei-
tere Behandlungsmotive sind – neben 
eindeutigen medizinischen Diagnosen 
– der soziale Einfluss von Verwand-
ten/Bekannten sowie Medien und Kin-
derwunschforen im Internet, in denen 
über die Möglichkeiten der Reproduk-
tionsmedizin berichtet wird, aber auch 
die Werbung der Kinderwunschzen-
tren mit dem Versprechen hoher Er-
folgschancen. Die zeitlich, emotional 
und finanziell aufwendige reproduk-
tionsmedizinische Behandlung stellt je-
doch für sehr viele Frauen (bzw. Paare) 
eine starke körperliche und psychi-
sche Belastung dar, die zudem mit der 
Zahl erfolgloser Behandlungszyklen 
ansteigt. Auch darum nehmen mehr 
als die Hälfte der Paare nicht alle an-
gebotenen Behandlungszyklen in An-
spruch. Und ca. 20 % aller Paare er-
leben die reproduktionsmedizinische 
Behandlung als so belastend, dass sie 
allein deshalb schon eine psychologi-
sche Beratung bzw. Therapie benöti-
gen (Wischmann 2009).
AUSBLEIBENDER ERFOLG
Bleibt die Behandlung erfolglos, so 
wird dies von vielen Paaren als zum 
Teil dramatisch und als Verlust er-
lebt; Enttäuschung und Trauer sind 
die entsprechenden Reaktionen. Auch 
resultiert aus einer nicht eingetretenen 
Schwangerschaft bzw. Fehlversuchen 
manchmal eine depressive Episode, der 
oftmals eine Ursachenforschung folgt, 
warum es nicht geklappt und was man 
»falsch« gemacht habe. Therapeuten 
und Ärzte schildern, dass die Frauen 
den Misserfolg als persönliches Ver-
sagen bewerten. Sie berichten oftmals 
über Selbstzweifel an sich als Partne-
rin und fühlen Neid gegenüber Frau-
en, die problemlos Kinder bekommen. 
Einige Paare versuchen, den Misser-
folg zu verdrängen und stürzen sich 
so schnell wie möglich in einen neuen 
Versuch oder suchen Ablenkung, um 
sich mit dem Erlebten nicht auseinan-
dersetzen zu müssen. Allerdings gibt 
es durchaus viele Paare, die eine ART-
Behandlung ohne psychische Sympto-
me durchstehen, eine Trauerphase als 
gelingende psychologische Verarbei-
tung begreifen bzw. auch aktiv gestal-
ten. Während Misserfolg im Behand-
lungsprozess stark dadurch geprägt ist, 
dass viele Paare ihre Hoffnung auf die 
weiteren Versuche setzen, ist der dauer-
hafte Misserfolg einer reproduktions-
medizinischen Behandlung von den 
Paaren oftmals sehr schwer zu akzep-
tieren und mündet ebenso häufig in 
depressive Episoden und Trauerreak-
tionen (Stöbel-Richter 2010; Thorn/
Wischmann 2010).
ERLEBEN VON ELTERNSCHAFT
Im Erleben der Elternschaft nach er-
folgreicher reproduktionsmedizinischer 
Behandlung zeigen sich generell wenig 
Auffälligkeiten. Eltern-Kind-Beziehun-
gen sind normal, und viele Paare be-
richten mit Stolz und voller Freude von 
ihrem Kind – wie andere Eltern auch. 
Die Dankbarkeit ist bei den Paaren zu-
meist sehr groß, und das Kind wird da-
durch als etwas besonders Kostbares 
und nicht zufällig Entstandenes wahr-
genommen. Insgesamt müssen diese 
Befunde aber noch an größeren Stich-
proben mit prospektiven und multime-
thodischen Studiendesigns abgesichert 
werden, vor allem bezüglich der Fami-
lienentwicklung mit Jugendlichen und 
Heranwachsenden nach ART. Auch 
sind die Auswirkungen spezifischer 
Techniken der Reproduktionsmedizin 
(wie Kryokonservierung, In-vitro-Ma-
turation und Präimplantationsdiagnos-
tik) auf die Kindesentwicklung noch 
weitgehend unklar und bedürfen sorg-
fältiger prospektiver Studien. In der 
Mehrzahl (bisheriger) Studien wird 
darauf hingewiesen, dass sich Kinder 
nach assistierter Reproduktion (sofern 
nicht Mehrlinge) psychisch, motorisch 
und sozial ebenso weitgehend unauf-
fällig entwickeln, wie die Beziehungen 
in ihren Familien. Wenn Unterschie-
de in den Eltern-Kind-Beziehungen ge-
funden wurden, dann eher in positiver 




Psychosoziale Beratung als solche ist 
begrifflich nicht definiert. Vielmehr 
wird von einer Beratung mit psychoso-
zialen Inhalten (§ 27a SGB V) und von 
Information, Beratung und Aufklärung 
mit psychischen und sozialen Aspekten 
(Richtlinien BÄK 2006, Novelle 2009) 
gesprochen. Vom Gesetzgeber bzw. von 
den Krankenkassen ist eine obligatori-
sche (behandlungsbegleitende) Betreu-
ung der reproduktionsmedizinischen 
Behandlung nicht vorgesehen. 
Grundsätzlich soll die psychosoziale 
Beratung ungewollt kinderlosen Paa-
ren (zunächst) Entscheidungshilfen in 
Hinsicht auf anstehende medizinische 
Therapieschritte anbieten, aber auch 

















10 Interventionseffekte bei psychosozia-
len Begleitungen von Kinderwunsch-
behandlungen zu folgenden wesent-
lichen Ergebnissen: Psychosoziale 
Interventionen waren effektiver dar-
in, negative Affekte zu reduzieren, als 
partnerschaftliche und soziale Bezie-
hungsaspekte zu verbessern. Fast alle 
Interventionen zeigten einen positiven 
Effekt auf mindestens eine der unter-
suchten Outcomevariablen, und keine 
der Studien berichtete einen negativen 
Effekt auf das Wohlbefinden. Grup-
peninterventionen, die Wert auf Auf-
klärung und das Vermitteln von Fer-
tigkeiten (z.B. Entspannungstrainings) 
gelegt hatten, zeigten sich als signifi-
kant effektiver im Erzielen positiver 
Veränderungen als die Beratungsinter-
ventionen, welche emotionalen Aus-
druck und Unterstützung hinsichtlich 
der Gefühle und Gedanken zur Inferti-
lität betonten. Männer und Frauen pro-
fitierten gleichermaßen von psychoso-
zialen Interventionen. Psychoedukative 
Interventionen waren für Männer at-
traktiver als Beratungen oder psycho-
therapeutische Therapien.
Hämmerli et al. (2009) schlussfolgern 
in einer anspruchsvollen Metaanalyse 
zu psychologischen Interventionen bei 
infertilen Patienten ein etwas anderes 
Bild: Bezüglich der Verbesserung des 
psychischen Befindens (Depressivität,
Ängstlichkeit, psychische Belastung, 
interpersonelles Funktionieren und 
infertilitätsspezifischer Stress) erge-
ben sich keine nachweisbaren Effek-
te. Eine Analyse nach Dauer der psy-
chologischen Intervention (ein bis 
fünf Sitzungen bzw. sechs Sitzungen 
und mehr) zeigt positive Folgen be-
züglich psychologischer Variablen 
wie Ängstlichkeit oder Depressivi-
tät – anders als bei Boivin (2004) – 
deutlicher bei den länger dauernden 
Interventionen. Wischmann/Thorn 
(2010, S. 47) kommen insgesamt zu 
dem Schluss, dass zur Bewältigung 
der Lebenskrise der ungewollten Kin-
derlosigkeit psychosoziale Interventi-
Psychosoziale Kinderwunschberatung 
zeichnet sich dadurch aus, dass auf der 
Basis therapeutischer Konzepte Rat-
suchende dabei unterstützt werden, 
Orientierung, Klarheit, Wissen, Bear-
beitungs- oder Bewältigungskompeten-
zen zu gewinnen. Darüber hinaus muss 
sie auf die spezifischen Bedürfnisse 
und Voraussetzungen der Ratsuchen-
den ausgerichtet sein. Die Beratungsin-
halte beziehen sich auf alle Lebensthe-
men, die vom Kinderwunsch tangiert 
sind, darüber hinaus soll das Wohl des 
zu zeugenden Kindes, bereits gebore-
ner Kinder und der Familien reflektiert 
und möglichst sichergestellt werden 
(Abb. 1). Nationale Fachgesellschaften
sprechen sich seit mehreren Jahren da-
für aus, dass alle Paare, die eine re-
produktionsmedizinische Behandlung 
beabsichtigen oder sich dieser bereits 
unterziehen, niedrigschwellig Zugang 
zu einer psychosozialen Beratung erhal-
ten sollen. Dieser Zugang sollte zu allen 
Zeitpunkten einer reproduktionsmedi-
zinischen Behandlung zur Verfügung 
stehen, aber auch Paaren offen sein, 
die sich keinem Verfahren der ART 
unterziehen (Covington/Burns 2006). 
EFFEKTE PSYCHOSOZIALER 
BERATUNG
Unter anderem kam Boivin (2004) in 
einer systematischen Evaluation der 
sich aus der belastenden emotionalen 
Situation ergeben können. Außerdem 
soll sie dazu beitragen, die Kommuni-
kation des Paares miteinander, mit den 
Ärzten und dem Umfeld zu verbessern, 
um eine bessere Bewältigung der Situa-
tion zu erreichen. Ein wichtiger Aspekt 
ist auch, ggf. die Akzeptanz eines Le-
bens ohne leibliche Kinder zu fördern 
und die Möglichkeit einer erfolglosen 
Therapie von Anfang an in den Bera-
tungsprozess einzubeziehen.
Nach (Thorn/Wischmann 2010, S. 49 ff.) 
sollte die Beratung unabdingbarer Be-
standteil der psychosozialen Versor-
gung bei unerfülltem Kinderwunsch 
sein. Zur psychosozialen Versorgung 
gehören die Bereitstellung von Informa-
tionen zu medizinischen Behandlungs-
möglichkeiten und die Sicherstellung 
des Verständnisses dieser Informatio-
nen. Hierzu gehört ebenfalls eine empa-
thische Begleitung und Gesprächsfüh-
rung durch Ärzte und nichtärztliches 
Personal während der Behandlung so-
wie ein einfühlsames Mitteilen von 
Behandlungsmisserfolgen. Alle invol-
vierten Fachkräfte benötigen hierfür 
Kenntnisse und Fähigkeiten in psycho-
logischer Gesprächsführung und psy-
chosomatischer Grundversorgung 
sowie Verständnis für die psychoso-
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10sätzlich existieren die Richtlinien des 
Beratungsnetzwerkes Kinderwunsch 
Deutschland (BKID), einem multipro-
fessionellen Zusammenschluss qualifi-
zierter Berater, die fundierte Erfahrun-
gen in der psychosozialen Beratung bei 
unerfülltem Kinderwunsch und unge-
wollter Kinderlosigkeit aufweisen. In 
diesen wird nachdrücklich auf die emo-
tionalen Belastungen während der re-
produktionsmedizinischen Belastung 
Bezug genommen. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, 
dass zum Teil widersprüchliche (hin-
sichtlich der Frage, wer die Beratung 
vornehmen soll), aber auch in Ausfüh-
rung und Detaillierungsgrad differente 
Richtlinien existieren, die als Grund-






Um zu einer handhabbareren Bera-
tungspraxis zu kommen, müssten die 
z.T. widersprüchlichen Richtlinien
vereinfacht und aufeinander abge-
stimmt werden. Dies insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass den über-
weisenden Gynäkologen oftmals die 
fachliche Kompetenz und der Einblick 
in die medizinischen und psychischen 
Aspekte der reproduktionsmedizini-
schen Behandlung fehlen, und deshalb 
Kinderwunschpaare vielfach mit über-
steigerten Erwartungen in eine Kin-
derwunschbehandlung gehen. Auch 
könnte es ggf. sinnvoller sein, die Be-
ratungspraxis den niedergelassenen Be-
ratern zu übertragen. Dieses Vorgehen 
hätte mehrere Vorteile: 
> Die psychischen Belastungen der re-
produktionsmedizinischen Behand-
lung können schon vorher verdeut-
licht werden, 
> eine eventuell angezeigte Psycho-
therapie/Paartherapie (Indikation 
abhängige psychosoziale Berater bis 
hin zum faktischen Fehlen jeglicher 
Kooperation mit psychosozialen Fach-
kräften (TAB 2010).
Die Zitate (Kasten) veranschaulichen 
eine Krux der gesetzlichen Richtlinien: 
Während durch das SGB die Beratung 
durch einen Arzt, der die Behandlung 
nicht selbst durchführt, gefordert wird, 
empfiehlt die BÄK eine Beratung durch 
den behandelnden Arzt. Um beiden 
Empfehlungen bzw. Anforderungen ge-
recht zu werden, müssten demnach we-
nigstens zwei Beratungen durchgeführt 
werden. In der Praxis zeigt sich häu-
fig, dass nicht zum Behandlungsteam 
gehörende Ärzte (überweisende Gynä-
kologen) nicht über ausreichend Fach-/
Detailwissen verfügt, um über wirklich 
wesentliche Aspekte angemessen auf-
zuklären. Oftmals wird nur der erfor-
derliche Beratungsschein ausgehändigt, 
und die Paare kommen mit überhöhten 
bzw. falschen Erwartungen in die re-
produktionsmedizinische Praxis. Zu-
onen wie Beratung und Psychothera-
pie nachgewiesenermaßen förderlich 
sind und oft schon nach wenigen Sit-
zungen ein entlastender Effekt festge-
stellt werden kann.
BERATUNGSGRUNDLAGEN 
FÜR DIE PSYCHOSOZIALE 
BEGLEITUNG
Die gesetzlichen, organisatorischen 
und regulativen Grundlagen für die 
Durchführung von psychosozialer Be-
ratung bzw. psychotherapeutischer Be-
handlung von Kinderwunschpaaren 
erschweren in verschiedener Hinsicht 
deren Durchführung in der konkre-
ten praktischen Anwendung. Sie sind 
als teilweise disparat zu bezeichnen, 
und das Maß der Integration der psy-
chosozialen Kinderwunschberatung in 
Deutschland ist bislang völlig unein-
heitlich. Sie reicht von in reproduk-
tionsmedizinische Zentren räumlich 
und personell integrierte, weisungsun-
BESTIMMUNGEN UND RICHTLINIEN ZUR PSYCHOSOZIALEN BERATUNG
> § 27a, SGB V Abs. 1. Hier heißt es z.B. unter Punkt 5: »Die Leistungen der 
Krankenbehandlung umfassen auch medizinische Maßnahmen zur Her-
beiführung einer Schwangerschaft, wenn ... sich die Ehegatten vor Durch-
führung der Maßnahmen von einem Arzt, der die Behandlung nicht selbst 
durchführt, über eine solche Behandlung unter Berücksichtigung ihrer me-
dizinischen und psychosozialen Gesichtspunkte haben unterrichten lassen 
und der Arzt sie an einen der Ärzte oder eine der Einrichtungen überwie-
sen hat, denen eine Genehmigung nach § 121a erteilt worden ist.«
> (Muster-)Richtlinien zur Durchführung der assistierten Reproduktion der 
Bundesärztekammer (2006). Hier lautet z.B. der Absatz 3.2: »Das Paar 
muss vor Beginn der Behandlung durch die behandelnde Ärztin/den be-
handelnden Arzt über die vorgesehene Behandlung, die Art des Eingriffs, 
die Einzelschritte des Verfahrens, seine zu erwartenden Erfolgsaussich-
ten, Komplikationsmöglichkeiten, Risiken, mögliche Alternativen, son-
stige Umstände, denen erkennbar Bedeutung beigemessen wird, und die 
Kosten informiert, aufgeklärt und beraten werden.«
> Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über ärzt-
liche Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung in der Novelle von 2009. 
Hier heißt es z.B. unter Punkt 7: »Maßnahmen zur künstlichen Befruch-
tung ... dürfen nur durchgeführt werden, wenn die Ehegatten zuvor von 
einem Arzt, der die Maßnahmen nicht selbst durchführt, über die medi-
zinischen, psychischen und sozialen Aspekte der künstlichen Befruchtung 

















10 geklärt werden (beginnend bereits im 
schulischen Sexualkundeunterricht): 
Denn mit steigendem Alter der Frau 
für eine erste Schwangerschaft sinkt 
nicht nur die Wahrscheinlichkeit für 
eine zweites oder drittes Kind, sondern 
immer häufiger auch schon für das ers-
te. Dem gegenüber stehen die »Verspre-
chen« der Reproduktionsmedizin, dass 
der Kinderwunsch »jederzeit« erfüllbar 
und die Reproduktionsmedizin »besser 
als die Natur« sei. Somit müssen alle 
Aspekte einer reproduktionsmedizini-
schen Behandlung deutlicher dargelegt 
und Aufwand, Kosten, Erfolge und Ri-
siken stärker kommuniziert werden.
VERNETZTE UND SPEZIFISCHE 
BERATUNG
In der Praxis zeigt sich, dass die psy-
chosozialen Berater vielfach im »luft-
leeren« Raum agieren, ein Feedback 
an die Reproduktionsmediziner erfolgt 
eher selten. Dies könnte sich dann an-
ders darstellen, wenn die Berater im re-
produktionsmedizinischen Zentrum un-
ter inhaltlichen, organisatorischen und 
strukturellen Aspekten integriert wären 
und/oder zudem auch eine psychosoma-
tische Sichtweise Grundlage der (ergeb-
nisoffenen) Kinderwunschbehandlung 
ist. Vielfach eröffnet sich auch der Sinn/
Nutzen einer psychosozialen Beratung 
für die behandelnden Reproduktions-
mediziner nur wenig. Auch hier könnte 
eine bessere Vernetzung mit den Thera-
peuten für die Reproduktionsmediziner 
entlastende und zeitsparende Aspekte 
bringen. Das Kinderwunschpaar könn-
te so stärker von der Kompetenz beider 
Fachkreise profitieren und eine umfas-
sendere Behandlung/Betreuung erhalten. 
In der Triade Paar–Beratung–Repro-
duktionsmedizin sollte der individuelle 
Beratungs- und Betreuungsbedarf ge-
meinsam, paarspezifisch und situations-
abhängig festgelegt werden. Darüber hin-
aus würde die psychosoziale Beratung 
durch die Reproduktionsmediziner ei-
nen größeren Stellenwert erfahren und 
die derzeitige Situation, dass viele Paa-
fizierten Fachkräften (in freier Praxis 
oder Beratungsstelle) an. Insbesondere 
vor invasiven Therapieschritten und bei 
erfolgloser Behandlung (einschließlich 
Fehl- bzw. Totgeburt) sollte erneut auf 
das psychosoziale Beratungsangebot 
verwiesen werden. Grundsätzlich bzw. 
idealerweise sollten alle Paare zu jedem 
Zeitpunkt einer Kinderwunschbehand-
lung ein psychosoziales Beratungsange-
bot in Anspruch nehmen können. Doch 
sofern ein solches Angebot überhaupt 
verfügbar ist, bestehen hier weiterhin 
Informationsdefizite und Schwellen-
angst. So ist zu erklären, dass zwar 
eine große Anzahl der Paare gegenüber 
psychosozialen Kinderwunschberatun-
gen positiv eingestellt ist, aber nur ein 
kleinerer Teil dieses Angebot tatsäch-
lich wahrnimmt. Wenn die psychoso-
ziale Kinderwunschberatung integra-
ler und selbstverständlicher Bestandteil 
der Behandlung ist, liegen die Akzep-
tanzraten allerdings deutlich höher (bis 
zu 80 %) (TAB 2010).
FAZIT – WAS BLEIBT ZU TUN?
Im Lebenszyklus ist eine Kinderlosig-
keit häufig zunächst gewollt – die Zeit 
ist noch nicht »reif« für eine Familien-
gründung – und entwickelt sich erst 
im weiteren Verlauf zu einer ungewoll-
ten – die Zeit ist »reif«, alles entspricht 
dem Plan, nur der Wunsch erfüllt sich 
nicht. Angesichts dessen sollte in brei-
ter Öffentlichkeit über die reproduk-
tive Phase und die Einschränkung der 
Optionen mit zunehmendem Alter auf-
z.B. Sexualstörungen, Kommuni-
kationsstörungen, depressive Epi-
soden aufgrund des unerfüllten 
Kinderwunsches, psychosomati-
sche Beschwerden etc.) kann vor 
Behandlungsbeginn erfolgen, 
> Behandlungsoptionen können bes-
ser eingeschätzt werden, 
> mögliche Alternativen zum eigenen 
Kind können zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt angedacht werden, 
> ein eventuell weiterführender psy-
chosozialer Betreuungsbedarf wäh-
rend der reproduktionsmedizini-
schen Behandlung kann frühzeitig 
eingeschätzt werden, 
> die psychosoziale Beratung würde 
weniger negativ besetzt sein oder 
als »Prüfung« empfunden, die Paa-
re könnten besser die entlastenden 
Aspekte der Beratung erfahren und 
nutzen, 
> die reproduktionsmedizinische Be-
handlung könnte entscheidend den 
Bedürfnissen des einzelnen Paares 
angepasst und damit individuali-
siert werden.
WAHRNEHMUNG DER BERATUNG
Kinderwunschpaare sollten ggf. be-
reits vor Beginn einer Behandlung mit 
Verfahren der assistierten Reproduk-
tion verbindlich auf niedrigschwellig 
erreichbare psychosoziale Beratungs-
möglichkeiten hingewiesen werden 
(Abb. 2). Dazu bieten sich enge Ko-
operationen reproduktionsmedizini-
scher Zentren mit entsprechend quali-
Quelle: Stöbel-Richter 2010, S. 32
ABB. 2 WANN ERFOLGEN PSYCHOSOZIALE BERATUNGEN?
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(2010): Fortpflanzungsmedizin – Rah-
menbedingungen, wissenschaftlich-
Männer noch weitestgehend. Nicht zu-
letzt wäre – auch vor dem Hintergrund, 
dass für die psychosoziale Beratung eine 
hohe fachliche Qualität erforderlich ist 
und sich die entsprechenden Fachkräfte 
regelmäßig weiterbilden müssen – eine 
wissenschaftliche Evaluierung der Qua-
lität der psychosozialen Kinderwunsch-
beratung sehr sinnvoll.
Forschungsbedarf besteht auch im Hin-
blick auf Kindesentwicklung und Fa-
miliendynamik nach erfolgreicher Kin-
derwunschbehandlung. So sind etwa 
die psychologischen Auswirkungen 
der höheren Frühgeburtenraten und 
des geringeren Geburtsgewichts auch 
bei Einlingen nach ART einschließlich 
möglicher Folgeschäden (wie Diabetes 
oder Bluthochdruck) bisher noch nicht 
bekannt. Entsprechend sollte dies in 
prospektiven Studien zur Kindes- und 
Familienentwicklung untersucht wer-
den. Des Weiteren ist vor dem Hin-
tergrund der Tatsache, dass bei erb-
lich bedingter väterlicher Infertilität die 
nach einer ICSI-Behandlung gezeug-
ten Jungen auch infertil sein werden, 
die Durchführung prospektiver Studien 
bis zum Stadium der Familienplanung 
der Kinder von großer Bedeutung, und 
es erscheint eine frühzeitige Aufklä-
rung dieser Jungen aus psychologischer 
Sicht notwendig. Auch werden generell 
nach assistierter Reproduktion gezeug-
te Kinder – wenn überhaupt – erst sehr 
spät (und Kinder nach Samenspende 
fast überhaupt nicht) über ihre Zeu-
gungsart aufgeklärt. Was dies für die 
Identitätsentwicklung dieser Kinder 
bedeutet, sollte in weiteren prospekti-
ven Studien an größeren Stichproben 
genauer geklärt werden. 
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bisher noch nicht untersucht worden. 
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10Die Methoden und Anwendungen der Reproduktionsmedizin ermöglichen prinzi-
piell, in Kombination mit Genetik, Gentechnologie und Stammzellforschung nicht 
nur die genetische Ausstattung der mit ihrer Hilfe gezeugten Kinder zu verän-
dern, sondern sie transformieren auch die herkömmlichen Vorstellungen von El-
ternschaft und Familie. Immer neue oder verfeinerte reproduktionsmedizinische 
Verfahren werden eingesetzt, und die künstliche Befruchtung ist mittlerweile zu 
einer medizinischen Routinetechnik gereift. Diese zeitigt allerdings ungewöhn-
liche Folgen. So gibt es Kinder, die fünf Elternteile haben: einen Samenspender 
und eine Eizellspenderin als genetische Eltern, die Frau, die das Kind als biologi-
sche Leihmutter austrägt, und als soziale Eltern schließlich das Paar, bei dem das 
Kind aufwächst.
Zudem ist es möglich, die künstlich 
befruchtete Eizelle vor der Einpflan-
zung einer medizinischen Eignungs-
prüfung (morphologisch oder gene-
tisch) zu unterwerfen. Nicht nur das 
Geschlecht des Kindes kann vorher be-
stimmt, sondern es können auch Emb-
ryonen so ausgewählt werden, dass sie 
im Bedarfsfall ihren erkrankten Ge-
schwistern als mögliche »Gewebe- oder 
Zelllieferanten« (»Rettungskinder« ge-
nannt) dienen können. Experten prog-
nostizieren überdies, dass es in fünf bis 
15 Jahren gelingen könnte, embryonale 
Stammzellen künstlich in menschliche 
Spermien und Eizellen umzuwandeln. 
Etliche Methoden sind in Deutschland 
gesetzlich unzulässig. Doch in der kli-
nischen Praxis scheinen die strengen 
Bestimmungen der hier einschlägigen 
Gesetze von den Fortpflanzungsmedi-
zinern offensichtlich immer häufiger 
»liberal« ausgelegt zu werden. Auch in 
Deutschland werden Embryonen aus-
gewählt und einer Qualitätsprüfung 
unterzogen. Dies geschieht auch vor 
dem Hintergrund, dass sich die we-
sentlichen Regelungsinhalte in diver-




diagnostikgesetz sowie das Strafge-
setzbuch. Dies führt zwangsläufig zu 
Disparitäten in der Gesetzesauslegung 
und in der praktischen Durchführung 
der reproduktionsmedizinischen Be-
handlung und damit einer Verunsiche-
rung von Patienten und Ärzten.
Zum Tragen kommen in diesem Dis-
kussionszusammenhang jedoch nicht 
nur rechtliche und ethische Argu-
mente, sondern auch wirtschaftli-
che und demografische Faktoren. 
Allein in Deutschland wird der »Um-
satz« der Reproduktionsmedizin auf 
ca. 100 Mio. Euro jährlich geschätzt. 
Und dieser Umsatz könnte noch grö-
ßer ausfallen, wären die Reproduk-
tionsmediziner in Deutschland nicht 
häufig »gezwungen«, Patientinnen 
bzw. Kinderwunschpaare an Kliniken 
ins Ausland zu überweisen, da dort 
z.B. reproduktionsmedizinische Maß-
nahmen durchgeführt werden, die in 
Deutschland verboten sind. Weit über 
1.000 Paare reisen somit jedes Jahr 
ins Ausland, um dort ihren Kinder-
wunsch zu realisieren, und insgesamt 
nehmen über 40.000 Paare jedes Jahr 
in Deutschland eine konkrete repro-
duktionsmedizinische Behandlung in 
Anspruch (TAB 2010).
DIE NATIONALEN RECHTSLAGEN 
UND REGULIERUNGEN
Zumeist wird anerkannt, dass die Frei-
heit zur Fortpflanzung ein grundle-
gendes Menschenrecht ist, welches 
nicht unverhältnismäßig beschränkt 
werden darf (Frommel et al. 2010, 
S. 96 f.). Die Reproduktionsmedizin 
ist ein Mittel zur Durchsetzung dieser 
Freiheit zur Fortpflanzung, sie ebnet 
– bei natürlichen Hindernissen – den 
Weg für das Entstehen einer Schwan-
gerschaft bzw. Geburt eines Kindes. 
Aus dieser Freiheit zur Fortpflanzung 
resultiert jedoch keine Pflicht des Staa-
tes, Fortpflanzungswilligen den Zu-
gang zur Reproduktionsmedizin zu 
ermöglichen, er hat nicht die Pflicht, 
Methoden der Reproduktionsmedi-
zin zu erlauben oder (z.B. durch Kos-
tenübernahme) zu fördern. Ist aber 
staatlicherseits eine grundsätzliche 
Entscheidung zugunsten der Repro-
duktionsmedizin getroffen, dann un-
terliegen alle rechtlichen Beschrän-
kungen der Reproduktionsmedizin 
bzw. ihren Techniken einem beson-
deren Begründungszwang und einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung (Simon 
et al. 2010). Genau dies hat der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) jüngst in seinem Urteil 
zur Reproduktionsmedizin in Öster-
reich bekundet.
Im Zentrum dieses Beitrags stehen im 
Folgenden Fragen bzw. Aspekte, die 
sich auf den Status des Embryos, den 
Umgang mit überzähligen Embryonen 
(bzw. deren Vermeidung), auf mögli-
che Qualitätstests für einzupflanzen-
de Embryonen (Polkörperdiagnostik, 
PID, eSET) sowie auf die Zulässigkeit 
von Eizell- und Samenspende bzw. der 
Leihmutterschaft beziehen. Kurz einge-
gangen wird auch auf Zusammenhän-
ge zwischen den reproduktionstechni-
schen Methoden i.e.S. und Verfahren 
des Klonens sowie der Stammzellfor-
schung. Die Auswahl der in den Ver-
gleich einbezogenen Länder basiert 
darauf, welche Länder unter rechts-
politischer Perspektive europaweit in-
teressant sind und ggf. gleichzeitig von 
der deutschen Regulierungssituation 
differieren.
DEUTSCHLAND
Die Reproduktionsmedizin hat mit 
dem am 1. Januar 1991 in Kraft ge-


















10 Zudem sei bei der Samenspende »le-
diglich« der genetische Vater ein an-
derer als der soziale, während bei der 
Eizellspende die genetische und die aus-
tragende Mutter unterschiedlich sei-
en. Das Verbot der Eizellspende wird 
jedoch kontrovers diskutiert bzw. als 
diskriminierend angesehen, zumal es 
auch medizinische Indikationen gibt, 
die für die Eizellspende sprechen. Die 
Ersatzmutterschaft ist ebenfalls verbo-
ten. Eine reproduktionsmedizinische 
Behandlung eines männlichen Homo-
sexuellen ist danach nicht möglich. 
Doch auch das Verbot der Ersatzmut-
terschaft wird von Experten als verfas-
sungsrechtlich bedenklich angesehen, 
insbesondere mit Blick auf die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichts-
hofes für Menschenrechte (Simon et al. 
2010, S. 42). 
Grundsätzlich erlaubt das ESchG in 
einem gewissen Umfang auch elekti-
ve Maßnahmen. Bei der Polkörperbi-
opsie handelt es sich um eine Entnah-
me und Überprüfung des Polkörpers, 
den befruchtete Eizellen im Vorkern-
stadium bilden, und der den halben 
weiblichen Chromosomensatz ent-
hält. Auf diese Weise lassen sich zu-
mindest Chromosomenanomalien und 
Erbkrankheiten von mütterlicher Sei-
te ausschließen. Die Präimplantations-
diagnostik (PID) kann vergleichswei-
se umfassender Auskunft geben. Sie ist 
in Deutschland bislang nicht gesetz-
lich geregelt. Zwar wird sie im ESchG 
von verschiedenen Vorschriften erfasst, 
aber nicht ausdrücklich verboten. Die 
Rechtswissenschaft ist hier gespalten, 
der Gesetzgeber hat sich bislang nicht 
abschließend geäußert, und auch im 
Gendiagnostikgesetz wurde keine Re-
gelung zur PID getroffen. Diese Un-
sicherheit hat dazu geführt, dass die 
PID in Deutschland nicht bzw. nur ver-
einzelt durchgeführt wird. Der Bun-
desgerichtshof (BGH) hingegen hat in 
seiner Entscheidung vom 6. Juli 2010 
(5 tR 386/09) befunden, dass nur eine 
PID an totipotenten Zellen verboten 
> zielgerichtete Erzeugung von über-
zähligen Embryonen (Verbot der 
Vorratshaltung von Embryonen); 
> Geschlechtswahl des zukünftigen 
Kindes;
> wissentliche künstliche Befruchtung 
mit dem Samen eines Verstorbenen 
bzw. Verwendung der Eizellen einer 
Verstorbenen;
> Entwicklung von Chimären oder 
Hybriden unter Verwendung min-
destens eines menschlichen Em-
bryos oder einer menschlichen 
Keimzelle; 
> Methoden des reproduktiven 
Klonens.
Zudem finden sich weitere Beschrän-
kungen, z.B. Befruchtung einer 
Keimzelle mit künstlich veränderter 
Erbinformation sowie heterologe Maß-
nahmen zur Fertilisation, die nur aus-
nahmsweise bei entsprechender medizi-
nischer Indikation und nach positivem 
Votum der zuständigen Ethikkommis-
sion erlaubt ist. 
Grundsätzlich erlaubt ist die Samen-
spende, auch die heterologe Verwen-
dung von Fremdsperma. Voraussetzung 
ist stets die schriftliche Einverständnis-
erklärung der Wunscheltern sowie des 
Samenspenders. Die Verwendung ano-
nymen Samens oder eines »Samencock-
tails«, also einer Mischung von Sper-
mien verschiedener Spender, ist zwar 
nicht strafbar, nach überwiegender 
Ansicht ist die Verwendung aber sit-
tenwidrig, da hierdurch das Recht des 
Kindes auf Kenntnis seiner Abstam-
mung verletzt wird. Nicht erlaubt ist 
es, eine menschliche Samenzelle zur 
Befruchtung zu verwenden, sofern de-
ren Erbinformation zuvor verändert 
worden ist.
Die Eizellspende ist verboten, um eine 
gespaltene Mutterschaft zu vermeiden. 
Dies wird damit begründet, dass sich 
Samen- und Eizellspende durch eine 
unterschiedliche »Eingriffstiefe« bei 
der Keimzellgewinnung auszeichnen. 
tretenen Embryonenschutzgesetz 
(ESchG) eine gesetzliche Regelung er-
fahren. Es handelt sich hierbei nach 
Ansicht etlicher Experten um einen 
politisch durchsetzbaren »Minimal-
konsens«. Dabei geht es nicht um eine 
rechtsgestaltende, positive Regelung 
der Reproduktionsmedizin im Sinne 
eines Fortpflanzungsmedizingeset-
zes, sondern um ein strafrechtliches 
Verbotsgesetz, welches im Hinblick 
auf das zentrale Ziel, den Lebens-
schutz des Embryos zu gewährleis-
ten und darüber hinaus bestimmte 
Konfliktlagen zu verhindern bzw. 
sittliche Moralvorstellungen zu wah-
ren, (lediglich) bestimmte Techniken 
der Reproduktionsmedizin und miss-
bräuchliche Verwendungsweisen der 
Reproduktionsmedizin unter Straf-
androhung verbietet (Lehmann 2007, 
S. 12 ff.). 
Erlaubt bzw. nicht verboten sind nach 
dem ESchG u.a. fast alle homologen 
und heterologen Maßnahmen der In-
vivo- und In-vitro-Fertilisation: die 
Insemination, die Gameten-Intrafal-
lopian-Transferbehandlung (GIFT), 
die In-vitro-Fertilisation (IVF), die 
intracytoplasmatische Spermienin-
jektion (ICSI), die In-vitro-Maturati-
on (IVM), die (Kryo-)Konservierung 
von Keimzellen, Ovar- und Hoden-
geweben, von Eizellen im sogenann-
ten Pronukleusstadium (2-Pronuk-
lei-Stadium) sowie Embryonen im 
Furchungs- und Blastocystenstadium.
Folgende ausdrückliche Verbote sind 
im ESchG enthalten: 
> Herbeiführung einer gespaltenen 
Mutterschaft (u.a. Verbot der Eizell-
spende oder Leihmutterschaft);




> Herbeiführung einer Mehrlings-


















10nationale Krankenversicherung ersetzt. 
Im Mai 2010 beschloss die Regierung, 
die Kostenerstattung deutlich ein-
schränken zu wollen. Dies wäre inso-
fern ein einschneidender Eingriff, weil 
Dänemark bisher die weitaus höchste 
Rate an IVF-Kindern europaweit hat 
(4,9 %).
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, anonyme Sa-
men-, Eizell- sowie die Embryospen-
de; bekannte Samen- und Eizellspen-
de sind verboten (bei Durchführung 
der ART durch Ärzte, Hebammen ist 
die Durchführung der Insemination 
mit Fremdsamen erlaubt), ebenso die 
Leihmutterschaft.
FRANKREICH
Frankreichs Regulierung und Praxis 
beruht im Wesentlichen auf drei zen-
tralen »Bioethik«-Gesetzen aus dem 
Jahr 1994, die alle fünf Jahre novel-
liert werden (sollen); allerdings ist die 
Revision von 2009 nicht vorgenommen 
worden. Diese Gesetze haben grundle-
gend zur Durchführung klinischer und 
biologischer Verfahren gewirkt, indem 
sie mit IVF, Embryotransfer, künstli-
cher Befruchtung sowie gleichartigen 
Techniken die Zeugung außerhalb na-
türlicher Verfahren ermöglichen. Dabei 
werden ART-Verfahren nur für hete-
rosexuelle, verheiratete oder mindes-
tens seit zwei Jahren eheähnlich leben-
de Paare im gebärfähigen Alter erlaubt. 
Im Falle des Todes eines Partners müs-
sen die gefrorenen Gameten bzw. Em-
bryonen von dem überlebenden Part-
ner an ein anderes unfruchtbares Paar 
weitergereicht oder vernichtet werden. 
Dabei darf der Embryo nur mit Game-
ten entstehen, die mindestens von ei-
nem der beiden Partner stammen. In 
Ausnahmefällen darf das Geschlecht 
von Fötus oder Embryo bestimmt wer-
den, wenn entsprechende Krankheits-
gefährdungen vorliegen. Die PID ist nur 
in seltenen Fällen erlaubt, insbesonde-
re bei hohem Risiko der Übertragung 
Februar 1999), als es im Hinblick auf 
den Zugang zu den Reproduktions-
technologien weder eine obere Alters-
grenze noch die Notwendigkeit einer 
heterosexuellen Beziehung gibt. Sa-
men-, Eizell- und Embryospende wer-
den zwar rechtlich nicht geregelt, kön-
nen aber durchgeführt werden. Nach 
dem Gesetz über die Forschung von 
in vitro gezeugten Embryonen vom 
11. Mai 2003 ist die Forschung an Em-
bryonen innerhalb der ersten 14 Tage 
grundsätzlich zulässig, insbesonde-
re wenn sie zu einem therapeutischen 
Zweck beiträgt. Nach § 4 ist sogar die
Erzeugung von Embryonen in vitro zu 
Forschungszwecken zulässig, die an-
sonsten grundsätzlich verboten ist, 
wenn sich das Forschungsziel nicht an-
derweitig, z.B. durch die Forschung an 
sogenannten überzähligen Embryonen, 
erreichen lässt.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, anonyme Samen-, 
Eizell- und Embryospende, ebenso be-
kannte Samen- und Eizellspende; nicht 
geregelt ist die Leihmutterschaft.
DÄNEMARK
Im Juni 2006 wurde das Recht der me-
dizinisch-technisch assistierten Repro-
duktion (von 1997) reformiert. Unge-
wollte Kinderlosigkeit wird seitdem 
durch das »Barnløshedsloven« (Kin-
derlosigkeitsgesetz) reguliert. Nicht nur 
verheiratete und unverheiratete Paa-
re, sondern auch alleinstehende Frauen 
und lesbische Paare können nunmehr 
behandelt werden, wobei Frauen nicht 
älter als 45 Jahre sein dürfen. Sämt-
liche entnommenen Eizellen können 
befruchtet und bis zu sieben Tage im 
Labor weitergezüchtet werden. Bis zu 
drei befruchtete Eizellen dürfen in die 
Gebärmutter transferiert werden. Be-
fruchtete Eizellen können maximal 
fünf Jahre kryokonserviert werden – 
oder bis zum 46. Geburtstag der Frau. 
Bisher werden die Kosten für fünf Zy-
klen bei der IVF vollständig durch die 
ist. Bei einer PID an nichttotipotenten 
Zellen, also an pluripotenten Zellen, 
wie im Falle einer Blastocystenbiopsie, 
könne weder aus den Bestimmungen 
des ESchG noch aus dem Gendiagnos-
tikgesetz ein solches Verbot abgeleitet 
werden. Der BGH stellt aber zugleich 
klar, dass die unbegrenzte Selektion 
anhand genetischer Merkmale durch 
die von ihm vorgenommene Interpre-
tation nicht zulässig wird.
In engem Zusammenhang mit der PID 
steht auch die Frage nach der Recht-
mäßigkeit des elektiven Single-Emb-
ryo-Transfers (eSET), bei dem ledig-
lich ein Embryo (aus mehreren durch 
IVF gezeugten Embryonen) nach mor-
phologischer Beurteilung ausgewählt 
und in die Gebärmutter der Patientin 
transferiert wird. Dieses Vorgehen soll 
die Behandlung optimieren und zu ei-
ner höheren Wahrscheinlichkeit von 
Schwangerschaft und Geburt führen, 
bei gleichzeitig größtmöglicher Reduk-
tion des Risikos einer für Mutter und 
Kind gefährlichen Mehrlingsschwan-
gerschaft. Teilweise wird die Ansicht 
vertreten, dass der eSET verboten sei, 
da mehr Eizellen befruchtet werden als 
übertragen werden sollen (Schulz 2008, 
S. 33 f.). Andererseits ist es nach über-
wiegender Ansicht wegen der »Ausfall-
risiken« grundsätzlich erlaubt, mehr 
Eizellen zu befruchten, obwohl nach 
ESchG maximal drei Embryonen in-
nerhalb eines Zyklus übertragen wer-
den dürfen (Taupitz 2008). 
Zusammengefasst: Erlaubt sind die 
Polkörperdiagnostik, die PID an plu-
ripotenten Zellent, ebenso die Kryo-
konservierung, die Samenspende und 
die anonyme Samenspende bei der in-
trauterinen Insemination. Verboten 
sind Eizellspenden, die Embryospen-
de sowie die Leihmutterschaft.
BELGIEN
Belgien hat insoweit eine »liberale« Re-

















10 wunschbehandlungen auf »stabile, zu-
sammenlebende, heterosexuelle Paa-
re im gebärfähigen Alter« beschränkt. 
Damit sind Alleinerziehende, homo-
sexuelle Paare und Frauen außerhalb 
des gebärfähigen Alters von diesen Ver-
fahren ausgeschlossen. Auch darüber 
hinaus ist das Gesetz sehr restriktiv, 
da es außereheliche Spende (Samen/Ei-
zellen) verbietet und ebenso die Kryo-
konservierung für eine Verwendung 
nach dem Tod eines Ehegatten. Auch 
für die wissenschaftliche Forschung 
wird dies ausgeschlossen. Erlaubt ist 
die Befruchtung von maximal drei Ei-
zellen zur Einpflanzung in die Gebär-
mutter. Pränatales Screening und die 
PID sind verboten. Durch die neue Ge-
setzgebung werden Klonen, Stamm-
zellgewinnung, Leihmutterschaft und 
jegliche Forschung an menschlichen 
Embryonen mit hohen Sanktionen 
vollständig verboten. Davon betrof-
fen sind allerdings nicht die Paare, son-
dern nur Ärzte oder andere Beteiligte, 
die dies vornehmen. Erlaubt ist aller-
dings die klinische und experimentelle 
Forschung am Embryo, wenn sie dazu 
dient, mit therapeutischen und diag-
nostischen Zielen die Gesundheit des 
Embryos selbst zu verbessern, sofern 
es keine alternativen Verfahren gibt.
Zusammengefasst: Erlaubt ist die Be-
fruchtung von drei Eizellen zur sofor-
tigen Übertragung in die Gebärmutter. 
Verboten sind PID, Kryokonservierung 
(ausgenommen das Einfrieren von Ei-
zellen) und alle anderen Verfahren.
NIEDERLANDE
Zwar gibt es seit dem 24. Okto-
ber 1997 den sogenannten »Medical 
Treatment Act« mit grundsätzlichen 
Rahmenbedingungen, von den dorti-
gen Regelungen zu unterscheiden ist 
allerdings in der Praxis die stark auf 
die Rechte des Individuums orientier-
te Gesetzgebung, in deren Rahmen die 
Reproduktion als Element des Privat-
lebens angesehen und entsprechend ge-
ten wie Alzheimer oder Diabetes zu 
entwickeln. Das reproduktive Klonen 
ist jedoch verboten.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, anonyme Samen- 
und Embryospende (alle Gameten-
spender müssen für volljährige Kinder 
identifizierbar sein) sowie Leihmutter-
schaft. Die anonyme Eizellspende ist 
nicht erlaubt.
IRLAND
Die Republik Irland hat keine spezifi-
schen Rechtsvorschriften zur Repro-
duktionsmedizin. Als grundlegender 
Leitfaden für ethisches Verhalten und 
die jeweiligen praktischen Verfahrens-
weisen gelten die vom Irish Medical 
Council im Jahr 1999 herausgegebenen 
»General Medical Council Guidelines«. 
Eine Behandlung der Unfruchtbarkeit 
ist für verheiratete Paare vorgesehen, 
sofern Spermien oder Eizellen zu einem 
späteren Zeitpunkt für diejenigen ver-
wendet werden, von denen sie stammen. 
In diesem Sinn müssen Ärzte Paare um-
fassend beraten. Techniken wie die IVF 
sollten nur verwendet werden, wenn Al-
ternativen ausgeschlossen sind. Jede be-
fruchtete Eizelle muss für eine Implan-
tation verwendet werden und darf nicht 
mutwillig zerstört werden. In den Leit-
linien heißt es weiter: »Die bewusste 
und vorsätzliche Zerstörung des unge-
borenen Kindes ist berufliches Fehlver-
halten.« Sperma, Eizellen und Embryo-
nen zu spenden ist ebenso zulässig wie 
eine Leihmutterschaft.
Zusammengefasst: Die PID ist nicht ge-
regelt, Kryokonservierung ist erlaubt, 
ebenso anonyme Samen- und Eizell-
spende; nicht geregelt sind Embryo-
spende und Leihmutterschaft ebenso 
wie bekannte Samen- und Eizellspende.
ITALIEN
Erst seit 2004 wird die ART durch 
ein Gesetz geregelt, welches Kinder-
einer schweren Krankheit. Die Game-
ten- oder Embryospende wird bei völ-
liger Sterilität oder auch bei einem Ri-
siko der Übertragung einer genetischen 
Krankheit als »letztes Mittel« einge-
setzt. Die Kosten der Behandlungen 
werden grundsätzlich von den Kran-
kenkassen übernommen. Einschrän-
kungen sind zum Beispiel die Alters-
begrenzung von Frauen (43 Jahre), 
außerdem werden nur sechs Insemina-
tionen und vier IVF-Zyklen finanziert.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, anonyme Samen-, 
Eizell- sowie Embryospende; nicht er-
laubt sind bekannte Samen- und Ei-
zellspende, auch die Leihmutterschaft 
ist verboten.
GROSSBRITANNIEN
Die Human Fertilisation Authority 
(HFEA) ist die zuständige Regulie-
rungsbehörde für ART-Maßnahmen. 
Die HFEA lizenziert sowohl die Tech-
nologien als auch die entsprechenden 
Behandlungszentren, die allen – auch 
alleinstehenden Frauen, und ohne Al-
tersbegrenzung – zur Verfügung ste-
hen. Sie kontrolliert und überwacht die 
etwa 100 Kliniken in Großbritannien 
sowie alle  Forschungsvorhaben. Nach 
dem Human Fertilisation and Embryo-
logy Act von 1990 ist es erlaubt, Sper-
ma, Eizellen und Embryonen zu spen-
den, wobei geringfügige Zahlungen an 
die Spender zur Deckung ihrer Kosten 
und Unannehmlichkeiten erlaubt sind. 
Die Leihmutterschaft ist erlaubt, so-
fern sie nicht kommerzialisiert wird. 
Seit 2000 können geklonte Embryonen 
geschaffen werden, um daraus Stamm-
zellen für die Forschung zu gewinnen. 
Im Zuge dessen erteilte die HFEA eine 
erste therapeutische Klonlizenz für das 
International Centre for Life an der 
Newcastle Universität, die es erlaubt, 
menschliche embryonale Stammzellen 
mithilfe des Kerntransfers somatischer 
Zellen zu erschaffen, um auf diese Wei-

















10nen über fünf Jahre hinweg kryokon-
serviert werden können. Die Forschung 
darf nur innerhalb von 14 Tagen nach 
der Befruchtung und mit Zustimmung 
des Spenders erfolgen. Dabei darf kei-
ne genetische Veränderung des Em-
bryos versucht werden. Nach einem 
Forschungseingriff muss der Embryo 
vernichtet werden.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID 
und Kryokonservierung sowie Samen- 
und Eizellspende. Verboten sind ano-
nyme Samen- sowie die Embryospen-
de, ebenso die Leihmutterschaft.
SCHWEIZ
In der Schweiz stellt das Bundesgesetz 
für die medizinisch unterstützte Fort-
pflanzung vom 18. Dezember 1998 die 
gesetzliche Grundlage für die repro-
duktionsmedizinischen Verfahren dar. 
Erlaubt sind diese für Paare im gebär-
fähigen Alter im Rahmen der Ehe oder 
einer eheähnlichen heterosexuellen Be-
ziehung. Gespendeter Samen darf nur 
bei Ehepaaren verwendet werden. Eine 
posthume Zeugung eines Embryos mit 
dem Sperma des verstorbenen Ehegat-
ten ist verboten. Die Spende von Sper-
mien und Eizellen ist erlaubt, eine Em-
bryospende und Leihmutterschaft ist 
verboten, ebenso das Embryonen- und 
Eizellenklonen.
Zusammengefasst: Erlaubt ist die Pol-
körperdiagnostik, nicht jedoch die PID. 
Anonyme Samen-, Eizell- und Emb-
ryospende sowie Leihmutterschaft 
sind verboten; erlaubt ist die bekann-
te Samenspende.
SPANIEN
Die Maßnahmen der Reproduktions-
medizin sind durch ein Gesetz vom 
28. Dezember 1988 über die Spende 
und die Verwendung von menschli-
chen Embryonen und Föten bzw. de-
ren Zellen, Geweben und Organen ge-
regelt. Das spanische Recht beschränkt 
eine Grundsatzentscheidung getroffen 
(Application no. 57813/00), die sich 
auf alle europäischen Länder auswir-
ken kann (wenn die Entscheidung ge-
gen den eingelegten Widerspruch Be-
stand hat). Die Entscheidung richtet 
sich gegen die in Österreich verbotene 
Eizell- und Samenspende von Dritten 
bei der IVF. Der EGMR stellt fest, dass 
das österreichische Verbot ein Verstoß 
gegen Art. 14 (Diskriminierungsver-
bot) in Verbindung mit Art. 8 (Recht 
auf Achtung des Familienlebens) dar-
stellt, wie sie vom EGMR geregelt sind. 
Zusammengefasst: PID ist mithilfe der 
Polkörperdiagnostik erlaubt, ebenso 
die Kryokonservierung und die Samen-
spende (jedoch identifizierbar für voll-
jährige Kinder) bei der intrauterinen 
Insemination. Verboten sind anonyme 
Eizell- und Samenspenden, die Emb-
ryospende sowie die Leihmutterschaft.
SCHWEDEN
Das IVF-Gesetz vom 1. Januar 1989 
bildet die rechtliche Grundlage für die 
reproduktionsmedizinische Praxis. Die 
IVF ist für heterosexuelle Paare im 
Rahmen der Ehe oder einer eheähn-
lichen Beziehung verfügbar. Die Paa-
re müssen eigenes Sperma und eigene 
Eizellen verwenden. Seit dem 1. Juli 
2005 ist auch die Befruchtung von ho-
mosexuellen Frauen erlaubt. Leihmut-
terschaft und Embryospende sind nicht 
erlaubt. Eine Altersgrenze ist auf staat-
licher Ebene nicht vorgesehen, aber die 
verschiedenen Bezirksräte haben die 
obere Altersgrenze bei Frauen auf 35 
bis 37 Jahre (je nach individueller Vor-
aussetzung) festgelegt. Verboten sind 
das Klonen von Embryonen und Ei-
zellen. Das Gesetz über Maßnahmen 
für die Forschung oder Behandlung be-
fruchteter menschlicher Eizellen von 
1991 regelt im Unterschied dazu die 
Forschung hinsichtlich der Fortpflan-
zung und der Embryonenentwicklung. 
Das Gesetz regelt außerdem die Lage-
rung von Embryonen, wobei Embryo-
schützt wird. Schutz der Privatsphäre 
und Datenschutzgedanke werden so-
mit für die IVF und die Mitwirkung 
von Dritten übertragen. Der Familien-
stand begrenzt nicht den Zugang zu 
einer ART-Maßnahme; lediglich eine 
obere Altersgrenze von 40 bzw. 42 Jah-
ren ist zu beachten. Samen-, Eizell- 
und Embryospende sind erlaubt, auch 
die Leihmutterschaft, sofern sie nicht 
kommerziell genutzt wird. Die sexu-
elle Selektion aus nichtmedizinischen 
Gründen ist ausgeschlossen. Auch ho-
mosexuelle Männer und Frauen kön-
nen derartige Verfahren in Anspruch 
nehmen.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, bekannte Samen- 
und Eizellspende, Embryospende und 
Leihmutterschaft; anonyme Samen- 
und Eizellspende sind ausgeschlossen,
ÖSTERREICH
Grundsätzlich ist die Zulässigkeit re-
produktionsmedizinischer Technolo-
gien durch das im Juni 1992 in Kraft 
getretene Fortpflanzungsmedizingesetz 
geregelt. Geändert wurde es durch das 
im Jahr 2000 in Kraft getretene IVF-
Fonds-Gesetz. Darin wird die Kosten-
übernahme der IVF durch die öffent-
liche Hand geregelt (die zu 70 % vom 
»IVF-Fonds« getragen werden). Die 
Kostenübernahme ist auf vier ART-Ver-
suche beschränkt. Erlaubt ist die IFV 
in einer Ehe- oder eheähnlichen Ge-
meinschaft, die Frau soll jünger als 40 
und der Mann jünger als 50 Jahre sein. 
Es dürfen nur Eizellen und Samen von 
Ehegatten oder Lebensgefährten ver-
wendet werden. Für die künstliche In-
semination darf nur dann der Samen 
eines Dritten verwendet werden, so-
fern der Ehegatte oder Lebensgefährte 
nicht zeugungsfähig ist. Im Vergleich 
zu anderen Ländern ist Österreich ei-
nen »Mittelweg« gegangen. Trotzdem 
hat der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte im Falle »S.H. and 

















10 gestaltung und Durchführungspraxis, 
insofern jedes der drei Länder einen ei-
genen Weg gefunden hat, Reproduk-
tionstechnologie und Embryonenfor-
schung zu regulieren (TAB 2010).
Der belgische Weg zeichnet sich durch 
eine weitgehende Nichtregulierung 
aus. Die medizinische Reproduktions-
technologie sowie die PID werden in 
allen wesentlichen Belangen durch die 
reproduktionsmedizinischen Zentren
autonom geregelt (wenn auch in enger 
freiwilliger Kooperation mit lokalen 
Ethikkommissionen). Die Zentren für 
assistierte Reproduktion entwickelten 
sich von Anfang an sehr rasch, da zu-
nächst keine besonderen Lizensierungs-
verfahren existierten. Aufgrund fehlen-
der rechtlicher Einschränkungen legen 
sie ihr spezifisches Angebotsspektrum 
an Behandlungsverfahren selbst fest. 
Auf die Qualitätssicherung wird gleich-
wohl hoher Wert gelegt. Aufgrund der 
freizügigen Zulassungspraxis kam es in 
Belgien rasch zu »Überkapazitäten«, 
was Belgien weltweit – aber vor allem 
auch für betroffene Paare aus EU-Län-
dern mit restriktiveren Regelungen – 
attraktiv machte. Bereits vor zehn Jah-
ren kamen 30 % aller Patientinnen/
Paare aus dem Ausland (und 60 % al-
ren. Insbesondere spielt hier der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrech-
te eine wichtige Rolle – wie z.B. seine 
Entscheidung vom 1. April 2010 ge-
zeigt hat, in der das Verbot der Eizell- 
und Samenspende als Verstoß gegen 
das Diskriminierungsverbot bezeichnet 
wird. Es ist evident, dass damit das Tor 
für mögliche bzw. notwendige regula-
torische Änderungen im Bereich der 
Reproduktionsmedizin weit aufgesto-
ßen wurde – nicht nur für das originär 
betroffene Österreich, sondern auch für 
andere Länder. Unmittelbar relevant ist 
dies insbesondere für die PID, die Sa-
men- und Eizellspende und die Kryo-
konservierung von Embryonen. 
SONDERFALL PID
Am Beispiel der drei Länder Belgien, 
Frankreich und Großbritannien soll ex-
emplarisch die aktuelle Situation hin-
sichtlich der gesetzlichen Regelung und 
Praxis der PID beleuchtet werden. In 
allen drei Ländern ist die PID zwar 
zugelassen und auch die (Stammzell-) 
Forschung an – nach durchgeführter 
PID – gespendeten Embryonen gestat-
tet, dennoch ergeben sich erhebliche 
Unterschiede in der rechtlichen Aus-
nicht den Zugang zur Behandlung von 
Unfruchtbarkeit nach dem Familien-
stand. Auch alleinstehende Frauen kön-
nen behandelt werden, wenn sie älter 
als 18 Jahre sind, Altersbeschränkun-
gen nach oben gibt es nicht. Posthu-
me Empfängnis durch künstliche Be-
samung mit Sperma des verstorbenen 
Ehegatten oder Lebenspartners ist zu-
lässig, wenn die Einwilligung des Ver-
storbenen innerhalb von sechs Mona-
ten nach dem Zeitpunkt seines Todes 
belegt wurde. Samen- und Eizellspen-
den sind erlaubt. Die Leihmutterschaft 
ist zwar nicht verboten, aber die gebä-
rende Mutter ist auch die rechtliche. 
Die Spende wird anonym behandelt. 
Das Embryonen- und Eizellenklonen 
ist verboten. Nur in wenigen autono-
men Regionen (z.B. Katalonien) wer-
den die Kosten für die IVF von den 
Krankenversicherungen erstattet.
Zusammengefasst: Erlaubt sind PID, 
Kryokonservierung, anonyme Samen-, 
Eizell- und die Embryospende. Verbo-
ten sind bekannte Samen- und Eizell-




Ein Überblick über die Regulierungen 
zeigt, dass die medizinisch-technischen 
Verfahren der Reproduktionsmedizin 
im europäischen Vergleich – obwohl im 
Wesentlichen gleich – nicht in gleicher 
Weise von der Reproduktionsmedizin 
eingesetzt bzw. von Kinderwunsch-
paaren in Anspruch genommen wer-
den können. Insgesamt ist die Rechts-
lage in Europa weit ausdifferenziert. 
Dieser Verschiedenheit liegen im We-
sentlichen unterschiedliche historische 
Entwicklungen sowie kulturelle, reli-
giöse, soziale, politische und ökono-
mischen Aspekte zugrunde. Allerdings 
wird auf europäischer Ebene seit eini-
ger Zeit versucht, diese Unterschiede 
in den Rechtsmaterien zu harmonisie-






Belgien erlaubt erlaubt erlaubt
Dänemark erlaubt erlaubt erlaubt
Deutschland verboten (verboten) (verboten)
Frankreich erlaubt erlaubt erlaubt
Großbritannien erlaubt erlaubt erlaubt
Italien verboten verboten verboten
Niederlande erlaubt erlaubt erlaubt
Österreich verboten verboten erlaubt
Spanien erlaubt erlaubt erlaubt
Schweden verboten erlaubt erlaubt
Schweiz verboten verboten verboten


















10zeptanzbasis für PID ist durchaus fragil 
und der »public trust« keineswegs si-
chergestellt: Nach einer 2005 vom Dai-
ly Telegraph veröffentlichten Befragung 
befürworteten zwar 51 % der Befrag-
ten, »dass Eltern und Ärzte das Recht 
haben sollten, von nach IVF gezeug-
ten Embryonen diejenigen auszuwäh-
len, die die geringste Chance haben, be-
stimmte Erkrankungen zu entwickeln«; 
jedoch lehnten immerhin 31 % dies ab, 
während 18 % unentschieden waren 
(Nippert 2006, S. 81). Angesichts der 
rasch fortschreitenden Entwicklungen 
im Bereich der ART-Technologien und 
der neuen Forschungsmöglichkeiten er-
scheint vielen Experten und Betroffe-
nen die Regulierungsbasis oft als zu 
vage, auf der die HFEA ihre Entschei-
dungen treffen muss. 
SITUATION IN DEUTSCHLAND
Die Reproduktionsmedizin wird in 
Deutschland durch verschiedene Ge-
setze und Verordnungen reguliert, wo-
bei bestimmte Regeln allgemeingültig 
für unterschiedliche Bereiche der Me-
dizin gelten und im Zusammenspiel mit 
spezialgesetzlichen Regeln zu einer Un-
übersichtlichkeit und auch zu Wider-
sprüchen führen können. Auch ist das 
Recht der Reproduktionsmedizin wegen 
verschiedener Unklarheiten bzw. Be-
stimmtheitsmängel im ESchG zum Teil 
durch eine Rechtsunsicherheit bezüg-
lich verschiedener neuer Techniken der 
Reproduktionsmedizin geprägt (Vogt 
2008, S. 18 ff.). Einige Unklarheiten des 
ESchG könnten sich nach Ansicht von 
Simon et al. (2010, S. 4) durch Ausle-
gung beseitigen lassen. Diese Möglich-
keiten werden von Teilen der Rechtspre-
chung und der Rechtswissenschaft auch 
durchaus genutzt. Dabei ist eine zuneh-
mende Tendenz festzustellen, die medi-
zinisch-wissenschaftlichen Fortschritte 
und die heute offene und überwiegend 
positive Haltung der Gesellschaft zur 
Reproduktionsmedizin aufzunehmen 
und die Regeln des ESchG – dort, wo 
wenig später wurde auf der Grundlage 
dieses Gesetzes eine zentrale Einrich-
tung, die »Human Fertilisation and Em-
bryology Authority« (HFEA), gegrün-
det, der die Regulierung, Lizenzierung 
und Überwachung von ART und Em-
bryonenforschung obliegt und die sich 
aus Mitteln des Department of Health 
(DoH) bzw. aus erhobenen Lizenzge-
bühren finanziert. Die HFEA wacht z.B. 
darüber, dass ein Zentrum, das PID an-
bietet, grundsätzlich ein multidiszipli-
näres Team (bestehend aus Fachärzten 
für Reproduktionsmedizin, Embryolo-
gen, klinischen Genetikern, genetischen 
Beratern, Zyto- und Molekulargeneti-
kern) vorhält (Nippert 2006).
Dafür, ob eine PID angeboten bzw. 
durchgeführt werden kann, ist die 
subjektive Wahrnehmung des Risikos 
durch das Paar ein wesentlicher Fak-
tor: Es kommt u.a. sehr darauf an, wie 
das betroffene Paar das Ausmaß der 
potenziellen Störung/Erkrankung ei-
nes Kindes und die mögliche familiä re 
Belastung durch ein solches Kind ein-
schätzt (Nippert 2006). Zudem legt 
der »Code of Practice« fest, wem eine 
PID überhaupt angeboten werden kann 
und wie die Patienten zu informieren 
und zu beraten sind: So kann sie nur 
Frauen angeboten werden, die älter als 
35 Jahre sind, die häufiger Aborte hat-
ten, oder Frauen, bei denen mehrere 
vorausgehende IVF-Versuche erfolg-
los waren. Je nach Fall kann die Fest-
legung der Prio ritäten anders ausfallen. 
Infolgedessen stellt die Durchführung 
einer PID (die immerhin für mehr als 
50 monogene Erkrankungen zugelas-
sen ist) immer eine Einzelfallentschei-
dung dar, die letztlich durch die HFEA 
getroffen wird. Auch die Finanzierung 
einer PID durch den »National Health 
Service« erfolgt erst nach einer indivi-
duellen Beurteilung des jeweiligen Fal-
les: Dabei sollten allenfalls drei PID-
Behandlungszyklen finanziert werden.
Diese Praxis ist in Großbritannien 
nicht unbestritten, die öffentliche Ak-
ler Empfängerinnen einer Eizellspen-
de), und die Hälfte der Frauen, die 
sich einer PID am größten belgischen 
ART-Zentrum, dem »Centrum voor 
Reproductieve Geneeskunde« (CRG), 
unterzogen, kamen aus Deutschland 
(Nippert 2006). 
In Frankreich schränken hingegen die 
1994 verabschiedeten (und 2004 no-
vellierten) »Bioethikgesetze« die pro-
fessionelle Autonomie der Anbieter von 
ART, PND und PID erheblich ein: Es 
existieren ein striktes Regelungswerk 
für die Zulassung und die Anwen-
dung dieser Verfahren sowie effektive 
Überwachungsinstrumente. Auch der 
Zugang für potenzielle Nutzer dieser 
Verfahren wird nach klaren soziodemo-
grafischen Merkmalen eingeschränkt: 
ART und PID gelten nur dann als »le-
gitime Heilverfahren« und werden als 
solche zu 100 % von den Krankenkas-
sen erstattet, wenn sie weibliche oder 
männliche Unfruchtbarkeit behandeln 
oder die Weitergabe schwerer genetisch 
bedingter Erkrankungen/Behinderun-
gen an das zukünftige Kind vermeiden. 
Für eine PID sind außerdem nur hetero-
sexuelle Paare, die entweder verheira-
tet sind oder seit mindestens zwei Jah-
ren in einer festen Partnerschaft leben, 
zugelassen. Immerhin wird die PID als 
Heilbehandlung anerkannt und voll-
ständig von den Krankenversicherun-
gen erstattet (Nippert 2006). Jährlich 
werden durchschnittlich ca. 100 PID 
durchgeführt, die schätzungsweise zu 
10 bis 20 Geburten pro Jahr führen 
(mit leicht steigender Tendenz).
Großbritannien schließlich gilt als das 
Mutterland der PID, die dort entwi-
ckelt und 1990 eingeführt wurde. Hier 
wurde auch erstmals (1989) innerhalb 
der EU ein Gesetz erlassen, das alle 
einschlägigen Aspekte von ART, PID 
und Embryonenforschung regelt, der 
»Human Fertilisation and Embryology 
Act«. Mit diesem Gesetz hat sich Groß-
britannien eine relativ freizügige Rege-
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gesetzes gedrungen – wobei nicht selten 
auch auf die Erfolge und hohe Akzep-
tanz der von Deutschland abweichen-
den rechtlichen Regelungen zur Fort-
pflanzungsmedizin in anderen Ländern 
verwiesen wird.
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dies möglich ist – weit auszulegen. Die 
jüngste Rechtsprechung in Deutschland, 
insbesondere das Urteil des BGH zur 
PID vom 6. Juli 2010, steht damit über-
wiegend im Einklang.
Veränderte gesellschaftliche Moralvor-
stellungen, neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse und der Fortschritt auf dem 
Gebiet der Reproduktionsmedizin be-
reiten offensichtlich den Boden, eini-
ge der im ESchG enthaltenen Verbo-
te infrage zu stellen (Döhmen/König 
2008, S. 684). Dies gilt insbesondere 
für die Anwendung bestimmter Tech-
niken der Reproduktionsmedizin, wie 
z.B. den elektiven Single-Embryo-Trans-
fer (eSET) oder die PID (Neidert 2010). 
Es ist ganz offensichtlich notwendig, 
dass die Gesellschaft und insbesondere 
der Gesetzgeber nach Lösungen suchen, 
die einer Erweiterung der rechtlichen 
»Grauzone« effektiv entgegenwirken. 
Speziell das Embryonenschutzgesetz ist 
inzwischen 20 Jahre alt. Es ist deshalb 
sinnvoll zu überprüfen, ob das Gesetz 
dem aktuellen »state of the art« der re-
produktionsmedizinischen Entwick-
lung noch standhält und gewährleistet, 
Paare mit unerfülltem Kinderwunsch 
auch in Deutschland nach dem derzei-
tig besten medizinischen Standard zu 
behandeln (Diedrich 2008, S. 9). Riedel 
(2008, S. 12) merkt an, dass auch das 
Strafrecht mit seinen kasuistischen Ver-
botsnormen zu statisch sei und die Wei-
terentwicklung der reproduktionsme-
dizinischen Wissenschaft und Technik 
nicht integrieren könne. Es sei fragmen-
tarisch, unflexibel und bereits deswegen 
notgedrungen lückenhaft, zumal wenn 
es sich wie hier um die Regelung einer 
sich ständig weiter entwickelnden me-
dizinischen Technologie handelt.
Vor dem zuvor geschilderten Hinter-
grund wird jedenfalls von vielen Exper-
ten und Organisationen nicht nur eine 
Spezifizierung der geltenden Recht-
spraxis gefordert, sondern zumeist auf 
eine umfassende Novellierung der Ge-


















In einem TA-Projekt »Gefährdung und 
Verletzbarkeit moderner Gesellschaf-
ten – am Beispiel eines großräumigen 
Ausfalls der Stromversorgung« hat das 
TAB untersucht, wie sich ein langan-
dauernder großflächiger Stromausfall 
in Deutschland auf die Gesellschaft 
und ihre »Kritischen Infrastrukturen« 
auswirken könnte. Angesichts des Ka-
tastrophencharakters einer solchen 
Schadenslage wurde zugleich die Frage 
nach den Möglichkeiten und Grenzen 
des Bevölkerungsschutzes in Deutsch-
land gestellt. 
In diesem Beitrag werden das Problem-
bewusstsein und die Einstellung der Be-
völkerung bezüglich eines Stromaus-
falls, ihre möglichen Verhaltensformen 
sowie Möglichkeiten zur Einbindung 




Die sichere und störungsfreie Versor-
gung mit Strom gehört zu den nahezu 
selbstverständlichen und kaum reflek-
tierten Voraussetzungen des Alltags. 
Gerade weil die Stromversorgung über 
lange Zeiträume relativ zuverlässig 
funktioniert und fast alle technischen 
Systeme und sozialen Handlungen auf 
dieser relativen Verlässlichkeit auf-
bauen, steigt die Verletzbarkeit einer 
Gesellschaft. Dieses »Verletzlichkeits-
paradox« spiegelt sich in der Wahrneh-
mung der Bevölkerung wider, in der die 
Wahrscheinlichkeit und Folgen eines 
Stromausfalls ein blinder Fleck sind: 
Die Stromversorgung als Kritische In-
frastruktur ist kein Thema, die Mög-
lichkeit von Stromausfällen und die 
Folgen einer Unterbrechung der Strom-
versorgung werden ausgeblendet. Die 
Verbraucher befinden sich, psycholo-
gisch gesehen, in einer fast schon kind-
lichen, unhinterfragten Abhängigkeit 
von ihren Energieversorgern.
Zumeist werden Katastrophen mit Ex-
tremwetterereignissen und Terrorismus 
assoziiert. Da Naturereignisse als un-
vermeidbar wahrgenommen werden 
und dem Terrorismus mit einer Art Fa-
talismus begegnet wird, ist die Kon-
sequenz die Einstellung, dass man als 
Privatperson diesen vermeintlich allei-
nigen Ursachen vorbeugend nicht be-
gegnen könne. Gespräche mit Bürgern 
im Raum Zürich ergaben eine Akzep-
tanz von wenigen, einige Stunden an-
dauernden Stromausfällen pro Jahr. 
Auch hielten die Befragten vermehr-
te angekündigte Unterbrechungen für 
vertretbar, wenn damit ein günstigerer 
Strompreis verbunden wäre oder größe-
re ungeplante Ausfälle verhindert wer-
den könnten. Dagegen gelten großflä-
chige Stromausfälle als unakzeptabel, 
sind aber zugleich kaum vorstellbar. Es 
herrscht das sichere Gefühl, dass (grö-
ßere) Stromausfälle nur in Ländern mit 
weniger zuverlässiger Stromversorgung 
aufträten. Erlebte Stromausfälle wer-
den meist schnell vergessen.
Entsprechend der geringen Sensibili-
tät der Bevölkerung gegenüber den Ge-
fahren einer Unterbrechung der Strom-
In den letzten Jahren haben verschiedene Stromausfälle in Europa und Nordame-
rika einen Eindruck von der Verletzbarkeit moderner Gesellschaften gegeben. Ob-
wohl die Unterbrechung der Stromversorgung allenfalls sieben Tage andauerte 
und lokal begrenzt auftrat, zeigten sich massive Funktions- und Versorgungsstö-
rungen, Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie Schäden 
in Milliardenhöhe. Deswegen ist bei einem großflächigen und mehrwöchigen 
Stromausfall eine Potenzierung dieser Effekte mit dramatischen Konsequenzen 
für Leib und Leben der Bürger zu erwarten. Eine solche Katastrophe konstituiert 
sich aber nicht nur in Form materieller Schäden und zerstörter Strukturen. Viel-
mehr sind es auch die Folgen für die Menschen und ihre Verhaltensweisen, die 
die Katastrophe ausmachen. Allerdings ist das Wissen über die sozialen und so-
zialpsychologischen Dimensionen von Katastrophen und das Katastrophenhan-
deln der Bevölkerung noch unzureichend.
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versorgung gibt es keine nennenswerte 
Vorbereitung auf einen Stromausfall. 
Die Bevölkerung neigt dazu, die Ge-
fährdung durch einen Stromausfall zu 
unterschätzten und die eigene Vorbe-
reitung überzubewerten. Beispielswei-
se glaubt nach einer Umfrage des Deut-
schen Roten Kreuzes die Mehrheit der 
Deutschen, in der Lage zu sein, sich 
auch bei einem zweiwöchigen Strom-
ausfall selbst zu versorgen. Tatsächlich 
reichen die im Normalfall bevorrate-
ten Lebensmittel zumeist für drei bis 
fünf Tage. Beim Stromausfall im Müns-
terland 2005, der bis zu sieben Tage 
dauerte, mussten nach einer Umfrage 
67 % der Haushalte aufgrund fehlen-
der Kühlmöglichkeiten verdorbene Le-
bensmittel wegwerfen und 14 % hatten
keine Möglichkeit, einzukaufen. 
Die Fähigkeiten zur Bewältigung ei-
nes großflächigen Stromausfalls sind 
in dieser Hinsicht gering, und seitens 
der Verantwortlichen im Bevölkerungs-
schutz werden die geringe »Selbsthilfe-
fähigkeit« der Bevölkerung beklagt und 
dringender Handlungsbedarf gesehen.
VERHALTEN DER BEVÖLKERUNG 
WÄHREND EINES 
STROMAUSFALLS
Bricht die umfassende Versorgung 
durch strombasierte Infrastruktursys-
teme zusammen, sind alltägliche Hand-
lungsvollzüge infrage gestellt und wird 
die Abhängigkeit von technischen In-
frastrukturen bewusst. Licht, Heizung 
und mediengestützte Kommunikation 
fallen sofort oder nach wenigen Minu-
ten aus. Die Verkehrssysteme brechen 
zusammen, Trinkwasser wird nur noch 
reduziert bereitgestellt und die Versor-
gung mit Bargeld ist nicht mehr mög-
lich, woraus die Angst entsteht, sich 
nicht mehr versorgen zu können. 
Die Reaktionen der Menschen werden 
aber ganz unterschiedlich ausfallen. 
Vergleichbar mit anderen Katastrophen 
ist im Zuge eines viele Tage oder Wo-
chen dauernden Stromausfalls damit 
zu rechnen, dass etablierte Normen des 
Verhaltens und gesellschaftlicher Inter-
aktion an Geltung verlieren. Vermittelt 
durch Stress, Emotionen, Affekte oder 
kognitive Blockaden werden manche 
Individuen und Gruppen rücksichtslo-
ser, aggressiver und gewaltbereiter sein. 
Entgegen manchen Erwartungen sind 
massive Plünderungen während eines 
Stromausfalls jedoch untypisch. Sehr 
wahrscheinlich werden auch apathi-
sche Reaktionen sein. Viele sind über-
fordert, ziehen sich zurück und warten 
passiv ab (»freezing«) oder orientieren 
sich in ihrem Verhalten an anderen 
(»passive following«). Schließlich wer-
den »soziale« Reaktions- und Verhal-
tensformen, wie Empathie, Hilfsbereit-
schaft und Kooperation, zutage treten, 
durch die auch extreme Lagen und Er-
eignisse bewältigbar werden.
Zwar gibt es zum Verhalten von Men-
schen beim Umgang mit den Folgen 
eines langandauernden Stromausfalls 
keine empirisch validen Erkenntnis-
se. Erfahrungen aus anderen Katastro-
phen zeigen aber, dass weitverbreitete – 
häufig auch durch Medien vermittelte 
– pauschale Annahmen zum Verhalten 
von Menschen in gefährlichen Situatio-
nen  nicht zutreffen. Dies gilt beispiels-
weise für die immer wieder kolportier-
te kollektive Panik (»Panikmythos«).
In vielen Fallstudien zu Gefahrenlagen 
wie Erdbeben, Bränden in U-Bahnen 
oder Schiffskatastrophen wird auch 
betont, wie ausgeprägt die Bereitschaft 
zu helfen selbst unter kritischen Rand-
bedingungen gewesen sei. Ergebnisse 
der Katastrophenforschung lassen es 
plausibel erscheinen, dass relativ kon-
trolliertes, uneigennütziges, helfen-
des und aktives Handeln weitaus ty-
pischer und häufiger ist als panisches 
und asoziales Handeln. Deshalb soll-
ten alle Maßnahmen der Behörden und 
Hilfsorganisationen, jedwede techni-
sche Unterstützung und Hilfeleistung 
ebenso wie menschliche Zuwendung 
letztlich darauf abzielen, durch Lin-
derung materieller Mangellagen und 
psychischer Bedrängnis dieses »sozi-
ale Kapital« in der Gesellschaft, d.h. 
das Hilfepotenzial nichtprofessionel-
MEINUNGEN DER BEVÖLKERUNG ZUM THEMA STROMAUSFALL
> »Ein Stromausfall hat für mich keine grossen Auswirkungen.«
> »Einfach ärgerlich, aber wahrscheinlich in 99 % der Fälle nicht 
lebensbedrohend.«
> »Ich glaube, das Schlimmste für die Menschen ist, wenn sie kein Telefon 
haben.«
> »Das ist mehr ein Problem bei uns, wir können ja wirklich nichts mehr 
betreiben ohne dass es Strom braucht ... die kleinsten Dinge müssen wir 
einstecken, da haben wir uns selber abhängig gemacht davon, auch dort 
wo es absolut unnötig wäre.«
> »Nie eine Sekunde dran gezweifelt, dass ezw [Energieversorgungsunter-
nehmen] das innert einer vernünftigen Frist wieder in Ordnung bringt, 
das sind Profis.«
> »Ja das ist das Leben, es war easy, wir hatten keine Schäden.«
> »Für mich ist auch die Frage, was kann man selber machen, damit es we-
niger dazu kommt, da weiss ich auch nicht, ob ich das Richtige mache 
überhaupt.«
Quelle: Stiftung Risiko-Dialog: Risikowahrnehmung Versorgungsqualität. Analyse und Emp-



















10ler Helfer, zu aktivieren. Sogenannte 
soziale Ressourcen, also die Möglich-
keit der Unterstützung durch eine oder 
mehrere Personen in emotionaler Hin-
sicht, dürften erheblich dazu beitragen, 
einzelne kritische Situationen und den 
dauerhaften Stress zu bewältigen so-
wie den Menschen das Gefühl der Be-
herrschbarkeit zu vermitteln.
Dabei sollte nicht vergessen werden, 
dass auch die Hilfsorganisationen und 
Unterstützungskräfte die Folgen des 
Stromausfalls als extremen Stress er-
leben. Zielkonflikte und Kommunika-
tionsbarrieren beim Zusammenspiel 
verschiedener Gruppen, wie der Polizei, 
den Hilfsorganisationen oder den psy-
chosozialen Nothelfern, können durch 
die hohe körperliche und psychische 
Belastung intensiviert werden und zu 




Angesichts der wachsenden Abhängig-
keit der Gesellschaft von »Kritischen 
Infrastrukturen« ist zu konstatieren, 
dass dieser Prozess nicht oder zumin-
dest nicht ausreichend risikokommuni-
kativ begleitet wurde. Die auch daraus 
resultierende allgemein geringe Sensi-
bilität für das Risiko und die Gefahren 
eines Stromausfalls begrenzt die Mög-
lichkeiten der Behörden, die Bevölke-
rung zu informieren und Aufmerksam-
keit zu wecken, bei der Vorbereitung 
und Bevorratung zu motivieren, im 
Katastrophenfall durch Warnmeldun-
gen zu informieren sowie die Fähig-
keit zur Selbsthilfe und Hilfe für An-
dere zu aktivieren.
Grundsätzlich gilt, dass Kommunika-
tion über Risiken und mögliche Ge-
fahren im Voraus Vertrauen schaffen 
sowie das Interesse der Bevölkerung 
durch Informationen und Beratung we-
cken sollte, um in Krisensituationen die 
Bürger in geeigneter Weise ansprechen 
zu können. Wie Risikokommunika-
tion oder eine Informations- und Sen-
sibilisierungskampagne in Bezug auf 
die Möglichkeit eines langandauern-
den Stromausfalls zu gestalten wären, 
ist jedoch unklar. Dies liegt auch dar-
an, dass es nur wenig wissenschaftli-
che Literatur, die Meinungen und Ein-
stellungen der Bevölkerung zu diesem 
Thema behandelt, gibt. Vielfach grün-
den Erkenntnisse auf Einzelfallstudien, 
sodass diese nicht verallgemeinerbar 
sind. Auch ist wenig über die Wahr-
nehmung und Wirkung von Informa-
tionskampagnen bekannt. 
Daher wäre zunächst eine wissen-
schaftlich fundierte Strategie für die 
Risikokommunikation mit der Bevöl-
kerung vor einem Stromausfall zu er-
arbeiten. Diese sollte die Bürger als 
»Aktivposten« der Katastrophenbewäl-
tigung begreifen und nicht als lernresis-
tent oder unvernünftig. Deshalb wäre 
eine belehrende Attitüde nicht ange-
bracht, sondern eine konstruktiv dialo-
gische Auseinandersetzung angeraten.
Der TAB-Bericht »Gefährdung und 
Verletzbarkeit moderner Gesellschaf-
ten – am Beispiel eines großräumigen 
Ausfalls der Stromversorgung« wird 
voraussichtlich im Frühjahr 2011 
veröffentlicht.
KONTAKT




















Zur Vorbereitung des Workshops wa-
ren im Herbst 2009 insgesamt 13 Kurz-
gutachten in Auftrag gegeben worden, 
in denen mögliche Ansatzpunkte für 
die Forschung zur Lösung des Welter-
nährungsproblems näher untersucht 
werden sollten.
DREI ZENTRALE 
PROBLEMFELDER IN DER 
DISKUSSION
Die Kurzgutachten befassten sich zum 
Ersten mit der landwirtschaftlichen 




züchtung für marginale Standorte), 
Produktionssystemen (ökologischer 
Landbau) sowie übergreifenden, die 
Produktion betreffenden Faktoren (Kli-
mawandel). Zum Zweiten hatten sie 
Nacherntetechniken, den Wandel der 
Ernährungsgewohnheiten sowie Mi-
kronährstoffdefizite als Forschungs-
felder aufseiten des Verbrauchs zum 
Gegenstand. Hinzu kam zum Drit-
ten der Bereich des Agrarhandels als 
zentrale welthandelspolitische Rah-
menbedingung für die globale Ernäh-
rungssituation. Drei Gutachten wid-
meten sich schließlich Aspekten der 
Forschungsorganisation.
Auf Grundlage einer Auswertung der 
Kurzgutachten durch das TAB wurden 
drei Problemfelder identifiziert, die im 
Rahmen des Workshops für das TA-
Projekt erschlossen werden sollten. Die 
Felder sollten vor allem einen möglichst 
großen Teil der Diskussionen um For-
schung mit Welternährungsbezug ein-
schließen und zugleich zentrale (z.T. 
kontroverse) Brennpunkte der Diskus-
sion markieren.
Das Problemfeld »Im Fokus der For-
schung: Produktion oder Verbrauch?« 
geht von der These aus, dass Forschung 
mit Welternährungsbezug bislang vor 
allem die Produktionsseite der Nah-
rungsmittelversorgung im Blick hat. 
Es befasst sich im Kern mit der Frage, 
welchen Beitrag zur Lösung des Welt-
ernährungsproblems Forschung leisten 
kann, die nicht an der Produktions-, 
sondern an der Verbrauchsseite ansetzt. 
Hingegen nimmt das zweite Problem-
feld »Kontroverse Strategien zur Pro-
duktionssteigerung« die Produktions-
seite in den Blick und beschäftigt sich 
mit unterschiedlichen, teils kontro-
vers diskutierten Strategien zur Lin-
derung des Welternährungsproblems 
mittels Produktionssteigerungen. Wäh-
rend die ersten beiden Problemfelder 
unterschiedliche Ansatzpunkte für die 
Forschung zum Gegenstand haben, be-
fasst sich das dritte Feld »Forschungs-
organisation: Lehren aus dem Transfer-
problem für Fördereinrichtungen und 
Forschungspolitik?« mit dem »Wie« 
der Forschung. Dabei steht die Frage 
im Mittelpunkt, inwiefern alternative 
Formen der Forschungsorganisation 
– etwa partizipative Forschung – ge-
eignet sind, die Probleme der bislang 
vorherrschenden Art von Forschung 
zu beheben.
Jede dieser drei Themenstellungen wur-
de auf dem Workshop im Rahmen einer 
einstündigen, moderierten Podiumsdis-
kussion behandelt. Zu den Diskutan-
ten zählten neben Fachleuten aus dem 
Kreis der Gutachterinnen und Gutach-
ter weitere geladene Experten, auch 
das Publikum wurde in die Diskus-
sion einbezogen.
DEN FOKUS DER FORSCHUNG 
STÄRKER AUF DAS 
ERNÄHRUNGSVERHALTEN 
RICHTEN?
Zur Sicherung der Welternährung wird 
in aller Regel gefordert, die weltweite 
Produktion von Nahrungsmitteln in 
den kommenden Jahrzehnten erheb-
lich zu steigern. Begründet wird dies 
einerseits mit dem anhaltenden Wachs-
tum der Weltbevölkerung, andererseits 
mit dem vor allem in Schwellenländern 
zu beobachtenden Wandel der Ernäh-
rungsgewohnheiten (»nutrition transi-
tion«) hin zum ressourcenintensiven 
Ernährungsstil der Industrieländer.
Die verbrauchsseitigen Einflussgrößen 
werden seit einiger Zeit nicht mehr als 
gleichsam naturgegebene Randbedin-
gungen wahrgenommen, sondern sie 
werden vielmehr als potenzielle Ansatz-
punkte für Maßnahmen zur Linderung 
von Hunger und Mangelernährung 
verstanden. So sind es beispielsweise 
politisch gesetzte Rahmenbedingungen 
von denen Qualität und Quantität der 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln ab-
hängen, ebenso wie Art und Ausmaß 
konkurrierender Nutzungen landwirt-
schaftlicher Flächen (insbesondere zur 
Erzeugung von Energiepflanzen). 
Auch weitere nachfrageseitige Einfluss-
größen sind von großer quantitativer 
Bedeutung für die Welternährungs-
»Welchen Beitrag kann die Forschung zur Lösung des Welternährungsproblems 
leisten?« Diese Frage steht im Mittelpunkt des gleichnamigen TA-Projekts, das 
vom Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung in Auftrag 
gegeben wurde. Integraler Bestandteil des Projekts war der TAB-Workshop »For-
schung zur Lösung des Welternährungsproblems«, der dazu dienen sollte, zen-
trale Problemfelder des Projektthemas in einem Kreis von Fachleuten und der in-
teressierten Öffentlichkeit zu diskutieren. Der Workshop, der am 17. Juni 2010 
im Paul-Löbe-Haus des Deutschen Bundestages durchgeführt wurde, stieß auf 
große Resonanz: Rund 80 Personen, größtenteils aus Wissenschaft, Politik, Ent-
wicklungszusammenarbeit sowie Nichtregierungsorganisationen, nahmen an 
der Veranstaltung teil. 
FORSCHUNG ZUR LÖSUNG DES 
WELTERNÄHRUNGSPROBLEMS –
ERGEBNISSE DES TAB-WORKSHOPS IM BUNDESTAG
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10situation. Dies gilt z.B. für die Entwick-
lung der Weltbevölkerung, die voraus-
sichtlich auch in der nächsten Zukunft 
von einem starken Wachstum (v.a. in 
den Entwicklungsländern) geprägt sein 
wird. Bei der derzeitigen Wachstums-
rate von knapp 80 Mio. Menschen pro 
Jahr (Swiaczny/Schulz 2009, S. 139) 
nimmt sie etwa alle zwölf Jahre um 
1 Mrd. Menschen zu. Zugleich wird 
der Wandel der Ernährungsgewohnhei-
ten in den Entwicklungs- und Schwel-
lenländern wahrscheinlich weiter 
fortschreiten. Im Zuge dessen nimmt 
insbesondere der Verbrauch tierischer 
Nahrungsmittel erheblich zu. Von 
1980 bis 2002 verdoppelte sich der jäh-
liche Pro-Kopf-Verbrauch an Fleisch 
in den Entwicklungsländern von 14 
auf 28 kg. Dies schlug sich bei zugleich 
wachsender Bevölkerung in einer Ver-
dreifachung des gesamten Fleischver-
brauchs von 47 auf 137 Mio. t nieder 
(FAO 2006, S. 15). Der erhöhte Kon-
sum tierischer Nahrungsmittel, aber 
auch von pflanzlichen Fetten und raf-
finierten Kohlenhydraten, führt nicht 
nur zu einem enormen Bedarf an land-
wirtschaftlicher Nutzfläche (derzeit 
wird für die Haltung von Nutztieren 
insgesamt 70 % der global landwirt-
schaftlich genutzten Fläche verwendet; 
FAO 2006, S. xxi), sondern zugleich 
zu gravierenden ernährungsbedingten 
Gesundheitsschäden. 
Zu den verbrauchsseitigen Einfluss-
größen wird an dieser Stelle auch der 
Nacherntebereich gezählt. Dieser um-
fasst die gesamte Prozesskette von der 
Ernte über Transport, Lagerung und 
Verarbeitung bis zum Endverbraucher 
und geht mit erheblichen Verlusten an 
Nahrungsmitteln einher. Schätzungen 
zufolge kommen weltweit etwa 25 % 
der geernteten Körnerfrüchte und bis 
zu 50 % der Obst- und Gemüsepro-
dukte nicht bei den Endverbrauchern 
an. Hinzu kommen große Verluste in 
den Haushalten selbst: In den USA, 
für die aktuelle Daten vorliegen, sollen 
dort rund 30 bis 40 % der Nahrungs-
mittel verschwendet werden (Hall et al. 
2009). Vor diesem Hintergrund waren 
sich die Diskutanten im Workshop ei-
nig, dass das Potenzial verbrauchssei-
tiger Forschung Beiträge zur Lösung 
des Welternährungsproblems zu lie-
fern, groß ist, dass dieses bislang je-
doch – in Deutschland wie z.T. auch im 
Ausland – stark vernachlässigt werde.
Ein weiterer Schwerpunkt der Diskus-
sion galt der Forschung zum globalen 
Wandel der Ernährungsgewohnhei-
ten, wo es noch erhebliche Wissensde-
fizite zu beheben gibt. Ziel dieses For-
schungsansatzes ist es, die Wirkungen 
von Globalisierungsprozessen auf das 
Ernährungsverhalten der Menschen 
zu untersuchen. Das Wissen um diese 
Wirkungen auf »ernährungskulturell 
nicht mehr verankerte Verbraucher« 
sei essenziell für eine Ernährungspoli-
tik, die sich mit dem Ernährungssys-
tem unter den Bedingungen der Glo-
balisierung befassen möchte. Dass mit 
einem steigenden Einkommen verän-
derte Ernährungsgewohnheiten einher-
gehen, sei zwar schon lange bekannt. 
Es werde allerdings nicht hinreichend 
beachtet, dass die Globalisierung des 
Ernährungssystems Treiberin der skiz-
zierten Veränderungen sei. So fließe 
beispielsweise ein Großteil der auslän-
dischen Direktinvestitionen in nationa-
le Lebensmittelmärkte in die Produk-
tion verarbeiteter Lebensmittel, was 
negative Folgen für das lokale Nah-
rungsmittelangebot und damit für das 
Ernährungsverhalten großer Bevölke-
rungsgruppen nach sich ziehe. 
Für den Bereich der demografischen 
Forschung wurde darauf hingewiesen, 
dass Prognosen zur Bevölkerungsent-
wicklung mit erheblichen Unsicherhei-
ten behaftet seien. Mit Blick auf mög-
liche Maßnahmen zur Sicherung der 
künftigen Welternährung wurde »Bil-
dung« als ein zentraler Faktor heraus-
gestellt. Zum einen sei die Bildung von 
Frauen in Verbindung mit reproduk-
tiver Gesundheit von entscheidender 
Bedeutung, wenn eine freiwillige Re-
duktion der Geburtenrate in Entwick-
lungsländern erreicht werden soll. Zum 
anderen führe ein Anstieg der Basisbil-
dung auch zu einer Steigerung der land-
wirtschaftlichen Produktivität, u.a. 
durch besseren Zugang zu Informa-
tionen oder die Kompetenz, Maschi-
nen zu nutzen. Schließlich sei Bildung 
auch ein bedeutender Faktor, wenn es 




Wenngleich die verbrauchsseitigen Ein-
flussgrößen vielversprechende Ansatz-
punkte zur Linderung des Welternäh-
rungsproblems bieten, ist praktisch 
unstrittig, dass die globale Nahrungs-
mittelproduktion in den kommenden 
Jahrzehnten deutlich gesteigert wer-
den muss. Hierfür kommen prinzipiell
zwei Ansatzpunkte in Betracht: zum 
einen eine Ausdehnung der landwirt-
schaftlich genutzten Fläche, zum ande-
ren eine Steigerung der Flächenerträge. 
Gegen eine weitere Flächenausdehnung 
spricht, dass in vielen Weltregionen 
keine nennenswerten Flächenreserven 
mehr zur Verfügung stehen, die sich 
für die landwirtschaftliche Nutzung 
eignen, und dass dort, wo Flächenaus-
dehnungen prinzipiell möglich wären 
– etwa im Bereich tropischer Regen-
wälder –, u.a. Gründe des Klima- und 
Biodiversitätsschutzes dagegen spre-
chen. Vor diesem Hintergrund wird 
vor allem auf eine Steigerung der Flä-
chenerträge gesetzt, sei es durch Züch-
tung von Pflanzen mit erhöhtem Er-
tragspotenzial, sei es durch verbessertes 
Anbaumanagement mit dem Ziel, die 
Vorernteverluste (z.B. durch Schäd-
lingsbefall und Pflanzenkrankheiten) 
möglichst gering zu halten.
Jedoch sieht sich die Landwirtschaft 
noch vor weitere Herausforderungen 
gestellt. Die bislang dominante Bewirt-
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10 schaftungsweise geht mit einem hohen 
Einsatz von Betriebsmitteln (Mineral-
dünger, Pflanzenschutzmittel) sowie 
mit teils massiven ökologischen und 
sozialen Problemen einher. So ist der 
Agrarsektor einer der bedeutendsten 
Klimagasemittenten. Daneben kom-
men u.a. die Belastung von Umwelt 
und menschlicher Gesundheit durch 
Pflanzenschutzmittel, der hohe Bedarf 
an Wasser, Mineralstoffen und fossilen 
Energieträgern sowie die Degradation 
von Böden durch Erosion, Versauerung 
zu den zentralen Problemen. Vor die-
sem Hintergrund ist das Ziel der zu-
künftigen Ausrichtung der Landwirt-
schaft nach weithin geteilter Ansicht 
ein doppeltes: Produktivitätssteigerung 
in Verbindung mit einer drastisch ver-
ringerten Umweltbelastung. 
Während über die Ziele im wesentli-
chen Konsens besteht, werden mög-
liche Strategien zu ihrer Realisierung 
äußerst kontrovers diskutiert. Dabei 
lassen sich zwei Stoßrichtungen unter-
scheiden: Die Strategie einer weiteren 
konventionellen Intensivierung der in-
dustriellen Landwirtschaft auf Gunst-
standorten einerseits, die Strategie der 
Anwendung der Prinzipien des ökolo-
gischen Landbaus, v.a. in der klein-
bäuerlichen Landwirtschaft der Ent-
wicklungsländer andererseits. Erstere 
zielt darauf, durch einen effizienteren 
Einsatz von Mineraldünger, Pflanzen-
schutz- und anderen Betriebsmitteln in 
Verbindung mit Hochertragssorten so-
wohl die Flächenerträge zu erhöhen als 
auch die Umweltbelastungen zu redu-
zieren. Letztere stellt den Aufbau der 
Bodenfruchtbarkeit sowie das Prinzip 
geschlossener Nährstoffkreisläufe im 
Betrieb in den Mittelpunkt, um eben-
falls beide Ziele zu erreichen und dabei 
insbesondere die von Hunger besonders 
betroffenen Kleinbauern in ländlichen 
Gebieten zu erreichen.
Auf dem Workshop zeigten sich Befür-
worter einer konventionellen Intensi-
vierung von Hochleistungsstandorten 
zuversichtlich, dass dieser Strategie ein 
großes Potenzial für Produktivitätsstei-
gerungen innewohne. Ansatzpunkte 
bestünden sowohl in einer Erhöhung 
des Ertragspotenzials der Nutzpflan-
zen als auch in einer Verringerung von 
Vorernteverlusten. So sei bekannt, dass 
rund 40 % des potenziellen Ertrags 
der Weltlandwirtschaft durch Pflan-
zenkrankheiten und Pflanzenschäd-
linge verloren gehe, wovon sich knapp 
die Hälfte vermeiden ließe. Auch der 
vielerorts fehlende Zugang zu Dünge-
mitteln führe dazu, dass das Ertrags-
potenzial der Nutzpflanzen bei Weitem 
nicht ausgeschöpft werde.
Die Forderung nach Produktivitätsstei-
gerungen in der bereits heute hochpro-
duktiven Landwirtschaft der Indus-
trieländer wurde damit begründet, 
dass die armen Länder – einst Net-
toexporteure von Nahrungsmitteln – 
zu Nettoimporteuren geworden seien. 
Die FAO rechne damit, dass sich de-
ren Importbedarf bis zum Jahr 2030 
gegenüber dem Jahr 2000 verfünffa-
chen könnte. Vor diesem Hintergrund 
sei das Ziel, dass die armen Länder 
der Welt mehr zu ihrer eigenen Ernäh-
rungssicherung beitragen, zwar wün-
schenswert, aber letztlich unrealistisch. 
Vielmehr würden die armen Länder in 
den kommenden Jahrzehnten nicht an-
nähernd in der Lage sein, ihren rasch 
wachsenden Bedarf an Nahrungsgü-
tern selbst zu decken. Deshalb kom-
me es darauf an, auch in der Land-
wirtschaft der Industrieländer mehr 
zu produzieren und Nahrungsmittel 
für den Export in bedürftige Länder 
bereitzustellen.
Dieser Ansicht widersprachen die Be-
fürworter einer ökologischen Intensi-
vierung der kleinbäuerlichen Landwirt-
schaft in Entwicklungsländern. Rund 
40 % der landwirtschaftlichen Nutz-
flächen weltweit würden derzeit klein-
bäuerlich bewirtschaftet. Die Erträge 
seien größtenteils sehr niedrig, bei Ge-
treide beispielsweise bei 1 t/ha oder da-
runter, was lediglich einem Zehntel der 
in Mitteleuropa erzielten Flächenerträge 
entspricht. Könnten diese auf 2, 3 oder 
gar 4 t/ha angehoben werden, könne 
mit Leichtigkeit auch eine verdoppelte 
Weltbevölkerung ernährt werden. Je-
denfalls sei die kleinbäuerliche Land-
wirtschaft selbst bei relativ geringen 
Hektarerträgen wichtig für die globale 
Nahrungsmittelerzeugung, denn entfie-
len die dort erwirtschafteten Flächener-
träge, müssten sie durch Ertragssteige-
rungen auf Gunststandorten zusätzlich 
erwirtschaftet werden. Auch sei mittler-
weile empirisch belegt, dass die Prinzi-
pien der ökologischen Landwirtschaft 
in besonderer Weise geeignet seien, die 
Agrarproduktion in Entwicklungslän-
dern auf den häufig degradierten Böden 
erheblich zu verbessern. Eine Auswer-
tung von Studien, die ökologische mit 
konventionellen Bewirtschaftungsme-
thoden weltweit verglichen haben, kam 
für Entwicklungsländer zu dem Ergeb-
nis, dass die ökologisch wirtschaften-
den Betriebe im Durchschnitt um 80 % 
höhere Flächenerträge erzielen konn-
ten als die konventionell bewirtschaf-
teten Vergleichsbetriebe – anders als in 
Indus trieländern, wo im ökologischen 
Landbau rund 20 % geringere Erträge 





Entwicklungsorientierte Forschung ist 
seit Jahrzehnten der Kritik ausgesetzt, 
sie bleibe in der Praxis weit hinter den 
eigenen Ansprüchen und den Zielen der 
Förderpolitik zurück. Ein zentraler An-
satzpunkt dieser Kritik ist die bislang 
dominierende Art der Forschungsorga-
nisation. Die bisherige entwicklungsori-
entierte Forschung steht in enger Ver-
bindung mit einem linearen Modell von 
Innovationsprozessen, dem zufolge die 
Wissenschaft neue Technologien hervor-
bringt, die anschließend über Beratungs-
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10dienste an die Landwirte als Endnutzer 
weitergegeben werden (»Technologie-
transfer«). Forschung und Entwicklung 
gemäß dem Technologietransfermodell 
führten in den letzten Jahrzehnten zu 
beachtlichen Produktivitätssteigerungen 
in Industrieländern sowie auf Gunst-
standorten der »Grünen Revolution«. 
Allerdings ging die so betriebene Inten-
sivierung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion mit erheblichen ökologischen 
und sozialen Kosten einher.
Dahinter werden prinzipielle Gründe 
gesehen, die in der Produktionsweise 
der Kleinbauern in sogenannten Low-
external-input-Systemen begründet lie-
gen. Diese Systeme sind gekennzeich-
net durch eine geringe Verfügbarkeit 
von natürlichen und finanziellen Res-
sourcen in Verbindung mit einer hohen 
Variabilität der Ressourcenverfügbar-
keit (z.B. der Niederschlagsmengen) 
und einem hohen Produktionsrisiko. In 
solchen Kontexten wird Landbewirt-
schaftung meist als komplexes System 
der Nutzung natürlicher Ressourcen 
betrieben, das u.a. gekennzeichnet ist 
durch geringe Zukäufe von Betriebs-
mitteln, die Nutzung lokaler (angepass-
ter) Pflanzen- und Tierarten, Mischkul-
turen und flexible Fruchtfolgen. Auch 
die zugehörigen Sozialformen, die auf 
Aufgabenteilung und Kooperation be-
ruhen, sind an diese Form der Bewirt-
schaftung angepasst. 
Da die Bedingungen auf den For-
schungsstationen der Agrarwissen-
schaft nicht den Bedingungen der 
Landbewirtschaftung in den Betrie-
ben vor Ort mit ihren oft ungünstigen 
und heterogenen Produktionsbedin-
gungen entsprechen, führen z.B. Hoch-
leistungssorten nicht zu den gewünsch-
ten Ertragssteigerungen. Hier ist ein 
tieferes Verständnis der Arbeitsweise 
der betreffenden Betriebe notwendig, 
um Verbesserungen zu bewirken. Zu-
sammengefasst lässt sich das Scheitern 
herkömmlicher Forschungsansätze be-
gründen mit einer unzureichenden Ver-
knüpfung der entwicklungsorientierten 
Agrarforschung mit den lokalen Wis-
sens- und Handlungskontexten.
Die Kritik an der herkömmlichen Ag-
rarforschung führte seit Anfang der 
1980er Jahre zur Entwicklung von par-
tizipativen Forschungsansätzen als Ge-
genmodell. Diese zeichnen sich durch 
eine institutionalisierte Interaktion von 
Forschern und Landwirten sowie ggf. 
Stakeholdern bei der Ausgestaltung, 
Durchführung und Bewertung von For-
schungsprozessen aus. Durch die Beteili-
gung der Landwirte an der Entwicklung 
von Innovationen soll erreicht werden, 
dass diese besser in die Betriebe passen 
und die Dauerhaftigkeit des Nutzens 
der Forschungsergebnisse erhöht wird. 
Zudem sollen partizipative Ansätze zu 
einer schnelleren Übernahme von In-
novationen in die Praxis führen sowie 
ein günstigeres Kosten-Nutzen-Verhält-
nis aufweisen als konventionelle Ansät-
ze. Schließlich soll Partizipation auch 
zu einer Stärkung von Eigenständigkeit 
und Selbstbewusstsein der Landwirte 
sowie zu einer dauerhaften Steigerung 
der Kommunikations- und Problemlö-
sungskompetenzen aller Projektbetei-
ligten führen.
Die Diskutanten auf dem Workshop sa-
hen in partizipativer Forschungsorga-
nisation erhebliche Potenziale für die 
entwicklungsorientierte Forschung, 
warnten aber zugleich davor, Partizipa-
tion als Allheilmittel für das Transfer-
problem zu betrachten. Das Nutzbar-
machen von Forschung für die Praxis 
sei nicht Aufgabe der Forschung al-
leine. Vielmehr müsse für geeignete 
Strukturen gesorgt werden, die For-
schungsergebnisse aufgreifen und in die 
Praxis übertragen. Dass diese Struk-
turen in Entwicklungsländern derzeit 
nicht in hinreichendem Umfang existie-
ren, sei im Wesentlichen ein Ressour-
cenproblem und u.a. auf den drasti-
schen Rückgang der Investitionen in 
ländliche Räume der Entwicklungs-
länder zurückzuführen.
Ein Schwerpunkt der Diskussion lag 
auf der derzeit vorherrschenden For-
schungsförderung und -politik, die 
für partizipative Forschung erhebli-
che Hindernisse aufweise. So würden 
bei der Förderung Anforderungen ge-
stellt, die für partizipative Forschung 
nicht sinnvoll erscheinen. Bespielswei-
se werde (eine möglichst hohe Anzahl 
von) Publikationen in renommierten 
Zeitschriften gefordert, aber der er-
höhte Aufwand partizipativer Pro-
jekte (Zeit, Arbeit, Dialogfähigkeit) 
nicht hinreichend berücksichtigt. Pro-
jektlaufzeiten von drei bis fünf Jahren 
seien nicht ausreichend, um Agrarfor-
schung mit nachhaltiger Wirkung zu 
betreiben. Generell sei partizipative 
Forschung durch das vorherrschende 
Anerkennungssystem in der Wissen-
schaft stark benachteiligt.
Eine ausführliche Auswertung des 
Workshops ist – zusammen mit Aus-
wertungen der Kurzgutachten – im Ab-
schlussbericht zum TA-Projekt enthal-
ten, der in Kürze erscheinen wird.
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Stabilität und Sicherheit der Elektrizi-
tätsversorgung erfordern es, dass zu je-
dem Zeitpunkt genau so viel Strom ins 
Netz eingespeist wird, wie es der mo-
mentanen Nachfrage entspricht. Die 
Nachfrage, die im Laufe eines Tages 
(bzw. Jahres) nicht unterschritten wird, 
wird als Grundlast bezeichnet. Übli-
cherweise wird die Grundlast durch 
Kraftwerke gedeckt, die einen (nahe-
zu) konstanten Output liefern, Strom 
zu niedrigen variablen Kosten erzeu-
gen und (meist) nur schwer zu regeln 
sind. In Deutschland sind dies derzeit 
vor allem Laufwasser-, Kernenergie- 
sowie Braunkohleanlagen. Gleichzei-
tig führt der progressive Ausbau der 
Stromerzeugung mittels regenerativer 
Energien v.a. Windenergie, aber zu-
nehmend auch solare Stromerzeugung 
dazu, dass das Stromnetz einen immer 
größer werdenden Anteil fluktuieren-
der Einspeisung aufnehmen muss. 
ZENTRALE FRAGESTELLUNG 
Aus dieser Ausgangslage ergibt sich die 
zentrale Fragestellung dieses Projekts, 
mit dem der Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (ABFTA) das TAB Ende 2008 be-
auftragt hat: Welchen Beitrag können 
erneuerbare Energien zur Sicherung der 
Grundlast leisten? Da dies nur aus einer 
Systemperspektive zu beantworten ist, 
muss die Leitfrage dahingehend erwei-
tert werden, wie regenerative Stromer-
zeugung zu einer jederzeit gesicherten 
Versorgung beitragen kann. 
Hiervon ausgehend sollen Anforde-
rungen für das zukünftige Stromver-
sorgungssystem abgeleitet werden, es 
soll darüber hinaus analysiert werden, 
wie die Integration von fluktuierender 
Einspeisung in das Stromsystem durch 
Investitionen im Bereich der erneuer-
baren Energien, des Netzausbaus, bei 
Speichertechnologien und im übrigen 
Stromsektor verbessert werden kann. 
Und nicht zuletzt sollen Optionen iden-
tifiziert werden, wie bei ambitionierten 
Ausbauzielen für erneuerbare Energie-
träger die gesicherte Versorgung zu je-
der Zeit sichergestellt werden kann. 
STRUKTUR UND WANDEL 
DER STROMERZEUGUNG IN 
DEUTSCHLAND 
Derzeit liefern die konventionellen 
Energieträger (Kernkraft, Steinkohle, 
Braunkohle, Erdgas) zusammen einen 
Anteil von etwa 80 % an der gesam-
ten Bruttoerzeugung von 637,3 TWh, 
die erneuerbaren Enerigen gemeinsam 
(Wind, Biomasse, Wasser, Fotovoltaik) 
knapp 15 % (Bezugsjahr 2008). Bezo-
gen auf die installierte Kraftwerksleis-
tung beträgt der Anteil der erneuer-
baren Energien hingegen 25 %. Diese 
Struktur der Stromerzeugung hat sich 
in den letzten Jahren deutlich verän-
dert. Dieser Prozess wird von einer Rei-
he von Faktoren angetrieben. Zwei da-
von spielen eine herausgehobene Rolle: 
Die Liberalisierung und europäische 
Integration der Energiemärkte führt 
auf der Erzeugungsseite zu einer ver-
stärkten Konkurrenz verschiedener An-
bieter, nicht nur national sondern mit 
dem verstärkten (Aus-)Bau von grenz-
überschreitenden Kuppelstellen auch 
international. Die Kraftwerkseinsatz-
planung folgt zunehmend Marktme-
chanismen (sogenannte »merit order«) 
– u.a. getrieben durch die Preisbildung 
an der Leipziger Energiebörse (EEX) – 
und ist nicht mehr wie früher das Er-
gebnis einer zentralistischen Planung 
eines (Gebiets-)Monopolisten. 
Die Maßnahmen zum Klimaschutz, zu-
allererst der europaweite Handel mit 
CO2-Emissionsrechten, verschieben 
perspektivisch die Kostenrelationen 
zugunsten von weniger CO2-intensi-
ven Erzeugungstechniken. Davon pro-
fitieren auch die erneuerbaren Energi-
en, deren Ausbau darüber hinaus durch 
weitere Instrumente – v.a. durch das 
EEG – gefördert wird. Dies führte in 
den letzten Jahren zu einer beträchtli-
chen Erhöhung des Anteils erneuerba-
rer Energien in der Stromerzeugung. 
Nach aktueller Beschlusslage im Rah-
men des Energiekonzepts der Bundes-
regierung liegt die Zielsetzung für den 
Anteil erneuerbarer Energien am Brut-
tostromverbrauch bei 35 % im Jahr 
2020 und soll über Zwischenschrit-
te (50 % bis 2030, 65 % bis 2040) im 
Jahr 2050 auf 80 % ansteigen. Diese 
Zielsetzung stützt sich auf aktuelle Sze-
nariorechnungen (Prognos/EWI/GWS 
2010). Darüber hinaus existiert noch 
eine Reihe anderer Prognosen und Sze-
narien, die je nach Auftraggeber, Ziel-
setzung und Methodik mit teilweise ab-
weichenden Ergebnissen aufwarten. In 
einem sind sich aber alle aktuellen Un-
tersuchungen einig: So unterschiedlich 
die Ergebnisse im Detail auch sind, alle 
implizieren einen grundlegenden Wan-
del in der Stromerzeugung und mit-
tel- bis langfristig einen Umbruch bei 




Die grundlegende Frage ist nun, ob die 
skizzierte »neue« Erzeugungsstruktur 
Das Stromversorgungssystem steht mitten in einem Umbruchprozess von his-
torischen Ausmaßen. Getrieben von der Liberalisierung und europäischen In-
tegration der Energiemärkte auf der einen Seite und auf der anderen Seite den 
Anstrengungen, die CO2-Belastung der Atmosphäre aus der Verstromung fossi-
ler Brennstoffe zu verringern, ist eine Entwicklung in Gang gesetzt worden, die 
mittel- bis langfristig zu weitreichenden Veränderungen in der Erzeugungs- und 
Netzstruktur führen wird. 
WIE SIEHT DIE STROMVERSORGUNG
VON MORGEN AUS?
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10Verbrauchszentren in West- und Süd-
deutschland zu transportieren, sind 
erhebliche Verstärkungen des Hoch-
spannungsnetzes erforderlich. In vorab 
veröffentlichten ersten Ergebnissen der 
»Netzstudie II« spricht z.B. die DENA 
von einem Neubaubedarf von insge-
samt 3.500 km Hochspannungsleitun-
gen bis 2020 bei Investitionskosten von 
etwa 6 Mrd. Euro.
EUROPÄISCHER STROMAUSTAUSCH
Der Ausbau von Grenzkuppelstellen 
ist erforderlich, um den grenzüber-
schreitenden Stromaustausch besser 
zu ermöglichen. Dies ist u.a. deshalb 
sinnvoll, da die Stetigkeit der Wind-
einspeisung ansteigt, je größer das be-
trachtete Gebiet ist. Ansonsten muss 
z.B. bei Durchzug eines Sturmtiefs über 
Deutschland die Wind-Strom-Überpro-
duktion abgeregelt werden während 
gleichzeitig in den Niederlanden we-
gen abflauender Winde fossile Kraft-
werke in Betrieb genommen werden. 
SPEICHERKRAFTWERKE
Speicher sind ein Schlüsselelement der 
zukünftigen Energieversorgung. Stand 
der Technik sind Pumpspeicherkraft-
werke, die zu Zeiten niedriger Preise 
Stromüberschüsse einspeichern, um sie 
als teuren Spitzenlaststrom wieder ab-
geben zu können. Das in Deutschland 
zusätzlich erschließbare Ausbaupoten-
zial von Pumpspeichern ist allerdings 
äußerst begrenzt. Eine Möglichkeit 
wäre der Gang ins Ausland, z.B. durch 
Ausbau der Verbindungen in den Al-
penraum oder nach Norwegen. Eine 
weitere Alternative könnten Druck-
luftspeicher bieten; allerdings ist diese 
Technologie zurzeit noch relativ teuer. 
ELEKTROMOBILITÄT
Teilweise wird Elektromobilität in der 
öffentlichen Diskussion als die Lösung 
für sämtliche Probleme im Stromver-
sorgungssystem dargestellt. Die Bun-
mit einem Anteil von 35 % und mehr 
erneuerbaren Energien an der Brutto-
stromerzeugung dazu geeignet ist, 
nicht nur im Jahresmittel, sondern zu 
jedem Zeitpunkt die Versorgung zu-
verlässig zu sichern. Zur Analyse die-
ser Fragestellung ist es sinnvoll, zwei 
gegensätzliche Extremsituationen zu 
betrachten: (1) einen Tag mit hoher 
Nachfrage (Starklast) und geringem 
Dargebot erneuerbarer Energien, bei-
spielsweise einen wolkenverhangenen, 
windstillen Werktag im Winter, und 
kontrastierend dazu (2) einen Tag mit 
geringer Nachfrage, aber hoher Ein-
speisung erneuerbarer Energien, z.B. 
einen strahlenden Sonntag im Früh-
herbst mit Starkwindwetterlage. 
In Situation (1) muss ein beträchtli-
cher Teil der Kapazität der Anlagen er-
neuerbarer Energien durch regelfähi-
ge Anlagen (konventionell, aber auch 
z.B. Biomasse und zukünftig auch ver-
mehrt Stromspeicher) abgesichert wer-
den, da nur ein geringer Anteil ihrer in-
stallierten Gesamtleistung zu diesem 
Zeitpunkt zur Verfügung steht. Diese 
als »gesicherte Leistung« bezeichnete 
Größe beträgt z.B. bei Windkraftanla-
gen in Deutschland etwa 5 bis 10 %. In 
einem Erzeugungssystem mit einer sehr 
hohen Durchdringung an fluktuieren-
der Einspeisung (v.a. Wind) kann sich 
das im Extremfall so auswerten, wie 
z.B. in den Energieszenarien von Prog-
nos/EWI/GWS für das Jahr 2050 ange-
nommen: Es sind über 20 GW Erdgas-
kraftwerke installiert, die jedoch fast 
gar nicht eingesetzt werden (es werden 
null Jahresvolllaststunden ausgewie-
sen), für die Systemstabilität aber es-
senziell sind (Prognos/EWI/GWS 2010, 
S. A 1-20 ff.). 
In Situation (2) ist dagegen zu erwar-
ten, dass die sog. »Residuallast« ne-
gativ wird. Die Residuallast errechnet 
sich aus der aktuellen Stromnachfrage 
nach Abzug der Einspeisung aus An-
lagen erneuerbarer Energien und der 
sogenannten »Must-run«-Kraftwer-
ke, die aus Gründen der Systemsta-
bilität (z.B. zur Frequenzhaltung und 
zur Bereitstellung von Reserven) bzw. 
aus anderen Gründen (z.B. Anlagen 
zur Kraft-Wärme-Kopplung, wenn die 
Wärmeerzeugung zur Verfügung ste-
hen muss) laufen müssen. Die Residu-
allast muss vom konventionellen Kraft-
werkspark gedeckt werden. Wenn diese 
null oder sogar negativ wird, bedeutet 
dies, dass der gesamte konventionel-
le Kraftwerkspark abgeschaltet wer-
den müsste. Solche Situationen haben 
sich in jüngster Zeit mehrfach dadurch 
angedeutet, dass der Strompreis an der 
Leipziger Börse negativ geworden ist. 
Anders formuliert: Kraftwerksbetrei-
ber haben Kunden Geld dafür angebo-
ten, dass sie Strom abnehmen, um zu 
umgehen, dass die Anlage abgeschal-
tet werden muss. 
Mit steigendem Ausbau der erneuer-
baren Energien treten diese Ereignis-
se immer öfter auf, tendenziell wird 
also der Markt für Grundlastkraftwer-
ke immer kleiner, da die Anzahl der 
Volllaststunden im Jahr, die sie für ei-
nen wirtschaftlichen Betrieb benötigen, 
nicht mehr erreicht werden kann. Wei-
terhin entsteht zunehmend ein Bedarf 
an Speichern, da ansonsten der über-
schüssige (Wind-)Strom »abgeregelt« 
(weggeworfen) werden muss. 
FLEXIBILISIERUNGSOPTIONEN
Damit die Integration eines immer 
stärker steigenden Anteils erneuerba-
rer Energien in das Stromsystem ge-
lingt, ist die progressive Nutzung von 
derzeit verfügbaren und geplanten Fle-
xibilisierungsoptionen für das Strom-
system unerlässlich. Dazu gehören un-
ter anderem:
NETZVERSTÄRKUNG UND -AUSBAU 
Um beispielsweise Windstrom von 
den Erzeugungsschwerpunkten an 
den norddeutschen Küsten (on- und 
zukünftig verstärkt offshore) zu den 
38















10 desregierung hat als Zielsetzung 1 Mio. 
Elektrofahrzeuge bis zum Jahre 2020 
formuliert. Nach einer groben Ab-
schätzung liegt deren zusätzliches Spei-
chervolumen im Bereich eines neuen 
Pumpspeicherkraftwerkes. Aufgrund 
unterschiedlicher Fahrzyklen und La-
dezustände der Batterien kann jeweils 
nur ein gewisser Teil dieses Volumens 
tatsächlich genutzt werden. Welchen 
Lösungsbeitrag Elektromobilität genau 
leisten könnte, ist derzeit noch nicht 
vollständig erforscht, kurz- bis mittel-
fristig gesehen dürfte er jedoch über-
schaubar bleiben. 
LASTMANAGEMENT
Last but not least können Maßnahmen 
auch auf der Verbrauchsseite angesetzt 
werden, um extreme Lastspitzen bzw. 
-täler gar nicht erst entstehen zu las-
sen. Möglichkeiten hierzu bestehen z.B. 
in der Wärme- und Kälteversorgung 
bzw. Drucklufterzeugung bei Endver-
brauchern und in der Industrie. Damit 
könnten erhebliche Flexibilisierungspo-
tenziale erschlossen werden. Als Vor-
aussetzung dafür ist die Einführung 
lastvariabler Tarife (Stichwort »smart 
metering«) zwingend erforderlich. 
FAZIT
Erste Ergebnisse von im Rahmen des 
TAB-Projekts durchgeführten Simu-
lationsrechnungen zeigen, dass hohe 
Anteile erneuerbarer Energien, wie in 
ambitionierten Ausbauszenarien vorge-
sehen, in das Stromversorgungssystem 
integriert werden können. Vorausset-
zung ist allerdings, dass die Netzinfra-
struktur entsprechend ausgebaut wird. 
Eine Erhöhung des Anteils erneuerba-
rer Energien an der Stromerzeugung 
auf 40 bis 50 % ist auf Basis verfüg-
barer und geplanter Flexibilisierungs-
optionen möglich. Perspektivisch ist 
auch eine weitere Steigerung des An-
teils erneuerbarer Energien möglich. 
Eine solche Entwicklung setzt aller-
dings voraus, dass die notwendigen 
Systemdienstleistungen, insbesonde-
re die Reservevorhaltung, mit mög-
lichst geringem Einsatz konventioneller 
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Nichtforschungsintensive Industrien und Betriebe haben in der wirtschafts- und 
innovationspolitischen Debatte bislang eine vergleichsweise untergeordnete 
Rolle gespielt. Durch die starke Fokussierung der politischen Diskussion auf for-
schungsintensive Bereiche wurde den Potenzialen der nichtforschungsintensiven 
Branchen und Betriebe für den Wirtschaftsstandort Deutschland in der Vergan-
genheit meist keine besondere Bedeutung zugesprochen. Ausgehend von wachs-
tumstheoretischen Überlegungen wurde intensive Forschung und Entwicklung 
(FuE) üblicherweise mit höherem Wirtschaftswachstum und höherer interna-
tionaler Wettbewerbsfähigkeit assoziiert. Dass aber auch nichtforschungsinten-
sive Sektoren und Betriebe Beiträge zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands leisten, und welche Zukunftspotenziale daraus resultieren, wird im 
folgenden Beitrag aufgezeigt. 
Zunächst ist es wichtig festzuhalten, 
dass nichtforschungsintensive Bran-
chen keineswegs gleichbedeutend mit 
der Gruppe nichtforschungsintensi-
ver Betriebe sind. Die Branchen- bzw. 
Betriebsebene stellen zwei getrennte 
Betrachtungsebenen dar. Fast 60 % 
der befragten nichtforschungsintensi-
ven Betriebe agieren in forschungsin-
tensiven Branchen. Umgekehrt findet 
sich fast ein Fünftel der besonders for-
schungsintensiven Betriebe in nichtfor-
schungsintensiven Sektoren. 
Die Ergebnisse des TAB-Innovations-
reports »Zukunftspotenziale und Stra-
tegien nichtforschungsintensiver Indus-
trien in Deutschland – Auswirkungen 
auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung« basieren auf umfangreichen 
empirischen Daten sowohl auf Bran-
chen- als auch auf Betriebsebene. Die 
Untersuchung der gesamtwirtschaftli-
chen Bedeutung von nichtforschungs-
intensiven Industrien erfolgt anhand 
amtlicher statistischer Daten auf natio-
naler und internationaler Ebene. Die 
Analysen auf betrieblicher Ebene basie-
ren auf einer telefonischen Befragung 
von mehr als 200 nichtforschungsin-
tensiven und 88 besonders forschungs-
intensiven Betrieben des deutschen ver-
arbeitenden Gewerbes. Ergänzende 
Auswertungen erfolgen anhand von 
Daten der Erhebung »Modernsierung 
der Produktion 2009« des Fraunhofer 
ISI. Die Daten umfassen Informationen 
zu Themen wie dem Marktumfeld, der 
Wettbewerbsstrategie, den spezifischen 
Innovationsmustern, der Kompetenz-
ausstattung, der Aufnahme- und Um-
setzungsfähigkeit externer Informati-
onen, dem Schutz und der Bedeutung 
unterschiedlicher Formen von Wissen 






schöpfungsanteil des verarbeitenden 
Gewer bes insgesamt und der nichtfor-
schungsintensiven Industriesektoren im 
Besonderen hat seit 1970 im Zuge des 
Strukturwandels kontinuierlich abge-
nommen. Dennoch tragen nichtfor-
schungsintensive Industriesektoren (de-
finiert als Teilsektoren mit weniger als 
2,5 % Anteil der privatwirtschaftlichen 
FuE-Ausgaben am Branchenumsatz) mit 
aktuell rund 40 % noch immer einen 
wesentlichen Anteil zur Wertschöpfung 
im deutschen verarbeitenden Gewerbe 
bei. Dieser Anteil ist in anderen Indus-
trieländern (EU-14, Japan, USA) sogar 
noch deutlich höher, da in Deutschland 
der Sektor der sogenannten »gehobenen 
Gebrauchstechnologie« (bspw. Maschi-
nenbau, Automobilbau) im Vergleich 
zu anderen Ländern eine besonders 
große Rolle spielt. Interessant hierbei 
ist, dass Analysen verfügbarer OECD-
Daten zwischen 1975 bis 2006 kei-
ne nennenswerten Veränderungen der 
durchschnittlichen FuE-Intensität von 
Industriesektoren über die Zeit hinweg 
erkennen lassen. Nichtforschungsinten-
sive Sektoren sind somit über mehrere 
Jahrzehnte strukturell stabil und kön-
nen offensichtlich auch ohne bedeutsa-
me Steigerungen ihrer FuE-Intensität er-




intensiver Betriebe ist schwieriger als 
das von besonders forschungsintensi-
ven Betrieben, da sie deutlich häufiger 
in weitgehend gesättigten, stagnieren-
den oder sogar schrumpfenden Märk-
ten aktiv sind. Ihre Produkte sind im 
Allgemeinen leichter substituierbar als 
die Produkte forschungsintensiver Be-
triebe, vermutlich auch aufgrund ihrer 
tendenziell geringeren Produktkomple-
xität. Um trotz dieser schwierigen Rah-
menbedingungen wettbewerbsfähig zu 
bleiben, müssen nichtforschungsinten-
sive Betriebe ihre Kunden durch besse-
re Leistung als die Konkurrenz über-
zeugen. Dies erreichen sie vorrangig 
durch eine sehr hohe Qualitätsorien-
tierung, Anpassung der Produkte an 
spezielle Kundenwünsche sowie kurze 
Lieferzeiten, die durch die häufig beste-
hende räumliche Nähe zu den Kunden 
begünstigt werden. Der Preis als Wett-
bewerbsfaktor spielt eine vergleichs-
weise untergeordnete Rolle. Damit 
besetzen nichtforschungsintensive Be-
triebe häufig eine Marktnische, die an 
einem Hochlohnstandort wie Deutsch-
land durchaus attraktiv sein kann: Die 
Produktion in hochwertiger Qualität 
und die Lieferung kundenspezifischer 
Produkte geringer Forschungsintensität 
zu zumindest teilweise auch gehobenen 
Preisen. Beispiele für solche erfolgrei-
chen Nischen mit Wachstumspotenzial 
sind technische und funktionale Texti-
lien, nachhaltige und hochwertige Le-
bensmittel oder leichte und verschleiß-
arme Metall- und Kunststoffteile.
WACHSTUMS- UND BESCHÄFTIGUNGSPOTENZIALE 
NICHTFORSCHUNGSINTENSIVER INDUSTRIESEKTOREN 
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flexible Auslastung ihrer Produktion 
verstärkt durch den Einsatz von ge-
ringqualifizierten Leiharbeitnehmern 
realisieren. Damit sind sie noch immer 
ein wesentlicher Anbieter von Normal-
arbeitsverhältnissen für jene Arbeits-
kräfte, die es im Zuge der zunehmen-
den Wissensintensivierung der Arbeit 
immer schwerer haben, Beschäftigung 
in Deutschland zu finden.
INNOVATION, WISSEN UND 
ABSORPTIONSFÄHIGKEIT
Auch wenn nichtforschungsintensi-
ve Sektoren definitionsgemäß geringe 
Ausgaben für FuE aufweisen, stoßen 
sie in ihren Zulieferbranchen dennoch 
indirekt zusätzliche FuE-Aktivitäten 
in forschungsintensiveren Zuliefer-
branchen an. Somit tragen nichtfor-
schungsintensive Branchen durch ihre 
FuE-Ausstrahleffekte indirekt zur Stär-
kung des Forschungs- und Entwick-
lungsstandorts Deutschland bei. 
Ein etwas anderes Bild zeigt sich bei der 
erweiterten Betrachtung der Innova-
tionsaufwendungen. Neben reinen 
FuE-Ausgaben setzen sich Innovations-
aufwendungen auch aus Sachinvestitio-
nen, Weiterbildungsinvestitionen, Aus-
gaben für Patentierung und Lizen zen 
sowie Marketingaufwendungen für 
Innovationen zusammen. Nichtfor-
schungsintensive Branchen weisen in 
diesen Feldern zum Teil durchaus be-
trächtliche Aufwendungen auf. Die 
Analysen auf Betriebsebene haben dies
bestätigt: Investitionen in Maschinen
und Anlagen (Prozessinnovationen) 
und Vertrieb (Erschließung neuer 
Märkte) spielen für nichtforschungs-
intensive Betriebe eine wichtige Rolle. 
Diese Investitionen werden getätigt, um 
entweder die Position im bestehenden 
Markt auszubauen oder ganz neue Ab-
satzmärkte zu erschließen. 
Innovation spielt somit auch für nicht-
forschungsintensive Betriebe eine wich-
tige Rolle. Interessant ist hierbei, dass 
sodass im Fall steigender Nachfrage 
auch dort zusätzliche Arbeitsplätze 
entstehen. Diese indirekten Beschäfti-
gungseffekte zeigen sich in erheblichem 
Maße auch in Dienstleistungssekto-
ren. Nichtforschungsintensive Sekto-
ren leisten dadurch einen erheblichen 
Beitrag zur Stabilisierung der sozialen 
Sicherungssysteme. Zusätzliche Nach-
frageimpulse induzieren direkte und in-
direkte positive Effekte auf sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung, die 
über denen forschungsintensiver Sek-
toren liegen.
Dies gilt in ähnlicher Weise für hoch-
qualifizierte Arbeitskräfte bzw. Be-
schäftigte mit einer akademischen 
Ausbildung. Nichtforschungsinten-
sive Sektoren beschäftigen im Ver-
gleich zu forschungsintensiven Bran-
chen zwar einen deutlich geringeren 
Anteil an Akademikern in absoluten 
Zahlen, sind allerdings indirekt für die 
Schaffung von wissensintensiven Ar-
beitsplätzen in ihren Zuliefersektoren 
verantwortlich. Dieser indirekte Ef-
fekt auf Akademikerarbeitsplätze, der 
von nichtforschungsintensiven Sekto-
ren ausgeht, ist höher als der indirek-
te Effekt, der durch forschungsintensi-
ve Sektoren ausgelöst wird. Er kommt 
dadurch zustande, dass sie in hohem 
Maße Maschinen, andere Investitions-
güter und wissensintensive Dienstleis-
tungen nachfragen, deren Herstellung 
bei den entsprechenden Zulieferern 
viele hochqualifizierte Beschäftigte 
erfordert. 
Weiterhin bieten nichtforschungsin-
tensive Betriebe ein bedeutendes Ar-
beitsplatzpotenzial für an- und unge-
lernte Arbeitskräfte. Sie beschäftigen 
mit einem Drittel fast doppelt so vie-
le geringqualifiziert Beschäftigte wie 
besonders forschungsintensive Betrie-
be. Dabei greifen sie nicht häufiger als 
andere Unternehmen auf Leiharbei-
ter zurück. Dieses Ergebnis ist bemer-
kenswert, da zu vermuten wäre, dass 
nichtforschungsintensive Betriebe die 
Durch die Fokussierung auf regionale 
Märkte sind nichtforschungsintensi-
ve Sektoren stark binnenorientiert. Sie 
beziehen ihre Vorprodukte hauptsäch-
lich aus dem Inland und sind dadurch 
weniger importabhängig. Diese star-
ke Binnenorientierung kann auch dazu 
führen, dass sie von kurz- und mittel-
fristigen, global induzierten Nachfrage-
schwankungen nicht in dem Maße ab-
hängig sind wie stark export orientierte 
Betriebe. Obwohl nichtforschungsin-
tensive Industrien in den letzten Jahren 
im Vergleich zu anderen Sektoren die 
vergleichsweise höchsten Steigerungs-
raten des Auslandsumsatzes verzeich-
nen konnten, haben sie nach wie vor 
geringere direkte Exportquoten als for-
schungsintensive Sektoren. 
Zu den wichtigen Kunden nichtfor-
schungsintensiver Zulieferbetriebe ge-
hören allerdings insbesondere auch 
inländische Unternehmen aus den in 
Deutschland traditionell exportstar-
ken Branchen des Maschinen- und Au-
tomobilbaus. Folglich leisten nichtfor-
schungsintensive Betriebe durch die 
Versorgung mit hochwertigen und in-
ternational wettbewerbsfähigen Vor-
produkten einen wichtigen, indirekten 




schäftigen in Deutschland heute rund 
50 % der industriellen Erwerbstä-
tigen bzw. 11 % aller Arbeitnehmer 
in Deutschland. Da diese Sektoren 
im Vergleich zu forschungsintensiven 
Branchen im Mittel arbeitsintensiver 
sind, lösen zusätzliche Nachfrageef-
fekte auch einen höheren direkten Be-
schäftigungseffekt aus. Diese Branchen 
tragen aber nicht nur durch direkte, 
sondern insbesondere auch durch indi-
rekte Effekte wesentlich zur Beschäf-
tigung in Deutschland bei. Durch ihre 
Verflechtungsbeziehungen sind sie mit 

















INNOVATIONSREPORT: ZUKUNFTSPOTENZIALE UND STRATEGIEN NICHTFORSCHUNGSINTENSIVER INDUSTRIEN IN DEUTSCHLAND
in Deutschland gleichermaßen Chan-
ce wie Herausforderung für den Ein-
satz und die Konzeption politischer 
Steuerungselemente.
Wirtschaftspolitisch bietet die starke 
Binnenorientierung nichtforschungsin-
tensiver Industriebereiche die Chance, 
im Fall konjunkturfördernder Maß-
nahmen höhere inländische Wert-
schöpfungs- und Beschäftigungseffek-
te zu erzielen als bei einer Stimulierung 
forschungsintensiver Sektoren. Zusätz-
liche Nachfrageimpulse könnten durch 
die hohe Arbeitsintensität dieser Sekto-
ren höhere direkte Arbeitsplatzeffekte 
auslösen, die aufgrund der vorrangig 
inländisch orientierten Unternehmens- 
und Standortstrukturen auch vorran-
gig in Deutschland entstehen dürften. 
Zudem könnten durch die intensiven 
Verflechtungsbeziehungen mit vor-
gelagerten, oft forschungsintensiven 
Zulieferern und Ausrüstern auch in-
direkt wesentliche Arbeitsplatzeffek-
te generiert werden, die aufgrund der 
starken Inlandsorientierung beim Vor-
leistungsbezug ebenfalls vorrangig in 
Deutschland entstehen würden.
Aus Sicht der Arbeitsmarktpolitik sind 
die nichtforschungsintensiven Betriebe 
des verarbeitenden Gewerbes eines der 
letzten Segmente, die in nennenswer-
tem Umfang vergleichsweise attrak-
tiv entlohnte Industriearbeitsplätze für 
geringqualifizierte Arbeitskräfte bie-
ten – verglichen beispielsweise mit den 
Niedriglohnsektoren in vielen Dienst-
leistungsbereichen. Auch vor diesem 
Hintergrund sollten der Erhalt und die 
Unterstützung der nichtforschungsin-
tensiven Industriebereiche in Deutsch-
land eine höhere politische Priorität 
erhalten, zumal sich – wie bereits in 
einem früheren TAB-Zukunftsreport 
zur »Arbeiten in der Zukunft – Struk-
turen und Trends der Industriearbeit« 
(TAB-Arbeitsbericht Nr. 113) gezeigt 
– die bereits existenten Probleme der 
An- oder Ungelernten auf dem Arbeits-
markt weiter verschärfen werden.
die wichtigsten Innovationsziele nicht-
forschungsintensiver Betriebe häufi-
ger als bei forschungsintensiven Betrie-
ben in den Bereichen Prozessinnovation 
und Dienstleistungsinnovation liegen. 
Die relativ hohe Priorisierung von Pro-
zessinnovationen trägt dazu bei, dass 
sich nichtforschungsintensive Betriebe 
bei der Nutzung innovativer Prozess-
technologie weitgehend auf Augenhö-
he mit forschungsintensiven Betrieben 
befinden. Sie sind sehr gut in der Lage, 
innovative Prozesstechnologien in ih-
rem Betrieb erfolgreich einzusetzen.
Bei Produktinnovationen ist bemer-
kenswert, dass diese auch bei fast der 
Hälfte der nichtforschungsintensiven 
Betriebe die Hauptrolle spielt, damit 
aber seltener das vorrangige Innova-
tionsziel sind als bei forschungsinten-
siven Betrieben. Weiterhin gibt über 
ein Drittel der nichtforschungsinten-
siven Betriebe an, seinen Marktanteil 
vorrangig durch neue Produkte steigern 
zu wollen. Dies zeigt, dass in diesen Be-
trieben trotz geringer direkter Investi-
tionen in FuE durchaus eine erfolgrei-
che Neuproduktentwicklung erfolgen 
kann. Zudem setzen über 60 % der 
nichtforschungsintensiven Betriebe auf 
eine »First-Mover«- bzw. Vorreiterstra-
tegie zum Schutz ihres wettbewerbsre-
levanten Wissens. Im Vergleich zu be-
sonders forschungsintensiven Betrieben 
ist dieser Anteil zwar geringer, jedoch 
scheint die Mehrheit in der Lage zu 
sein, die Bedürfnisse des Marktes früh-
zeitig zu erkennen und marktgerechte, 
technische oder prozessuale Neuerun-
gen anzubieten.
Nichtforschungsintensive Betriebe sind 
folglich keinesfalls von technologischen 
oder nachfrageseitigen Entwicklungen 
abgeschnitten. Die Analysen der »Ab-
sorptionsfähigkeit« von Betrieben be-
legen dies eindrucksvoll. Die Fähig-
keit, Anregungen und Erkenntnisse 
aus der Außenwelt wahrzunehmen, 
zu bewerten, im Betrieb umzusetzen 
und zur Verbesserung der Wettbe-
werbsposition auszuschöpfen ist kei-
neswegs, wie in der theoretischen Li-
teratur angenommen, vorrangig an die 
Forschungs- und Entwicklungsintensi-
tät der Betriebe gekoppelt. Dies gilt so-
wohl für die technologische als auch 
die kundenbezogene Absorptionsfähig-
keit. Wenn technologische Entwicklun-
gen eine hohe Relevanz für die eigene 
Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen 
Betriebs haben, sind nichtforschungs-
intensive Betriebe durchaus dazu in der 
Lage, eine ähnliche oder sogar überle-
gene technologische Absorptionsfähig-
keit wie besonders forschungsintensive 
Betriebe aufzubauen. 
FAZIT UND AUSBLICK
Die Ergebnisse unterstreichen die 
nach wie vor hohe Bedeutung nicht-
forschungsintensiver Sektoren für die 
inländische industrielle Wertschöp-
fung und Beschäftigung in Deutsch-
land. Bislang jedoch haben nichtfor-
schungsintensive Sektoren und Betriebe 
in der Wirtschafts- und Innovationspo-
litik eine vergleichsweise untergeord-
nete Rolle gespielt. Dies wurde damit 
begründet, dass Bereiche mit intensi-
ver Forschung und Entwicklung deut-
lich höhere Wachstumsraten aufweisen 
und entsprechend wachstumstheore-
tischer Argumente am besten in der 
Lage seien, zur internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit des Landes beizutra-
gen. Aufgrund der Ergebnisse dieses 
TAB-Innovationsreports zu den direk-
ten und vor allem auch indirekten Bei-
trägen der nichtforschungsintensiven 
Bereiche zur Wertschöpfung und Be-
schäftigung in Deutschland gilt es, die-
se Position zu überdenken.
Maßnahmen und Programme der 
Innovations- und Technologiepoli-
tik, die sich lediglich auf Hochtech-
nologiesektoren beschränkten, wür-
den demnach wesentliche Eckpfeiler 
des deutschen Wirtschaftssystems 
ausblenden. Vor diesem Hintergrund 
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Nicht zuletzt haben die dargestellten 
Befunde vielfältige Implikationen für 
die Innovations- und Technologiepoli-
tik. Nichtforschungsintensive Betriebe 
sind keinesfalls per se von technologi-
schen Entwicklungen außerhalb ihres 
Betriebs oder ihrer Branche abgekop-
pelt und sind ebenso wie forschungsin-
tensive Betriebe in der Lage, technolo-
gische Entwicklungen wahrzunehmen, 
umzusetzen und von der Wissens- und 
Technologiediffusion zur Verbesserung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu profi-
tieren. Ausgehend von konventionel-
len Modellen der Wachstumstheorie 
läge es dennoch nahe, zur Stärkung 
der Innovations- und Wettbewerbsfä-
higkeit nichtforschungsintensiver Be-
triebe verstärkt Anreize zur Aufnah-
me kontinuierlicher FuE-Aktivitäten 
und Steigerung ihrer FuE-Intensität zu 
setzen. Dieser Ansatz ginge davon aus, 
dass nichtforschungsintensive Betriebe 
am Standort Deutschland mittel- bis 
langfristig keine Perspektive besitzen, 
was entsprechend den hier vorgelegten 
Ergebnissen hinterfragt werden muss. 
Ein vielversprechenderer Ansatz könn-
te stattdessen sein, nicht die FuE-Akti-
vitäten im Speziellen, sondern vielmehr 
die Innovationsaktivitäten nichtfor-
schungsintensiver Betriebe im Allge-
meinen zu stimulieren und somit die 
identifizierten Stärken dieser Betrie-
be zum Ausgangspunkt innovations-
politischer Maßnahmen zu machen. 
Dies erfordert jedoch einen erweiter-
ten Blick auf Innovationen. Einerseits 
sind eigene FuE-Aufwendungen und in-
terne FuE-Kompetenzen insbesondere 
für erfolgreiche Produktinnovationen 
sehr wichtig. Andererseits können zu-
künftige Wachstumspotenziale auch 
durch technische oder organisatorische 
Prozessinnovationen sowie durch pro-
duktbegleitende Dienstleistungen gene-
riert werden. In diesen Feldern haben 
nichtforschungsintensive Betriebe kei-
ne messbaren Nachteile gegenüber for-
schungsintensiven Betrieben. Vor die-
sem Hintergrund sollte es ergänzendes 
Ziel von Innovationspolitik, Verbänden 
und Unternehmen sein, diese Stärke der 
nichtforschungsintensiven Betriebe im 
Bereich der technischen und nichttech-
nischen Prozess- und Dienstleistungsin-
novationen zu sichern und auszubauen. 
Zentral hierfür wäre die Unterstützung 
der internen Kompetenzen und Fähig-
keiten nichtforschungsintensiver Be-
triebe insbesondere in folgenden, zwei 
Bereichen: Einerseits in der Vermark-
tung und Unterstützung der »Diffu-
sion« eigener Innovationen, wozu aus-
reichende Innovationsaktivitäten bei 
kundenspezifischer Anpassungsent-
wicklung, Konstruktion, (Service-)De-
sign oder Marketing von Innovatio-
nen notwendig sind; andererseits in der 
erfolgreichen Adoption externer Ent-
wicklungen und Konzepte, wozu es 
ausreichender Innovationsaufwendun-
gen in Form von Sach- oder Weiterbil-
dungsinvestitionen bedarf. Aufgabe der 
Technologie- und Innovationspolitik 
wäre es dann, zunehmend auf umfas-
sendere Innovationsanreize zu setzen, 
die auch die Diffusion und Adoption 
von Innovationen und die dazu not-
wendigen Verflechtungen und Wech-
selwirkungen von nichtforschungs-
intensiven und forschungsintensiven 
Unternehmen und Sektoren in den 
Blick nehmen. Ein konkreter Ansatz 
könnte hier beispielsweise die frühzei-
tige Einbindung von nichtforschungs-
intensiven Unternehmen in der Rolle 
als Anwender in vorwettbewerblichen 























BUREAU OF RESEARCH (BAS) – PARLAMENTARISCHE 
TECHNIKFOLGENABSCHÄTZUNG IN POLEN
Das Büro wurde 1991 als Referat der 
Verwaltung des Sejm gegründet, die 
für alle administrativen und organisa-
torischen Aspekte der Aktivitäten des 
Parlaments zuständig ist. Das BAS ist 
kein typisches TA-Institut, das sich aus-
schließlich der Technikfolgenabschät-
zung widmet. Die Bereiche Information 
über neue Technologien im Allgemei-
nen und über Technikfolgenabschät-
zung im Besonderen machen bislang 
nur einen kleinen Teil des BAS-Portfo-
lios aus. Angesichts der zunehmenden 
Bedeutung neuer Technologien und des 
wachsenden Bewusstseins für ihre ge-
sellschaftlichen und ökologischen Fol-
gen ist jedoch anzunehmen, dass auch 
das Interesse des Sejm an TA zunehmen 
und zu einer stärkeren Einbindung des 
BAS in die TA-Forschung führen wird.
ORGANISATION UND 
AUFGABEN
Zu den Hauptaufgaben des BAS gehö-
ren: Unterstützung des Gesetzgebungs-
verfahrens durch Beratung, Bereitstel-
lung von Informationen und Gutachten 
für Abgeordnete sowie Forschungsar-
beiten (in den Bereichen Recht, Wirt-
schaft und Gesellschaft) in Bezug auf 
das Gesetzgebungsverfahren. Das seit 
einigen Jahren am stärksten wach-
sende Aufgabenfeld ist EU-Recht und 
-Politik. Beispielsweise führt das BAS 
Analysen zu Institutionen und Ge-
setzgebung der EU durch, etwa um zu 
überprüfen, ob ein Gesetzentwurf dem 
EU-Recht entspricht. Darüber hinaus 
organisiert das BAS Konferenzen und 
Seminare in Zusammenarbeit mit den 
Sejm-Ausschüssen.
Gegenwärtig sind im BAS 70 Vollzeit-
wissenschaftler beschäftigt. Die Auf-
gaben des Büros spiegeln sich in der 
Beschäftigungsstruktur wider: Die 
Hauptgruppe der Beschäftigten bil-
den Juristen (45 Experten aus unter-
schiedlichen Rechtsgebieten). Zu den 
übrigen Beschäftigten gehören etwa 
15 Ökonomen und Fachleute aus Berei-
chen wie Sozialwissenschaften, Land-
wirtschaft und Umwelt. Darüber hin-
aus arbeitet das BAS mit zahlreichen 
Vertretern aus der Wissenschaft und 
externen Experten zusammen. Wenn 
eine Auftragsarbeit aus diversen Grün-
den nicht innerhalb des Büros durch-
geführt werden kann, wird sie an ex-
terne Experten vergeben. 
Das Büro besteht aus sechs Abteilungen:
> Parlaments- und Verfassungsrecht
> Rechtsanalysen
> Europäisches und Internationales 
Recht
> Angelegenheiten vor dem Verfassungs-
gericht
> Internationale Vergleichsanalysen
> Sozial- und Wirtschaftsanalysen
Die Abteilung für Sozial- und Wirt-
schaftsanalysen ist zurzeit die einzi-
ge Abteilung, die sich mit den Themen 
»Neue Technologien« und »TA« befasst.
THEMENFINDUNG
Der Großteil der Untersuchungsthe-
men wird von Parlamentsausschüssen 
oder von einzelnen Abgeordneten aus-
gewählt und in Auftrag gegeben. Das 
Ergebnis dieser parlamentarischen An-
fragen sind meist kurze Stellungnah-
men, die individuell von Analytikern 
des BAS ausgearbeitet werden. Etwa 
50 bis 100 solcher Informationsschrif-
ten entstehen auf diese Weise pro Mo-
nat. Daneben gibt es auch umfassende 
Analysen und Berichte, die von einzel-
nen oder einer Gruppe von Analytikern 
verfasst werden, allerdings sind diese 
weniger häufig. Der Zeitraum für die 
Bearbeitung eines Auftrags beträgt in 
der Regel zwei Wochen (in dringen-
den Fällen deutlich weniger) bzw. einen 
Monat bei aufwendigeren Berichten. 
Bisher sind parlamentarische Anfra-
gen an das BAS, die sich auf Fragen 
der Technikfolgenabschätzung bezie-
hen, eher selten vorgekommen.
Über die Beantwortung parlamentari-
scher Anfragen hinaus führt das BAS 
jedoch – auf eigene Initiative – auch 
Forschungs- und Politikanalysen zu 
Themen durch, die für die gegenwär-
tige oder kommende Arbeit des Sejm 
relevant sind.
THEMEN
Die meisten TA-Projekte des BAS wur-
den in den vergangenen Jahren in fol-
genden Bereichen durchgeführt:
> Energie und Umwelt – erneuerba-
re Energien, nukleare Sicherheit, 
CO2-Abscheidung und -Speiche-
rung, Perspektiven des Braunkohle-
abbaus in Polen, Potenzial zur Re-
duktion der Treibhausgasemissio-
nen und ihre Auswirkungen auf den 
Energiesektor.
> Gentechnik und Biotechnologie 
– gesellschaftliche, wirtschaftli-
che und politische Folgen von Bio-
technologien und der breiten Ver-
wendung gentechnisch veränderter 
Nutzpflanzen.
> Informationsgesellschaft – Entwick-
lung der IKT in Polen, E-Govern-
ment und Stand der öffentlichen 
Onlinedienste, Überblick über Stra-
tegien und Regelungen in Polen für 
die Informationsgesellschaft, digi-
Das BAS (Biuro Analiz Sejmowych) unterstützt Parlamentsausschüsse und einzelne 
Abgeordnete mit Informationen, Analysen und Gutachten zu allen Themen, die im 
Sejm (erste Kammer des polnischen Parlaments) im Verlauf von Gesetzgebungs-
verfahren diskutiert werden. Das BAS befasst sich mit einem breiten Spek trum von 
Untersuchungsthemen, das von verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Angele-
genheiten, über Haushaltsfragen, EU-Richtlinien und -Vorschriften bis hin zu viel-

















10 BAS werden kostenlos an alle Abge-
ordnete verteilt. Sie können auch on-
line abgerufen werden unter www.bas.
sejm.gov.pl.
STATUS QUO UND AUSBLICK
Seit 2007 ist das BAS assoziiertes Mit-
glied des EPTA-Netzwerks. Dies bie-
tet die Möglichkeit, von erfahreneren 
TA-Institutionen zu lernen und mit ih-
nen zu kooperieren und somit die eige-
ne TA-Kompetenz zu stärken. Ebenso 
wichtig sind Bemühungen, den Abge-
ordneten das Konzept der TA näher-
zubringen. Daher wird eines der im 
Dezember 2010 erscheinenden INFOS 
ausschließlich der Theorie und Praxis 
von TA gewidmet sein (u.a. werden 
die Rolle der TA in Entscheidungs-
prozessen, TA-Methoden und euro-
päische TA-Institutionen behandelt). 
Es ist zu hoffen, dass der neue stän-
dige Ausschuss für Innovationen und 
neue Technologien als wichtigste Ad-
resse für TA-Analysen dazu beitragen 
wird, weitere Forschung und die För-




tober 2010 erfolgte Einrichtung eines 
neuen ständigen Ausschusses für Inno-
vationen und neue Technologien posi-
tiv verändern wird. 
VERÖFFENTLICHUNGEN 
UND INFORMATIONEN ÜBER 
ERGEBNISSE
Das BAS veröffentlicht seine TA-Ana-
lysen im Rahmen der allgemeinen Pub-
likationsreihen des BAS.
INFOS ist das Endprodukt eines 
Kurzprojekts, dessen durchschnitt-
liche Laufzeit drei bis sechs Monate 
beträgt. INFOS sind kurz und präg-
nant und befassen sich jeweils mit ei-
nem bestimmten Thema mit Bezug 
auf Fragestellungen, die für die parla-
mentarische Debatte und/oder das Ge-
setzgebungsverfahren von hoher Rele-
vanz sind. INFOS-Papiere haben einen 
Umfang von vier Seiten. Sie erschei-
nen 14-täglich entsprechend dem Sit-
zungsplan des Sejm (20 bis 25 Titel/
Ausgaben pro Jahr). INFOS sind ver-
gleichbar mit POSTnotes, die die TA-
Einrichtung des britischen Parlaments 
herausgibt.
Die Veröffentlichungen im Rahmen der 
STUDIA BAS-Reihe sind umfangrei-
cher. Die dort erschienenen Bücher set-
zen sich üblicherweise aus acht bis zehn 
Forschungspapieren zusammen, die 
verschiedene Aspekte eines bestimmten 
Themas beleuchten. Sie widmen sich 
oft verschiedenen Sektorpolitiken (z.B. 
Energiepolitik, Wohnungspolitik) oder 
Themenblöcken (z.B. Entwicklung der 
Informationsgesellschaft). Häufig wird 
ein vergleichender Ansatz verfolgt, wo-
bei relevante Daten aus verschiedenen 
europäischen und anderen Ländern zu-
sammengestellt werden. Es erscheinen 
jährlich vier Bände.
BAS-Publikationen erscheinen nur in 
Polnisch (Abstracts sind auch in Eng-
lisch verfügbar). INFOS und STUDIA 
tale Ausgrenzung in Polen (Ursa-
chen, betroffene gesellschaftliche 
Gruppen), E-Wahlen.
Laufende TA-Projekte, die 2011 abge-
schlossen werden sollen:
> Klimapolitik – Perspektiven für das 
Kyoto-Nachfolgeabkommen, Ent-
wicklung des EU-Rechts und in-
nerstaatliche Maßnahmen;
> Methoden der TA – Treiber der TA 
und ihr möglicher Beitrag zur För-
derung der öffentlichen Debatte 
und zu qualifizierter parlamenta-
rischer Beschlussfassung;
> Innovationskraft der polnischen 
Wirtschaft – aktueller Innovations-
stand in Polen, Innovationsranglis-
ten sowie nationale und regionale 
Innovationspolitik.
ZIELGRUPPEN
Das BAS arbeitet in erster Linie für 
Parlamentsausschüsse und Abgeord-
nete. Bürgerbeteiligungsprojekte oder 
Projekte, die auf die Kommunikation
mit einer breiteren Öffentlichkeit ge-
richtet sind, wurden bisher nicht 
durchgeführt.
In den vergangenen Jahren wurde in ei-
nigen Parlamentsausschüssen des Sejm 
über Themen debattiert, bei denen TA 
ein wichtige Rolle spielt. So z.B. im 
Landwirtschaftsausschuss über gen-
technisch veränderte Nutzpflanzen 
und Biotechnologie; im Wirtschafts-
ausschuss über Nutzung der Kernener-
gie; im Umweltausschuss über die Min-
derung der CO2-Emissionen. Bisher 
stand TA als solche aber nicht im Mit-
telpunkt parlamentarischer Debatten. 
Bis vor Kurzem gab es keinen Wissen-
schafts- und Technologieausschuss im 
Sejm. In anderen europäischen Län-
dern sind solche Ausschüsse meist die 
effektivsten Organe, um die Entwick-
lung parlamentarischer TA zu fördern. 
Es besteht daher die Hoffnung, dass 
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TECHNIKFOLGENABSCHÄTZUNG FÜR DEN 
US-KONGRESS – DAS CENTER FOR SCIENCE, 
TECHNOLOGY, AND ENGINEERING DES GOVERNMENT 
ACCOUNTABILITY OFFICE (GAO)
2002: Ein Pilotprogramm zur Tech-
nikfolgenabschätzung mit einem Bud-
get von bis zu 500.000 US-Dollar wird 
eingerichtet (House Report 107-259).
2003: Dem GAO werden 1 Mio. US-
Dollar für die Durchführung von Tech-
nikfolgenabschätzung zur Verfügung 
gestellt (Senate Report 107-209).
2004: Es wird ein Bericht angefordert, 
welchen Einfluss die Übernahme von 
TA-Aktivitäten auf seine gegenwär-
tigen Aufgaben und Ressourcen des 
GAO hätte (House Report 108-279). 
Auch soll sich das GAO mit dem Be-
willigungsausschuss hinsichtlich der 
Erarbeitung von Definitionen und Ver-
fahren für Technikfolgenabschätzun-
gen beraten (Senate Report 108-307).
2008: Das GAO wird angewiesen, eine 
permanente TA-Funktion einzurich-
ten und hierfür ein operatives Kon-
zept auszuarbeiten (Senate Report 110-
89). Weiterhin wird verfügt, dass das 
GAO 2,5 Mio. US-Dollar für TA-Stu-
dien aufwendet (zum Vergleich: das 
Gesamtbudget des GAO beträgt etwa 
510 Mio. US-Dollar) (House Report 
110-198, Gesetzentwurf H.R. 2771).
Der Senate Report 110-89, der zur 
Etablierung der permanenten TA-Ka-
pazität im GAO geführt hat, enthält 
eine Reihe detaillierter Vorgaben für 
die Weiterentwicklung der TA und 
deren Nutzbarmachung für den Kon-
gress. Die Umsetzung stellt sich augen-
blicklich so dar: 
> Das angeforderte TA-Organisa-
tionskonzept wurde entwickelt und 
mit einem »Letter to Congressio-
nal Committees: Operational Con-
cept for Establishing a Permanent 
Technology Assessment Capability 
at GAO« am 18. November 2008 
veröffentlicht.
> Die gewünschte Interaktion mit re-
levanten Kongressausschüssen für 
die Auswahl von Themen ist ange-
fung und Nutzung eines komple-
xen Kommunikationssystems für 
die US Capitol Police).
Die Ziele der TA-Arbeit bestehen im 
Verständnis des CSTE darin, Gesetz-
gebern komplexe Wissenschafts- und 
Technologiefragen näherzubringen, in-
dem die Vor- und Nachteile verschie-
dener Technologien analysiert und in 
einem politischen Kontext präsentiert 
werden, der sich unmittelbar in den Ge-
setzgebungsprozess übertragen lässt. 
Solche Technikfolgenabschätzungen 
nutzen die Möglichkeiten der Wissen-
schaft und Technik, um konkrete poli-
tische Probleme im Zusammenhang mit 
Angelegenheiten anzusprechen, die für 
die US-Regierung von Interesse sind. 
Die TA-Arbeiten des GAO sind darauf 
ausgerichtet, ausgewogene, objektive 
und fundierte Technikfolgenabschät-
zungen im Kontext nationaler Program-
me und/oder politischer Angelegenhei-
ten zu liefern. So definiert das GAO 
Technikfolgenabschätzung gegenwärtig 
als »the thorough and balanced analy-
sis of all significant primary, second-
ary, indirect and delayed consequences 
or impacts, present and foreseen, of a 
technological innovation on society, the 
environment or the economy.«
ETAPPEN DER 
INSTITUTIONALISIERUNG
Nach Einstellung der Förderung des Of-
fice of Technology Assessment (OTA) 
im Jahr 1995 entwickelte sich der In-
stitutionalisierungsprozess der TA im 
GAO in folgenden Etappen:
Während seines Bestehens veröffent-
lichte das OTA fast 750 umfassende 
Technikfolgenabschätzungen, Hinter-
grundpapiere, technische Memoranden, 
Fallstudien und Workshopberichte (Ar-
chive finden sich unter www.princeton.
edu/~ota/). Auf dem Höhepunkt seiner 
operativen Kapazität im Haushaltsjahr 
1994 verfügte das OTA über eine Per-
sonalstärke von etwa 143 Vollzeitäqui-
valenten sowie ein Jahresbudget von 
20 Mio. US-Dollar. In deutlich redu-
zierter Form hat nun das GAO die Auf-
gaben der Durchführung von TA über-
nommen, von 2001 bis 2006 zunächst 
auf Pilotbasis und seit 2007 als ständi-
ge Einrichtung, angesiedelt am Center 
for Science, Technology, and Enginee-
ring (CSTE) des Office of Applied Re-
search and Methods (ARM) des GAO. 
Die Durchführung von Technikfolgen-
abschätzungen ist nicht die einzige Auf-
gabe des CSTE, das den US-Kongress 
in vielfältiger Weise unterstützt: 
> Durchführung von anspruchsvol-
len Wissenschafts- und Technolo-
gieanalysen in Form von Technik-
folgenabschätzungen, 
> Durchführung von technischen und 
fachspezifischen Programmevalua-
tionen und Performanceaudits, 
> Beratung bei den vielfältigen Perfor-
mance- und Finanzaudits der US-
Regierung in allen Fragen, die Tech-
nologie, Ingenieurwesen und Wis-
senschaft betreffen, 
> Dienstleistungen (z.B. technische 
Beratung), die für den Kongress 
nach Bedarf erbracht werden(z.B. 
Unterstützung bei der Anschaf-
Im Jahr 1972 gründete der US-Kongress das Office of Technology Assessment 
(OTA) mit der Aufgabe, ihn mit Informationen und Analysen zu Wissenschafts- 
und Technologiefragen zu versorgen. Obwohl der US-Kongress die Finanzierung 
des OTA im Jahr 1995 eingestellt hat, besteht nach wie vor Bedarf an unabhängi-
ger, fundierter, transparenter, termingerechter und zuverlässiger Wissenschafts- 
und Technologieberatung in politischen Fragen. Aus diesem Grund gab es in der 
Vergangenheit auch eine Reihe von Anläufen, das OTA wiederzubeleben, die je-
doch alle nicht erfolgreich waren. Seit 2001 führt nun das Government Accoun-

















10 > Analyse von Rechtsentscheidungen 
und Gutachten.
LEISTUNGSBEWERTUNG
Das GAO bietet dem Steuerzahler ein 
hervorragendes Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis. Die finanziellen Einsparungen 
durch die Arbeit des GAO beliefen sich 
im Finanzjahr 2010 auf 49,9 Mrd. US-
Dollar – dies bedeutet eine Rendite von 
87 US-Dollar pro in das GAO inves-
tierten Dollar. Darüber hinaus konnte 
das GAO 1.361 nichtfinanzielle Leis-
tungen für den amerikanischen Steuer-
zahler verzeichnen. 61 % der vom GAO 
herausgegebenen Produkte enthielten 
Empfehlungen. In den vergangenen 
Jahren wurden etwa 80 % der Emp-
fehlungen innerhalb von fünf Jahren 
nach dem erstmaligen Vorschlag um-
gesetzt. Des Weiteren gab das GAO 
192 Stellungnahmen vor verschiede-
nen Kongressausschüssen ab.
STRUKTUR DES CSTE
Das CSTE gehört dem Office of Ap-
plied Research and Methods (ARM) 
des GAO an und wird gemeinsam ge-
leitet von dem wissenschaftlichen Lei-
ter des GAO, Dr. Timothy M. Persons, 
und dem technischen Leiter des GAO, 
Dr. Nabajyoti Barkakati. Im Novem-
ber 2010 waren insgesamt 39 Analy-
tiker beschäftigt, darunter drei Senior 
Technical Fellows, sieben stellvertre-
tende Direktoren und 29 Wissenschaft-
ler, Ingenieure und IT-Spezialisten (vie-
le davon promoviert) aus einem breiten 
Spektrum von Disziplinen: Naturwis-
senschaften, Ingenieurwissenschaften, 
Biowissenschaften, Informatik und 
Unternehmensforschung. Zur Erwei-
terung seiner Kapazitäten im Bereich 
der Technikfolgenabschätzung erhält 
das CSTE fachliche Unterstützung in-
nerhalb des ARM u.a. durch Sozial-
wissenschaftler, Statistiker, Methodi-
ker und Datenanalysten.
rechnungsprüfer), der eine Amtszeit von 
15 Jahren hat – eine der längsten in der 
Regierung. Diese Kontinuität in der 
Führung trägt dazu bei, die Unabhän-
gigkeit und Objektivität des GAO zu ge-
währleisten. Gene L. Dodaro, seit März 
2008 kommissarischer Leiter, wurde 
vom Präsidenten als Comptroller Gene-
ral nominiert und wartet zurzeit auf sei-
ne Bestätigung durch den Senat.
Das GAO ist bekannt für aktuelle 
Analysen, die professionell, objektiv, 
fundiert, ideologisch unabhängig, un-
parteiisch, unvoreingenommen und 
ausgewogen sind. Unter den die Le-
gislative unterstützenden Organen 
zeichnet sich das GAO dadurch aus, 
dass viele seiner Berichte Originalda-
ten präsentieren, die in umfangreicher 
Feldforschung ermittelt werden. Alle 
GAO-Berichte sollen drei Grundwer-
te widerspiegeln: Verantwortlichkeit, 
Integrität und Zuverlässigkeit. Da-
her arbeitet das GAO nach strengen 
professionellen Prüf- und Referenz-
standards. Alle Fakten und Analy-
sen in GAO-Studien werden sorgfäl-
tig überprüft.
Die meisten Arbeiten des GAO werden 
auf Anforderung der Ausschüsse (d.h. 
dem/der Ausschussvorsitzenden (Mehr-
heitspartei) oder dem höchstrangigen 
Mitglied der Minderheitspartei) durch-
geführt oder sie sind durch Gesetze oder 
Ausschussberichte legitimiert. Darüber 
hinaus führt das GAO auch auf eigene 
Initiative Audits, Untersuchungen und 
Evaluierungen durch. Neben der Erstel-
lung von Technikfolgenabschätzungen 
erweitert dass GAO den Kenntnisstand 
des Kongresses u.a. durch:
> Berichte über die Effektivität von Re-
gierungsprogrammen und -politik;
> Überprüfung, ob Behörden Bundes-
mittel effizient und effektiv einge-
setzt haben;
> Untersuchung von Vorwürfen ille-
galer und missbräuchlicher Hand-
lungen; 
laufen: Das CSTE hat sich bereits 
mit einigen Kongressausschüssen 
getroffen und über eine breite Palet-
te möglicher TA-Themen diskutiert. 
Die zwei aktuellen TA-Arbeiten des 
CSTE (»Climate Engineering« und 
»Alternative Neutron Detection Sys-
tems«) sind die ersten Aufträge, de-
ren Themen auf diese Weise gene-
riert wurden. 
> Der Auftrag, wissenschaftliche Peer 
Reviews von TA-Berichten durch-
zuführen, wird kontinuierlich um-
gesetzt. Beispielsweise erfolgte bei 
den beiden aktuellen TA-Arbeiten 
des CSTE ein Reviewprozess durch 
die US National Academies.
> Standards und Verfahren für parla-
mentarische Technikfolgenabschät-
zungen sollen definiert werden. Im 
Zuge der beiden laufenden TA-Pro-
jekte werden diese verfeinert.
> Darüber hinaus sollen Metriken für 
TA entwickelt werden, die es mög-
lich machen, den Wert der TA-Ka-
pazität einzuschätzen. Dieser As-
pekt wird formal in einer bevor-
stehenden Best-Practice-Analyse 




Das GAO ist eine unabhängige Behör-
de in der Legislative. Das oft als »in-
vestigativer Arm« oder »Wachhund des 
Kongresses« bezeichnete GAO unter-
sucht, wofür das Geld der Steuerzahler 
ausgegeben wird und wie die Regierung 
ihre Arbeit macht. Darüber hinaus be-
rät es Parlamentarier und Behörden-
leiter über Möglichkeiten zur Verbes-
serung der Regierungsarbeit und hilft 
somit dem Kongress, die Leistungsfä-
higkeit und Verantwortlichkeit der US-
Bundesregierung zum Wohl der ame-
rikanischen Bevölkerung zu erhöhen.
Leiter des GAO ist der »Comptroller 

















10> Technology Assessment: Protecting 
Structures and Improving Commu-
nications during Wildland Fires, 
GAO-05-380, April 2005
> Technology Assessment: Securing 
the Transport of Cargo Containers, 
GAO-06-68SU, Januar 2006 (nur 
für den Dienstgebrauch)
> Technology Assessment: Explosives
Detection Technologies to Protect 
Passenger Rail, GAO-10-590SU, 
Mai 2010 (nur für den Dienstge-
brauch) und GAO-10-898, Juli 2010 
(öffentliche Version)
LAUFENDE PROJEKTE
> Climate Engineering: Technical 
Status, Social Context, and Future 
Pros pects, GAO-11-71, voraussicht-
liches Erscheinungsdatum: 15. Fe-
bruar 2011
> Alternative Neutron Detection Sys-
tems, voraussichtliches Erschei-
nungsdatum: 15. Juni 2011
> Subsea Oil Spill Technologies: Sta-
tus and Promise, voraussichtl iches 
Erscheinungsdatum: 15. Januar 
2012
POTENZIELLE PROJEKTE
> Synthetic Biology: Societal Impacts 
and Future Implications
> Census Technologies 2020
> Supply Chain Security: Mitigating 
the Risk of Counterfeit Products in 
Federal Systems
> Intelligence, Surveillance, and Re-
connaissance Systems: Technical 
Status and Future Prospects
Timothy M. Persons 
Nabajyoti Barkakati
zur Aufnahme in das Kongressproto-
koll genutzt werden.
Die Bandbreite von Themen, die das 
CSTE für den Kongress aufgreifen kann, 
ist groß und soll dem gesamten Spektrum 
von Ausschüssen und Unterausschüssen 
im US-Kongress gerecht werden. Das 
US-Repräsentantenhaus verfügt zurzeit 
über 23 aktive Ausschüsse (drei Sonder-
und 20 ständige Ausschüsse), die in 
104 Unterausschüsse unterteilt sind, 
während der US-Senat gegenwärtig über 
17 ständige Ausschüsse verfügt, die in 
70 Unterausschüsse unterteilt sind. Das 
CSTE kann daher mit TA-Arbeiten be-
auftragt werden zu so unterschiedli-
chen Themen wie beispielsweise Ener-
gie und Klimawandel, Biomedizin und 
Gesundheit, nationale und innere Sicher-
heit, Verkehr und Infrastruktur sowie 
zu Fragen der Informationssicherheit. 
VERÖFFENTLICHUNGEN
UND PROJEKTE
Die Adressaten der TA-Berichte des 
GAO sind in erster Linie die beauf-
tragenden oder anfordernden Kon-
gressausschüsse. Bei weiterer Freigabe 
können sie aber auch anderen interes-
sierten Ausschüssen und Kongressmit-
gliedern dienen. Als eine Behörde, die 
großen Wert auf Zuverlässigkeit und 
Transparenz legt, stellt das GAO mög-
lichst viele seiner Berichte im Internet 
(www.gao.gov) für die Öffentlichkeit 
zur Verfügung.
Die folgende Zusammenstellung von 
abgeschlossenen, laufenden und poten-
ziellen Studien liefert eine Momentauf-
nahme der Arbeiten des GAO im Be-
reich der Technikfolgenabschätzung:
ABGESCHLOSSENE PROJEKTE
> Technology Assessment: Using Bio-
metrics for Border Security, GAO-
03-174, November 2002
> Technology Assessment: Cybersecu-
rity for Critical Infrastructure Pro-
tection, GAO-04-321, Mai 2004
ARBEITSABLÄUFE UND THEMEN
Das GAO initiiert Technikfolgenab-
schätzungen über drei verschiede-
ne Mechanismen (geordnet nach Be-
deutung): (1) gesetzlicher Auftrag, (2) 
Rechtshilfeersuchen eines Ausschus-
ses des Kongresses sowie (3) im Auf-
trag des obersten Rechnungsprüfers 
der Vereinigten Staaten (dem Chef 
des GAO). Als Leiter von TA-Stu-
dien stellt einer der beiden wissen-
schaftlichen und technischen Leiter 
entsprechend dem Thema multidiszi-
plinäre Teams zusammen und erstellt 
einen Projektplan, der Aufbau, In-
formationssammlung, Formulierung 
von Botschaften sowie Berichterstel-
lung, Überprüfung (sowohl intern als 
auch extern) und Verfahrensschritte 
vor der endgültigen Fertigstellung der 
Berichte enthält.
Die Prüfprozesse für TA-Arbeiten des 
GAO umfassen sowohl interne als auch 
externe Elemente. Aufbau, Formulie-
rung von Botschaften und Berichter-
stellung betreffen in erster Linie interne 
Verfahren. Zur Ergänzung der internen 
Produktprüfung, insbesondere im Hin-
blick auf wissenschaftliche und techni-
sche Fragen, schließt das GAO Verträ-
ge mit den US National Academies ab, 
um Gremien zusammenzustellen und 
vertrauliche externe Prüfmechanismen 
zu entwickeln.
Das CSTE ist darum bemüht, nach ei-
nem Zeitplan zu arbeiten, der für Ge-
setzgebungsverfahren relevant ist. Des-
wegen müssen die Berichte so erstellt 
werden, dass die endgültige Abgabe in-
nerhalb von 12 Monaten oder weniger 
erfolgen kann. Durch periodische Sta-
tusberichte erhalten die beauftragen-
den oder anfordernden Ausschüsse In-
formationen über den aktuellen Stand 
der Studien. Die TA-Berichte des GAO 
können von den parlamentarischen 
Auftraggebern zur Unterstützung in 
Gesetzgebungsfragen für Kongressan-
hörungen, für Stellungnahmen oder 
KONTAKT




441 G St., NW
Washington, D.C. 20765
Tel.: +1 202 512-6412
Fax: +1 202 512-3938
www.gao.gov
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10 EPTA-NETZWERK TRIFFT SICH
IN KOPENHAGEN  
Vom 2. bis 3. November 2010 fand 
das jährliche Treffen der europäischen 
parlamentarischen Einrichtungen für 
Technikfolgenabschätzung (European 
Parliamentary Technology Assessment, 
EPTA) statt. Da Dänemark in diesem 
Jahr die EPTA-Präsidentschaft innehat, 
luden das dänische Parlament zusam-
men mit dem Teknologirådet (Danish 
Board of Technology) nach Kopenha-
gen ein. 
Das Treffen bestand wie jedes Jahr 
aus zwei parallelen Veranstaltungen, 
dem EPTA-Council, in dem das EPTA-
Netzwerk betreffende Themen im in-
ternen Kreis diskutiert und ggf. ent-
schieden werden, sowie der öffent-
lichen EPTA-Konferenz, die sich in 
diesem Jahr dem Thema »Routes to 
Sustainable Transport« widmete. 
Auf der Sitzung des EPTA-Councils 
wurde die Aufnahme des US Govern-
mental Accountability Office (GAO) 
als assoziiertes EPTA-Mitglied ver-
einbart. Bis auf die Tatsache, dass das 
GAO seinen Sitz nicht in Europa, son-
dern in den Vereinigten Staaten hat, 
erfüllt es alle formalen Kriterien für 
eine EPTA-Vollmitgliedschaft. Da eine 
verstärkte internationale – möglichst 
globale – Kooperation der Technikfol-
genabschätzung bereits seit längerem 
im EPTA-Netzwerk diskutiert und 
auf breiter Basis befürwortet wird, 
ist die Aufnahme des GAO konsequent 
und könnte sich als Meilenstein in 
der weiteren Entwicklung von EPTA 
erweisen. 
Einen breiten Raum nahm auch die Prä-
sentation und Diskussion des EU-Pro-
jekts PACITA (Parliaments and Civil
Society in Technology Assessment) ein, 
das von einem Konsortium von EPTA-
Mitgliedern durchgeführt werden 
wird. Dessen Kernziel ist die Förde-
rung der Idee parlamentarischer TA 
in Europa. Dazu sollen in ausgewähl-
ten Ländern, in denen es bisher keine 
institutionalisierte (parlamentarische) 
TA gibt, die Bedingungen und Mög-
lichkeiten des Aufbaus von TA-Kapa-
zitäten eruiert und mögliche Träger 
der Entwicklung einer nationalen TA-
Infrastruktur identifiziert und unter-
stützt werden. Auf diese Weise könnte 
das Projekt als Nukleus für die Vertie-
fung der Zusammenarbeit, die Nut-
zung von Synergien und nicht zuletzt 
für die Identifizierung neuer Partner, 
insbesondere in den osteuropäischen 
EU-Staaten, dienen.
Die diesjährige EPTA-Konferenz mit 
dem Titel »Routes to Sustainable
Transport« hatte zielte darauf, den 
Stand der Diskussion und Umsetzung 
des Leitbilds »Nachhaltiger Verkehr« 
in EPTA-Ländern im Überblick dar-
zustellen. Im Mittelpunkt stand der 
Erfahrungs- und Ideenaustausch von 
Parlamentariern und europäischen Ver-
kehrsfachleuten. Kernpunkte der Dis-
kussion waren:
> Herausforderungen, Perspektiven 
und Entwicklungen von Politiken 
und Strategien für einen Nachhal-
tigen Verkehr,
> Energienutzung im Verkehrssektor,
> technologische Optionen für einen 
CO2-neutralen Verkehr,
> Aspekte der Landnutzung und 
Raumplanung sowie
> grenzüberschreitender Verkehr in-
nerhalb Europas.
Die Konferenz wurde – passend zum 
Veranstaltungsort, dem dänischen Par-
lament – im Format einer Parlaments-
anhörung durchgeführt. In jeder the-
matischen Sektion gab es einen aktiven 
Dialog: Ein Panel, besetzt mit Parla-
mentariern, richtete Fragen an die vor-
tragenden Verkehrsexperten, und in 
einem gemeinsamen Austausch von 
Argumenten wurde ein tieferes Ver-
ständnis für die Herausforderungen 
und möglichen Lösungswege hinsicht-
lich eines nachhaltigeren Verkehrs 
entwickelt. 
Die nächste EPTA-Konferenz wird im 
Herbst 2011 in Berlin stattfinden.
TAB ÜBERNIMMT 
EPTA-PRÄSIDENTSCHAFT 2011
2011 wird das TAB die EPTA-Prä-
sidentschaft übernehmen. Die Präsi-
dentschaft rotiert im jährlichen Tur-
nus unter den EPTA-Vollmitgliedern. 
Das letzte Mal war das TAB im Jahr 
2000 damit betraut. Eine der Haupt-
aufgaben der EPTA-Präsidentschaft ist 
die Organisation der internationalen 
EPTA-Herbstkonferenz. Die Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für 
Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung, Ulla Burchardt, so-
wie der Leiter des TAB, Prof. Dr. Ar-
min Grunwald, freuen sich darauf, 
Parlamentarier, Wissenschaftler und 
die interessierte Öffentlichkeit zu die-
ser Konferenz in einem Jahr in Berlin 
begrüßen zu dürfen. 
Zurzeit hat EPTA 14 Voll- und fünf 
assoziierte Mitglieder. Gegründet im 
Jahr 1990 hat das Netzwerk zum Ziel, 
den Erfahrungsaustausch und die inter-
nationale Kooperation von Einrichtun-
gen zu befördern, die für Parlamente 
in Europa Technikfolgenabschätzung 
als wissenschaftliche Beratungsleistung 
für politische Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozesse erbringen.
TA-AKTIVITÄTEN IM IN- UND AUSLAND
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10Die im Folgenden aufgeführten Arbeitsberichte, Hintergrund- und Diskussionspapiere (begrenzte Auflage) sind in
gedruckter Form noch verfügbar und können kostenlos beim Sekretariat des TAB angefordert werden – per Fax, E-Mail
oder Postkarte. Im Weiteren sind unsere Buchpublikationen aufgeführt, die – soweit noch lieferbar – über den Buch-
handel bezogen werden können. Auf unserer Homepage www.tab-beim-bundestag.de/de/publikationen/index.html
findet sich eine vollständige Publikationsliste mit der Möglichkeit des Downloads von Zusammenfassungen und ausge-
wählten Berichten sowie des zweimal pro Jahr erscheinenden TAB-Briefs.
VERFÜGBARE PUBLIKATIONEN DES TAB
TAB-ARBEITSBERICHTE
R. Lindner, M. Nusser, A. Zimmermann, J. Hartig,
B. Hüsing
Medizintechnische Innovationen – Herausforderungen 
für die Forschungs-, Gesundheits und Wirtschaftspolitik.
Nr. 134, Dezember 2009
A. Thielmann, A. Zimmermann, S. Gauch, M. Nusser, 
J. Hartig, S. Wydra, C. Blümel, K. Blind
Blockaden bei der Etablierung neuer
Schlüsseltechnologien.
Nr. 133, Juli 2009
U. Riehm, Ch. Coenen, R. Lindner,
C. Blümel
Öffentliche elektronische Petitionen und bürgerschaft-
liche Teilhabe. Nr. 127, September 2008
D. Oertel
Energiespeicher – Stand und Perspektiven. Nr. 123,
Februar 2008
Ch. Revermann, P. Georgieff, S. Kimpeler
Mediennutzung und eLearning in Schulen. Nr. 122,
Dezember 2007
Ch. Coenen, U. Riehm
Internetkommunikation in und mit
Entwicklungsländern – Chancen für die
Entwicklungszusammenarbeit am Beispiel Afrika.
Nr. 118, Juni 2007
M. Nusser
Handlungsoptionen zur Stärkung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit forschungs- und wissens-
intensiver Branchen in Deutschland am Beispiel der
pharmazeutischen Industrie. Nr. 116, März 2007
St. Kinkel, M. Friedewald, B. Hüsing, G. Lay, R. Lindner
Arbeiten in der Zukunft – Strukturen und Trends der
Industriearbeit. Nr. 113, Januar 2007
Ch. Revermann, A. Sauter
Biobanken für die humanmedizinische Forschung und 
Anwendung. Nr. 112, Dezember 2006
J. Hemer
Akademische Spin-offs in Ost- und Westdeutschland und 
ihre Erfolgsbedingungen. Nr. 109, Mai 2006
D. Oertel, A. Grunwald
Potenziale und Anwendungsperspektiven der Bionik.
Nr. 108, April 2006
Ch. Revermann
eLearning in Forschung, Lehre und Weiterbildung in
Deutschland. Nr. 107, März 2006
Ch. Rösch, M. Dusseldorp, R. Meyer
Precision Agriculture. (2. Bericht zum TA-Projekt »Moderne
Agrartechniken und Produktionsmethoden – ökonomische 
und ökologische Potenziale«), Nr. 106, Dezember 2005
P. Georgieff, S. Kimpeler, Ch. Revermann
eLearning in der beruflichen Aus- und Weiterbildung.
Nr. 105, Dezember 2005
J. Edler
Nachfrageorientierte Innovationpolitik.
Nr. 99, April 2005
R. Grünwald, D. Oertel
Leichter-als-Luft-Technologie. Nr. 97, November 2004
R. Meyer
Potenziale zur Erhöhung der Nahrungsmittelqualität.
Nr. 87, April 2003
L. Hennen, Th. Petermann, C. Scherz
Langzeit- und Querschnittsfragen in europäischen
Regierungen und Parlamenten. Nr. 86, Februar 2003
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Innovationsbedingungen des E-Commerce –
der elektronische Handel mit digitalen Produkten.
Nr. 8, März 2002
U. Riehm
Innovationsbedingungen des E-Commerce –
die technischen Kommunikationsinfrastrukturen
für den elektronischen Handel.
Nr. 7, Februar 2002
Th. Petermann
Innovationsbedingungen des E-Commerce – 
das Beispiel Produktion und Logistik. 
Nr. 6, Dezember 2001
B. Hüsing, K. Menrad, M. Menrad, G. Scheef
Functional Food – Funktionelle Lebensmittel. 
Nr. 4, September 1999
N. Roloff, B. Beckert
Staatliche Förderstrategien für die Neurowissenschaften.
Nr. 15, April 2006
Ch. Revermann
eLearning in Forschung, Lehre und Weiterbildung
im Ausland. Nr. 14, April 2006
Pharmakogenetik. 
Nr. 13, September 2005
Ch. Revermann
eLearning – europäische eLearning-Aktivitäten:
Programme, Projekte und Akteure.
Nr. 11, Dezember 2004
D. Oertel, Th. Petermann, C. Scherz
Technologische Trends bei Getränkeverpackungen
und ihre Relevanz für Ressourcenschonung und
Kreislaufwirtschaft. Nr. 9, August 2002
A. Grunwald, R. Grünwald, D. Oertel, H. Paschen
Kernfusion. Nr. 75, März 2002
H. Paschen, G. Banse, Ch. Coenen, B. Wingert
Neue Medien und Kultur. Nr. 74, November 2001
Ch. Revermann, L. Hennen
Klonen von Tieren. Nr. 65, März 2000
Th. Petermann, A. Sauter
Xenotransplantation. Nr. 64, Dezember 1999
R. Meyer, A. Sauter
Umwelt und Gesundheit. Nr. 63, September 1999
Th. Petermann, Ch. Coenen, R. Grünwald
Militärische Nutzung des Weltraums und Möglichkeiten 
der Rüstungskontrolle im Weltraum.
Nr. 85, Februar 2003
L. Hennen
Technikakzeptanz und Kontroversen über Technik:
Positive Veränderung des Meinungsklimas – konstante 
Einstellungsmuster. Nr. 83, November 2002
U. Riehm, Th. Petermann, C. Orwat, Ch. Coenen,
Ch. Revermann, C. Scherz, B. Wingert
E-Commerce. Nr. 78, Juni 2002
Th. Petermann, A. Sauter
Biometrische Identifikationssysteme. Nr. 76, Februar 2002
TAB-HINTERGRUNDPAPIERE
TAB-DISKUSSIONSPAPIERE
Neue Herausforderungen für die deutsche 
TSE-Forschung und ihre Förderung.
Nr. 9, Juli 2002
Th. Petermann
Technikfolgen-Abschätzung und Diffusionsforschung – 
ein Diskussionsbeitrag. Nr. 8, März 2000
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Bedürfnisse als Innovationsmotor. 
Konzepte und Instrumente nachfrageorientierter
Innovationspolitik. 
2007 (Bd. 21)
J. Jörissen, R. Coenen
Sparsame und schonende Flächennutzung .
Entwicklung und Steuerbarkeit des Flächenverbrauchs. 
2007 (Bd. 20)
Th. Petermann, Ch. Revermann, C. Scherz
Zukunftstrends im Tourismus. 
2006 (Bd. 19)
A. Grunwald, G. Banse, Ch. Coenen, L. Hennen
Netzöffentlichkeit und digitale Demokratie.
Tendenzen politischer Kommunikation im Internet.
2006 (Bd. 18)
L. Hennen, A. Sauter
Begrenzte Auswahl?
Praxis und Regulierung der Präimplantationsdiagnostik 
im Ländervergleich.
2004 (Bd. 17)
Th. Petermann, Ch. Coenen, R. Grünwald
Aufrüstung im All.




Wissenschaftlicher Diskurs, öffentliche Debatte und
politische Rahmenbedingungen.
2003 (Bd. 15)
U. Riehm, Th. Petermann, C. Orwat, Ch. Coenen,
Ch. Revermann, C. Scherz, B. Wingert
E-Commerce in Deutschland.
Eine kritische Bestandsaufnahme zum elektronischen 
Handel.
2003 (Bd. 14)
M. Friedewald, O. Raabe, D.J. Koch, P. Georgieff,
P. Neuhäusler
Ubiquitäres Computing.
Das »Internet der Dinge« – Grundlagen, Anwendungen, 
Folgen. 
2010 (Bd. 31)
Ch. Revermann, K. Gerlinger
Technologien im Kontext von Behinderung.
Bausteine für Teilhabe in Alltag und Beruf.
2010 (Bd. 30)
U. Riehm, Ch. Coenen, R. Lindner, C. Blümel
Bürgerbeteiligung durch E-Petitionen.
Analysen von Kontinuität und Wandel im Petitionswesen.
2009 (Bd. 29)
K. Gerlinger, Th. Petermann, A. Sauter
Gendoping. 
Wissenschaftliche Grundlagen – Einfallstore – Kontrolle.
2008 (Bd. 28)
St. Kinkel, M. Friedewald, B. Hüsing, G. Lay, R. Lindner
Arbeiten in der Zukunft.
Strukturen und Trends der Industriearbeit. 
2008 (Bd. 27)






Treibhausgas – ab in die Versenkung?
Möglichkeiten und Risiken der Abscheidung und
Lagerung von CO2.
2008 (Bd. 25)
L. Hennen, R. Grünwald, Ch. Revermann, A. Sauter
Einsichten und Eingriffe in das Gehirn.
Die Herausforderung der Gesellschaft durch die
Neurowissenschaften. 
2008 (Bd. 24)
Ch. Revermann, A. Sauter
Biobanken als Ressource der Humanmedizin.
Bedeutung, Nutzen, Rahmenbedingungen.
 2007 (Bd. 23)
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10 R. Meyer, Ch. Revermann, A. Sauter
Biologische Vielfalt in Gefahr?
Gentechnik in der Pflanzenzüchtung.
1998 (Bd. 6)
Th. Petermann (unter Mitarbeit von Ch. Hutter u. 
Ch. Wennrich)
Folgen des Tourismus – Gesellschaftliche, ökologische 
und technische Dimensionen (Band 1).
1998 (Bd. 5)
L. Hennen, Ch. Katz, H. Paschen, A. Sauter
Präsentation von Wissenschaft im gesellschaftlichen
Kontext – Zur Konzeption eines Forums für
Wissenschaft und Technik.
1997 (Bd. 4)
Th. Petermann, M. Socher, Ch. Wennrich
Präventive Rüstungskontrolle bei Neuen Technologien. 
Utopie oder Notwendigkeit?
1997 (Bd. 3)
Ch. Katz, J.J. Schmitt, L. Hennen, A. Sauter
Biotechnologien für die Dritte Welt –
Eine entwicklungspolitische Perspektive?
1996 (Bd. 2)
R. Coenen, S. Klein-Vielhauer, R. Meyer
Integrierte Umwelttechnik – Chancen erkennen
und nutzen.
1996 (Bd. 1)
Ch. Revermann, Th. Petermann
Tourismus in Großschutzgebieten.
Impulse für eine nachhaltige Regionalentwicklung.
2003 (Bd. 13)
H. Paschen, B. Wingert, Ch. Coenen, G. Banse
Kultur – Medien – Märkte. 
2002 (Bd. 12)
R. Meyer, J. Börner
Bioenergieträger – eine Chance für die »Dritte Welt«.
2002 (Bd. 11)
L. Hennen, Th. Petermann, A. Sauter
Das genetische Orakel.
Prognosen und Diagnosen durch Gentests – 
eine aktuelle Bilanz.
2001 (Bd. 10)
Ch. Revermann, L. Hennen
Das maßgeschneiderte Tier.
Klonen in Biomedizin und Tierzucht.
2001 (Bd. 9)
R. Meyer, A. Sauter
Gesundheitsförderung statt Risikoprävention?
Umweltbeeinflußte Erkrankungen als politische
Herausforderung.
2000 (Bd. 8)
Th. Petermann (unter Mitarbeit von Ch. Wennrich)
Folgen des Tourismus – Tourismuspolitik im Zeitalter 
der Globalisierung (Band 2).
1999 (Bd. 7)
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Brennstoffzellen-Technologie: Hoffnungsträger für den 
Klimaschutz. Technische, ökonomische und ökologische 
Aspekte ihres Einsatzes im Verkehr und in der Energie-
wirtschaft.
Berlin: Erich Schmidt Verlag 2001
G. Halbritter, R. Bräutigam, T. Fleischer, S. Klein-Viel-
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Umweltverträgliche Verkehrskonzepte – Entwicklung 
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weltfreundlichere Verkehrsträger.
Berlin: Erich Schmidt Verlag 1999
J. Jörissen (unter der Mitarbeit von G. Bechmann)
Produktbezogener Umweltschutz und technische Normen.
Zur rechtlichen und politischen Gestaltbarkeit der euro-
päischen Normung
Köln: Carl Heymanns Verlag 1997
L. Hennen, Th. Petermann, J.J. Schmitt
Genetische Diagnostik – Chancen und Risiken
genetischer Diagnostik.
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R. Meyer, J. Jörissen, M. Socher
Technikfolgen-Abschätzung »Grundwasserschutz und 
Wasserversorgung«.
Berlin: Erich Schmidt Verlag 1995
A. Looß, Ch. Katz
Abfallvermeidung – Strategien, Instrumente und
Bewertungskriterien.
Berlin: Erich Schmidt Verlag 1995
Ch. Rösch, M. Dusseldorp, R. Meyer
Precision Agriculture.
Landwirtschaft mit Satellit und Sensor
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag 2007 
(Edition Agrar)
Th. Petermann, A. Grunwald (Hg.)
Technikfolgen-Abschätzung für den Deutschen Bundestag. 
Das TAB – Erfahrungen und Perspektiven wissenschaft-
licher Politikberatung
Berlin: edition sigma 2005
H. Paschen, Ch. Coenen, T. Fleischer, R. Grünwald, 
D. Oertel, Ch. Revermann
Nanotechnologie – Forschung, Entwicklung, Anwendung.
Berlin u.a.O.: Springer 2004
R. Meyer
Der aufgeklärte Verbraucher – Verbesserungspotenziale 
der Kommunikation über Nahrungsmittel.
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag 2004
A. Sauter, R. Meyer
Regionalität von Nahrungsmitteln in Zeiten der
Globalisierung.
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag 2004
R. Meyer
Nahrungsmittelqualität der Zukunft –
Handlungsfelder und Optionen.
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag 2004
R. Meyer, A. Sauter
Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittelangebot und 
-nachfrage. Eine Basisanalyse
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag 2004
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Technologien im Kontext 
von Behinderung
Bausteine für Teilhabe 
in Alltag und Beruf
möglichst gut entfaltet und Behinderun-Mit technischen Entwicklungen verbindet 
gen weitgehend vermieden oder kom-sich für Menschen mit Behinderung oft 
pensiert werden können. Thematisiert auch die Hoffnung auf eine bessere 
wird auch, wie Umweltbedingungen gesellschaftliche Teilhabe und Integra-
durch den Einsatz von Technologien so tion ins Arbeitsleben. Dieses Technik-
gestaltet werden können, dass sie für potenzial kann umso stärker Wirkung 
Menschen mit funktionalen Einschrän-entfalten, je mehr die Bedingungen, 
kungen möglichst niedrige Barrieren für normativen Grundlagen und wechsel-
die Lebensführung und soziale Teilhabe seitigen Verknüpfungen des Arbeits-
darstellen. Die Autoren beschreiben die platzes mit der umfassenden Ermittlung 
Zielgruppe dieser Technologien, analysie-der jeweiligen individuellen Konditionen 
ren die Rahmenbedingungen für deren sowie den notwendigen Maßnahmen der 
Einsatz am Arbeitsplatz und skizzieren zuständigen sozialen Institutionen abge-
die technologischen Zukunftspotenziale.stimmt werden. Aus einer solchen Per-
spektive beschreibt dieses Buch erstmals 
neu 2010 286 Seiten, kartoniertumfassend, wie mithilfe von neuen 



















REDAKTION Dr. Thomas Petermann
 Dr. Katrin Gerlinger
 unter Mitarbeit von
 Ulrike Goelsdorf
SATZ UND LAYOUT Ulrike Goelsdorf
 Johanna Kniehase
DRUCK Wienands PrintMedien GmbH,
 Bad Honnef
Den TAB-Brief können Sie kostenlos per E-Mail oder Fax beim Sekretariat
des TAB anfordern oder abonnieren. Er ist auch als PDF-Datei unter
www.tab-beim-bundestag.de verfügbar.
Nachdruck mit Quellenangabe gestattet. Belegexemplar erbeten.
Das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen
Bundestag (TAB) berät das Parlament und seine Ausschüsse in 
Fragen des technischen und gesellschaftlichen Wandels. Das 
TAB ist eine organisatorische Einheit des Instituts für Technik-
folgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des Karlsruher 
Instituts für Technologie (KIT). Das TAB arbeitet seit 1990 auf 
der Grundlage eines Vertrags zwischen dem KIT und dem Deut-
schen Bundestag und kooperiert zur Erfüllung seiner Aufgaben 
seit 2003 mit dem FhG-Institut für System- und Innovations-
forschung (ISI), Karlsruhe.
Leiter Prof. Dr. Armin Grunwald
stv. Leiter Dr. Thomas Petermann
BÜRO FÜR TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG
BEIM DEUTSCHEN BUNDESTAG
Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
Neue Schönhauser Str. 10
10178 Berlin
Fon +49 30 28491-0
Fax +49 30 28491-119
buero@tab-beim-bundestag.de
www.tab-beim-bundestag.de
